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Jede Stimme für eine humanistische Politik!

Im Sommer 2007, vor zehn Jahren, erreichte 
die von den USA ausgehende Welle von 

Bankpleiten die Bundesrepublik. Die Zocker-
schulden der kleinen Düsseldorfer Bank IKB 
in Höhe von mehr als einer Milliarde Euro 
wurden vom Staat übernommen. Ein gutes 
Jahr später traten Bundeskanzlerin Angela 
Merkel und der damalige Finanzminister 
Peer Steinbrück an einem Sonntagnachmit-
tag vor die Fernsehkameras und behaupte-

ten, die deutschen Spareinlagen seien sicher. 
Das war gelogen, es gab vielmehr klare Anzei-
chen für einen bevorstehenden Ansturm vor 
allem der Kleinsparer an die Automaten 
und Schalter der Banken. Man habe in den 
Abgrund geblickt, erklärte Steinbrück später. 
Der Bundestag stellte fast über Nacht eine 
halbe Billion Euro für Bürgschaften und Kre-
dite zur „Bankenrettung“ zur Verfügung. Seit-
her hat allein die Bundesregierung weit über  
200 Milliarden Euro für die „Rettung“ bank-
rotter Finanzinstitute ausgegeben, ver-
staatlichte verschiedene Banken oder stieg 
als Mitbesitzer ein – nur, damit das globale 
ebenso wie das bundesdeutsche Finanzkasino 
am Laufen blieb. Die Bundeskanzlerin forderte 
das Parlament zu einer „marktkonformen“ 
Demokratie auf, nannte u. a. die Staatsgaran-
tie für Banken „alternativlos“ und erfüllte so 
ihre oberste Pflicht: die Geiselnahme des Staa-
tes durch das Finanzkapital schönzureden. 
Möchte jemand tatsächlich wissen, wann 
die Re-Nationalisierung der EU, die massive 
Einschränkung der Macht des Parlaments 
begann und „Rechtspopulismus“, vor allem 
nationalistische Demagogie, von den Regie-
renden genutzt wurde, dann schaue er sich die 
Finanzoperationen jener Jahre an: Jeder Staat 

kämpfte zunächst um die „Rettung“ seiner 
Banken mit Notstandsmaßnahmen, d. h. mit 
diktatorischen Mitteln. An diesem Ausnah-
mezustand hat sich seither nichts geändert, 
Spekulanten und Abzocker „regieren durch“. 
Das Resultat: Die Reichen wurden reicher, die 
Armen ärmer.
Der inneren Verwahrlosung entspricht die 
nach außen: Krise und Beteiligung an Krie-
gen, forcierte Aufrüstung, Aufmarsch gegen 

Rußland sowie eine fortgesetzte 
Irrsinnsdebatte um deutsche 
Atomwaffen prägen die Reali-
tät in diesem Land, wenn am  
24. September Bundestagswah-
len stattfinden. Anders als bei 
den vorangegangenen 2009 und 
2013, die nach dem Beginn der 
Weltwirtschaftskrise stattfan-
den, bestimmt in diesem Jahr 
zudem der Aufschwung nationa-
listischer und neofaschistischer 
Kräfte außerhalb der Unionspar-
teien das politische Klima.
Drei Punkte sind vor diesem Hin-
tergrund für die Kampagnen 
der bürgerlichen Parteien maß-
gebend. Zunächst haben sie die 

Themen Krise und Krieg aus dem Wahlkampf 
herauszuhalten. Das scheint zu gelingen, 
zumal die Kriege mit deutscher Beteiligung 
von der breiten Öffentlichkeit medial fernge-
halten werden. Auch in der Linkspartei sind 
es nur wenige, die in dieser Hinsicht kon-
sequent Position beziehen. Das Motto aller 
anderen Parteien aber lautet: „Deutschland 
geht es gut.“ Da das für mindestens ein Drit-
tel der Bevölkerung nicht gilt, wird es von 
Regierungspolitikern nicht lautstark ver-
kündet, dafür von Medien, willfährigen Öko-
nomen und den Unternehmerverbänden. Die 
Existenz von Armut, jahrzehntelanger Real-
lohnsenkung und Umverteilung von unten 
nach oben wird bestritten. Das funktioniert, 
weil die etablierten Parteien davon ausgehen, 
daß das „untere“ Drittel nicht mehr wählen 
geht. Bei den Landtagswahlen in Nordrhein-
Westfalen am 14. Mai betrug die Wahlbeteili-
gung z. B. im reichsten Kölner Stadtbezirk über  
80 Prozent, im ärmsten gut 30 Prozent. Ähn-
liches gilt für alle Ballungsräume.
Zweitens bestimmt ähnlich unterschwellig der 
Satz „Deutschland ist stark“ den Wahlkampf 
2017. Die Kanzlerin dosiert Äußerungen in 
dieser Hinsicht sehr genau, läßt aber selbst 
gegenüber den USA aggressive Töne hören 

wie „nicht mehr verläßlich“ und „das Schick-
sal in die eigenen Hände nehmen“. Gegenüber 
den EU-Partnern spielt sie sich immer öfter als 
Zahl- und Zuchtmeister auf. Flankiert wird das 
von systematischer Kriegführung, Kriegsvor-
bereitung und Bürgerkriegsproben wie beim 
G20-Gipfel in Hamburg. Dritter Punkt: Der 
Aufschwung der AfD wurde vor diesem Hin-
tergrund eingedämmt, als Herrschaftsreserve 
für Krisensituationen bleibt sie aber erhalten. 
Ihr Programm wird, das läßt sich vorhersagen, 
von der nächsten Merkel-Regierung weitge-
hend übernommen werden.
In solcher Lage, in der die Aushöhlung der bür-
gerlich-parlamentarischen Demokratie weit 
vorangeschritten ist, wird die Wahlteilnahme 
für Kommunisten und Sozialisten Pflicht. Es 
gilt, die Parteien zu stärken, welche die Urhe-
ber der Krise haftbar machen wollen, die 
konsequent Stellung gegen imperialistische 
Kriege nehmen und Nationalisten und Neo-
faschisten offensiv entgegentreten. Es geht um 
jede Stimme für eine humanistische Politik.

Arnold Schölzel
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UN beschließen historisches Abkommen
122 Staaten haben am 7. Juli bei den Vereinten Nationen in New York einen Vertrag zum Verbot von Atomwaffen verabschiedet (siehe RF 235,  
Seite 3). Nach Jahrzehnten stockender Abrüstung senden sie eine klare Botschaft an die Atomwaffenstaaten: Die internationale Staatengemein-
schaft akzeptiert den bisherigen Sonderstatus der Atommächte nicht länger. Das völkerrechtlich verbindliche Abkommen verbietet neben der Her-
stellung, dem Einsatz und Besitz auch die Drohung mit einem Nuklearschlag sowie die Stationierung von Atomwaffen in anderen Staaten. 

Mit dem Atomwaffenverbotsvertrag wer-
den Atomwaffen weltweit stigmatisiert 

und delegitimiert. Aus der Präambel des Ver-
trags ist zu entnehmen, daß die katastropha-
len Folgen eines Einsatzes und die Risiken, 
die die schlichte Existenz der Atomwaffen 
mit sich bringen, ein Verbot von Atomwaf-
fen rechtfertigen. Der Vertrag verbietet unter 
jeglichen Umständen den Einsatz von Atom-
waffen. Auch die Drohung mit Atomwaffen 
wird untersagt, was bedeutet, daß auch die 
nukleare Abschreckung unter das Verbot fällt.  
Der Vertrag verbietet allen Staaten, die ihn 
unterzeichnen, die Entwicklung und Herstel-
lung oder den anderweitigen Erwerb von Atom-
waffen. Es folgt zudem logischerweise ein Verbot 
des Besitzes und der Lagerung von Atomwaffen.  
Auch Hilfeleistung zu diesen Aktivitäten ist Staa-
ten untersagt. Darunter fällt beispielsweise die 
nukleare Teilhabe der NATO, in deren Rahmen 
die US-Atomwaffen in fünf europäischen Län-
dern gelagert sind. Ziel der Verhandlungen – laut 
Mandat der Resolution der UN-Vollversamm-
lung – war neben dem Verbot von Atomwaffen 

auch ein Vertragswerk, das zur Eliminierung 
von Atomwaffen beitragen kann. Der Vertrags-
text orientiert sich nun an anderen Verträgen, 
die Massenvernichtungswaffen ächten, wie die 
Konventionen zu chemischen und biologischen 
Waffen, sowie dem Anti-Personenminenvertrag 
und dem Streumunitionsvertrag. Ein Atomwaf-
fenstaat, der plant, dem Vertrag beizutreten, 
muß alle Informationen über seinen Atomwaf-
fenbestand offenlegen, seine Atomwaffen außer 
Betrieb nehmen und einen Plan vorlegen, wie sie 
zerstört werden. 
Für die Staaten, die momentan im Rahmen der 
nuklearen Teilhabe Atomwaffen lagern und 
Infrastruktur sowie Trägersysteme zur Ver-
fügung stellen, gibt es explizit einen Weg zum 

Beitritt, in dem sie zuerst und innerhalb einer 
bestimmten Zeit den Abzug der Atomwaffen 
veranlassen. Der Vertrag muß sich zunächst 
im internationalen Völkerrecht etablieren 
und argumentativ angewendet werden. Dies 
wird sicherlich im Rahmen der Konferenzen 
zur Überprüfung des Atomwaffensperrver-
trags geschehen. Mit dem Vertragswerk haben 
die atomwaffenfreien Staaten jetzt ein Mittel, 
mehr Druck auf die Atomwaffenstaaten in bezug 
auf ihre Abrüstungsverpflichtung auszuüben.  
Auch die Zivilgesellschaft kann den Vertrag 
nutzen und fordern, daß die Atomwaffenstaa-
ten und ihre Bündnispartner sich nicht nur auf 
schwache Argumente wie „Realpolitik“ stützen. 
Sie sind nun politisch verpflichtet, sich mit dem 
Atomwaffenverbot auseinanderzusetzen. Künf-
tige Regierungen und Parlamente werden immer 
wieder prüfen müssen, ob sie nicht doch mit der 
Mehrheit der Staaten einig werden und Atom-
waffen ein für alle Male abschaffen wollen.

Xanthe Hall und Birte Vogel  
IPPNW (Internationale Ärzte für die Verhütung 
des Atomkriegs)

Eine atomwaffenfreie Welt ist nötig und möglich 

Während die Welt auf den G20-Gip-
fel schaute, wurde in New York Ge- 

schichte geschrieben. 122 UN-Mitgliedstaa-
ten beschlossen nach monatelangen Verhand-
lungen einen Verbotsvertrag für Atomwaffen. 
Das völkerrechtlich bindende Abkommen 
verbietet Entwicklung, Produktion, Besitz, 
Stationierung und Einsatz von Atomwaf-
fen. Allem Widerstand der Atommächte zum 
Trotz wird der Verbotsvertrag nach der Rati-
fizierung vermutlich noch in diesem Jahr in 
Kraft treten.
Während biologische und chemische Waffen, 
Landminen und Streubomben bereits inter-
national geächtet werden, klaffte im humani-
tären Völkerrecht bislang eine große Lücke: 
Die schrecklichsten und gefährlichsten Mas-
senvernichtungswaffen wurden über mehr 
als 70 Jahre vom Völkerrecht toleriert. Nun 
soll endlich der Tatsache Rechnung getragen 
werden, daß Atomwaffen mit den Genfer Kon-
ventionen, dem Kriegsrecht und den univer-
sellen Menschenrechten nicht vereinbar sind.
Die Atomwaffenstaaten haben den weltweiten 
Widerstand gegen diese Massenvernichtungs-
waffen ins Leere laufen lassen und sich auf die 
Formulierung hohler Versprechen beschränkt. 
Abrüstungsverpflichtungen wurden ignoriert, 
und statt dessen wurde unter dem Deckman-
tel von „Modernisierungen“ atomare Aufrü-
stung betrieben – auch in Deutschland, wo 
Luftwaffenpiloten vom Fliegerhorst Büchel 
aus weiterhin den Einsatz von Atomwaffen 
gegen Rußland trainieren.
Auch wenn der Verbotsvertrag selbst noch  
keinen einzigen Atomsprengkopf abschaffen 

wird, stellt er doch unmißverständlich fest, 
daß der Besitz von Atomwaffen mit dem 
humanitären Völkerrecht nicht vereinbar 
ist. Er erhöht damit den rechtlichen und 
moralischen Druck auf die neun Atomwaf-
fenstaaten, den Rest der Welt nicht länger 
in atomare Geiselhaft zu nehmen.
Wie effektiv diese Maßnahmen sein kön-
nen, hat man bei der Ächtung von Streu-
bomben sehen können. Am Ende waren es 
die Rüstungsfirmen, die die Produktion 
der international stigmatisierten Waffen-
systeme einstellten. Mit völkerrechtswidri-
gen Waffen kann man nun mal keine guten 
Geschäfte machen.
Nationale und globale Sicherheit läßt sich 
eben nicht durch Atomwaffen schaffen, son-
dern nur durch deren Abschaffung. Solange 
ein einzelner Mensch in der Lage ist, die 
Menschheit durch einen Knopfdruck aus-
zulöschen, kann von Sicherheit keine Rede 
sein.
Der Atomwaffenverbotsvertrag läutet auch 
das Ende der Abschreckungspolitik ein. Die 
Stationierung von US-Atomwaffen auf deut-
schem Boden ist mit dem Vertrag nicht ver-
einbar. Tritt der Verbotsvertrag in Kraft, 
verstößt die nukleare Teilhabe Deutsch-
lands und anderer NATO-Staaten künftig 
gegen geltendes Völkerrecht.
Ein kritischer Punkt im Vertrag ist die Ver-
ankerung des Rechts auf zivile Nutzung von 
Atomtechnologie in der Präambel. Damit 
wurde die Chance verpaßt, eine wichtige 
Lehre aus dem Atomwaffensperrvertrag zu 
ziehen: Die zivile Nutzung von Atomenergie 

ist eine der Hauptursachen für die Prolife-
ration von Atomwaffen.
Daß Staats- und Regierungsvertreter end-
lich über eine völkerrechtliche Ächtung von 
Atomwaffen verhandelten, ist der hartnäcki-
gen Arbeit der Zivilgesellschaft und vor allem 
der Internationalen Kampagne zur Abschaf-
fung von Atomwaffen (ICAN) zu verdanken. 
Die Argumente der Atombomben-Überleben-
den, der Mediziner und von Hilfsorganisatio-
nen wie dem Internationalen Roten Kreuz 
waren ausschlaggebend für den Erfolg.
Mit der völkerrechtlichen Ächtung und Stig-
matisierung von Atomwaffen wird auch die 
Bundesregierung vor die Wahl gestellt: Will 
sie trotz internationalem Verbot weiter-
hin atomare Massenvernichtungswaffen in 
Deutschland stationieren und deren Einsatz 
trainieren? Oder wird sie dem Wunsch der 
großen Mehrheit der Bevölkerung folgen und 
Atomwaffen auf deutschem Staatsgebiet end-
lich verbieten?
Die völkerrechtliche Ächtung von Atomwaf-
fen wird unsere Welt grundlegender und 
nachhaltiger verändern als alle vollmundi-
gen Versprechen der G20. Ein atomwaffen-
freies Deutschland, ein atomwaffenfreies 
Europa, ja sogar eine atomwaffenfreie Welt 
sind in greifbare Nähe gerückt. Es ist Zeit, daß 
Deutschland seine Blockadehaltung aufgibt 
und sich endlich der weltweiten Bewegung 
zur Abschaffung von Atomwaffen anschließt.
 Dr. Alex Rosen 

Dr. Rosen ist Kinderarzt und Vorsitzender der 
deutschen Sektion der IPPNW
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Abrüstung jetzt und hier beginnen!
Wolfgang Gehrcke (PDL) sprach am 29. Juni in 
der Plenardebatte des Deutschen Bundestags zu 
einem friedenspolitischen Antrag der Abgeord-
neten Gehrcke, Neu, Höger, van Aken, Buchholz, 
Dehm, Groth, Hänsel, Hunko, Kunert, Liebich, 
Movassat, Sitte, Ulrich, Vogler und der Fraktion 
Die Linke, den wir hier in Auszügen dokumen-
tieren:

Der Deutsche Bundestag fordert die Bundes-
regierung auf,
1. statt einer Agenda der Aufrüstung der NATO 
ein Programm der Abrüstung aufzulegen.
Als großes Land in der Mitte Europas hat 
Deutschland die Verantwortung, Entspan-
nung und Vertrauensbildung voranzubringen;
2. die auf verschiedenen NATO-Gipfeln debat-
tierte Orientierung, zwei Prozent des BIP für 
Rüstung einzusetzen, abzulehnen;
3. jegliche Exporte von deutschen Rüstungs-
gütern, inklusive Kleinwaffen, in die Länder 
außerhalb Europas sofort zu verbieten;
4. einen umfassenden Plan für die Industrie-
Konversion zu erarbeiten, um ohne Verlust von 
Arbeitsplätzen den Ausstieg aus der Rüstungs-
industrie einzuleiten und einen entsprechen-
den Strukturwandel in Gang zu setzen;

5. die Initiative für eine ständige Abrüstungs-
konferenz zu konventionellen und nuklearen 
Waffen in Europa im Rahmen der OSZE zu 
ergreifen, auf der Verhandlungen zu Truppen-
stärken, Waffenobergrenzen, Abstandsregeln 
und taktischen Atomwaffen mit Rußland auf-
genommen werden;
6. die Stationierung von Bundeswehreinhei-
ten an den Westgrenzen Rußlands sofort zu 
beenden. Deutschland wird sich nicht weiter 
an militärischen Manövern an den Grenzen 
Rußlands beteiligen;
7. die Stationierung von US-Atomwaffen auf 
dem Boden der Bundesrepublik und die nukle-
are Teilhabe umgehend aufzukündigen;
8. eine weitere Mitarbeit Deutschlands am 
Raketenschirm in Osteuropa einzustellen: Die 
Übernahme des Kommandos durch AIRCOM in 
Ramstein wird gestoppt und der Betrieb der 
Überwachungszentrale untersagt. Die Zah-
lung von finanziellen Projekt-Beiträgen wird 
eingestellt;
9. sich sofort im Rahmen der Vereinten Natio-
nen an den Verhandlungen über ein Verbot von 
Atomwaffen zu beteiligen und den rechtsver-
bindlichen deutschen Verzicht auf Atomwaffen 
zu bekräftigen. Die Bundesregierung wird an 

der nächsten Verbots-Verhandlungsrunde in 
New York konstruktiv teilnehmen;
10. eine Initiative für ein völkerrechtlich bin-
dendes Verbot von bewaffneten Drohnen, 
autonomen Waffensystemen und von atom-
waffenfähigen Marschflugkörpern auf den 
Weg zu bringen;
11. desgleichen Initiativen zur Eindämmung 
von Cyber Warfare zu unternehmen;
12. den Etat des Verteidigungsministeri-
ums 2018 in einem ersten Schritt um sechs 
Milliarden Euro zu kürzen. Die Beschaffung 
u. a. der Waffensysteme Korvette 130, der 
bewaffnungsfähigen Drohne Heron TP, des 
Kampfpanzers Leopard 2 (Nachlieferung), 
Transportpanzer Boxer, Airbus A400M so-
wie Mehrzweckkampfschiff 180, European 
Drone und taktisches Luftverteidigungs-
system MEADS sind zu streichen bzw. zu 
stoppen. Über diese Entscheidung hinaus 
wird Deutschland ab 2018 seine jährlichen 
Rüstungsausgaben um zehn Prozent senken.

Berlin, den 20. Juni 2017

Dr. Sahra Wagenknecht,  
Dr. Dietmar Bartsch und Fraktion

Albert Schweitzer: Warnung vor einem Atomkrieg (1958)

Leider ist die Gefahr, daß der kalte Krieg 
in einen Atomkrieg übergeht, heute viel 

größer als je zuvor. Sie hat ihren Grund in 
dem Aufkommen der fern gelenkten Raketen-
geschosse und den durch sie gegebenen Möglich-
keiten. In vergangenen Zeiten hat Amerika zum 
Prinzip gehabt, neben der Sowjetunion allein im 
Besitz von Atomwaffen zu blei ben. Es hatte kein 
Interesse, andere Staa ten mit Uran- und Was-
serstoffbomben auszustatten. ... Durch das Auf-
kommen von ferngelenkten Ra ketengeschossen 
von kleinerer und größe rer Reichweite ändert 
sich aber die Lage. So geht Amerika vom Dogma 
ab, keine Atomwaffen in andere Hände zu 
geben. Ein folgenschwerer Entscheid ... Nun-
mehr sind die bisher nicht vorhande nen Vor-
aussetzungen für einen zwischen Amerika und 
der Sowjetunion auf europäischem Boden mit 
Atomwaffen zu führenden Landkrieg gegeben. 
Von Westdeutschland aus kann das Ge biet der 
Sowjetunion durch ferngelenkte Mittelstrecken-
raketen bis zu 2400 Kilo meter Reichweite, bis 
Moskau und Char kow hin, beschossen werden ... 
So kann sich die Sowjetunion in der Lage fühlen, 
ein gegen sie, auf Grund des Vor handenseins von 
Raketengeschossen, un ternommenes Einkrei-
sungsmanöver ab wehren zu müssen ... Die durch 
das Aufkommen von atomaren Raketenwaf-
fen gesteigerte Kriegsgefahr wird größer noch 
dadurch, daß der Atom krieg wohl kaum auf 
Grund einer Kriegs erklärung von seiten einer 
Atommacht statthaben, sondern durch irgend-
ein Vorkommnis zufällig zum Ausbruch kom-
men wird. Schuld daran ist die nun mehr dem 
Faktor Zeit zukommende Be deutung. Der plötz-
lich Angreifende wird sich dem Angegriffenen 

gegenüber in einem Vorteil befinden, der ihm 
eine fast den Sieg be deutende Überlegenheit 
verleiht. Er wird ihm ermöglichen, dem Geg-
ner gleich zu Anfang Verluste beizubringen, die 
dessen Kampffähigkeit außerordentlich herab-
setzen.
So fühlt man sich hüben und drüben ge nötigt, 
des Überfalls täglich und stündlich gewärtig zu 
sein, um ihn durch eine augenblicklich erfolgte 
kraftvolle Abwehr soviel wie möglich zu ver-
eiteln. Diese Nötigung schnellster Abwehr ist 
es, wel che die große Gefahr des zufälligen Aus-
bruchs eines Atomkrieges in sich trägt. Bei 
der Schnelligkeit, mit der entschieden werden 
muß, was das auf dem Radarschirm sichtbar 
Werdende bedeutet, ist die Möglichkeit eines 
verhängnisvollen Irrtums gegeben, der unter 
Umständen den Ausbruch eines Atomkrieges 
zur Folge haben kann.
Dem amerikanischen General Curtis Le May 
zufolge muß man ernstlich mit dieser Möglich-
keit rechnen. Tatsächlich befand sich die Welt 
vor kurzem in einer solchen Gefahr. Die Radar-
station der amerikanischen Luftwaffe und die 
der amerikanischen Küste meldeten miteinan-
der, daß Geschwader unbekannter Bomber mit 
Überschall geschwindigkeit auf Amerika zukä-
men. Daraufhin hätte der General, der das stra-
tegische Bomberkommando befehligte, alsbald 
die Bomber zur Vergeltungsbom bardierung 
starten lassen müssen. Er konnte sich aber nicht 
dazu entschließen, womit er eine schwere Ver-
antwortung auf sich nahm. Kurz darauf stellte 
es sich heraus, daß die Radarstationen einem 
technischen Irrtum zum Opfer gefallen waren. 
Was hätte geschehen können, wenn ein weniger 

besonnener General an seiner Stelle gewesen 
wäre! In der nächsten Zeit wird die Gefahr eines 
durch Irrtum verursachten Atomkriegs noch 
größer sein ...
Eine merkwürdige Haltung in der Frage des 
Verzichts auf Atomwaffen nimmt Amerika ein. 
Es kann nicht anders, als aus Überzeugung für 
deren Abschaffung eintreten. Zugleich aber will 
es für den Fall, daß dies nicht Tatsache wird, 
sich, zusammen mit den Ländern der NATO, in 
einer möglichst günstigen militärischen Situa-
tion befinden. Darum dringt es dar auf, daß 
diese sich entschließen, die Ra ketengeschosse, 
die es ihnen anbietet, möglichst bald anzu-
nehmen. Es will wei terhin imstande sein, den 
Frieden durch Abschreckung des Gegners 
aufrechtzuer halten. Dabei muß es die Erfah-
rung ma chen, daß die meisten NATO-Staaten 
keine große Eile zeigen, sich die angebo tenen 
Waffen zu eigen zu machen. Sie haben näm-
lich mit einer bei ihnen immer stärker werden-
den öffentlichen Meinung zu rechnen, die dafür 
nicht zu haben ist. Es wäre von großer Bedeu-
tung, wenn Amerika in dieser Schicksalsstunde 
der Menschheit sich entschließen könnte, einzig 
an die Notwendigkeit des Verzichts auf Atom-
waffen und an die nur dadurch ermöglichte 
Vermeidung eines Atomkrieges zu denken. Die 
Theorie der Auf rechterhaltung des Friedens 
durch Ab schreckung des Gegners vermittelst 
ato marer Aufrüstung kann für die heutige Zeit 
der so gesteigerten Kriegsgefahr nicht mehr in 
Betracht kommen ... 

Aus dem zweiten Appell Albert Schweit zers zur 
Überwindung der Gefahr eines Atomkrieges 
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Patrik Köbele: Stoppt die Hochrüstung!  
Raus aus der NATO! 

Mitglieder der Deutschen Kommunisti-
schen Partei (DKP) haben am 24. Juni die 

Zufahrten des Fliegerhorstes Büchel in Rhein-
land-Pfalz blockiert. Hier (leicht gekürzt) die 
auf der Kundgebung gehaltene Rede des DKP-
Vorsitzenden Patrik Köbele:

„1. Wir fordern die Bundesregierung auf, an 
den gegenwärtig laufenden UN-Verhand-
lungen zur Ächtung von Kernwaffen teil-
zunehmen und diese nicht weiterhin zu 
boykottieren.

2. Wir fordern die Bundesregierung auf, die 
,nukleare Teilhabe‘ der Bundesrepublik 
Deutschland jetzt aufzugeben und die 
Lagerung von Kernwaffen auf deutschem 
Boden, wie beispielsweise im US-ameri-
kanischen Atomwaffenlager in Büchel/
Rheinland-Pfalz, zu verbieten. Diese Art 
der ,militärischen Friedenssicherung‘ muß 
der Vergangenheit angehören!“

Dieser Text ist nicht von mir, er ist keine Reso-
lution der Kommunisten, er ist ein Beschluß 
des evangelischen Kirchentages.
Was lerne ich daraus?

* Obwohl ich überzeugter Atheist bin, lerne 
ich daraus, daß mir viele Christen, die ehr-
lich für den Frieden eintreten, tausendmal 
näher sind als ein Außenminister, der sich 
mit SPD-Mitgliedsbuch Sozialdemokrat 
nennt und die Verhandlungen über die Äch-
tung der Atomwaffen boykottiert.

* Ich lerne daraus, daß dank dieser Christen 
auch in den Kirchen die Militaristen einen 
schweren Stand haben – obwohl es würgt, 
wenn bei Kirchentagen die Bundeswehr 
vertreten ist und die AfD im Podium sitzt.

* Ich lerne daraus, daß eine Bundesregie-
rung selbst diese ausgehöhlte Verfassung 
bricht, weil sie das Wohl der Menschen 
gefährdet, indem sie diese Verhandlungen 
boykottiert und Büchel zuläßt.

* Ich lerne daraus, daß man keinesfalls 
glauben darf, der Frieden, die Abrüstung 
würden alleine über Wahlen und Resolu-
tionen kommen, nein, alles muß man selber 
machen – wir brauchen eine starke Frie-
densbewegung, um sie müssen wir kämpfen.

* Ich lerne daraus, daß es richtig und zwin-
gend war und ist, daß wir, die Deutsche 
Kommunistische Partei, uns gemeinsam mit 
Genossinnen und Genossen der Sozialisti-
schen Deutschen Arbeiterjugend, der SDAJ, 
mit Genossinnen und Genossen unserer 
Schwesterparteien aus Luxemburg, Belgien 
und den Niederlanden, also mit Genossin-
nen und Genossen der KPL, der PTB und 
der NCPN, an dieser 20 Wochen dauernden 
Aktion der Friedensbewegung beteiligt 
haben. Heute morgen haben wir dichtge-
macht – nichts ging mehr. Ein Dank an alle, 
die geholfen haben.

* Ich lerne daraus, daß man den Medien bei 
ihrem Kriegsbegleitungskurs auf die Fin-
ger schauen muß. Wie kann es denn sein, 
daß jedes Gerücht eines Bloggers, das sich 

für den kriegstreibenden Kurs gegen Ruß-
land und China, für das Waffengerassel vor 
der koreanischen Halbinsel instrumenta-
lisieren läßt, durch die Medien geht, Titel-
seiten, Schlagzeilen, Headlines zur besten 
Sendezeit bekommt, während eine Konfe-
renz, an der 132 von 193 Staaten der Ver-
einten Nationen teilnehmen, medial einfach 
nicht stattfindet.
Liebe Freundinnen und Freunde,
wir standen vor einem Jahr in Büchel, wir 
hatten zwei Tore blockiert, diesmal haben 
wir unser Versprechen eingelöst, diesen 
Fliegerhorst, in dem völkerrechtswidrig 
Atomwaffen lagern, komplett zu blockieren.
Liebe Genossinnen und Genossen,
im letzten Jahr in Büchel hatten wir die 
Grußworte eines unseren Genossen, die 
damals von besonderer Bedeutung waren, 
die es jetzt erst recht sind. Es waren Gruß-
worte unseres Genossen Heinz Keßler, Kom-
munist, im Faschismus zur Roten Armee 
übergelaufen, seine Familie saß dafür im 
KZ, er wurde in Abwesenheit zum Tode 
verurteilt . Er war Mitunterzeichner des 
Gründungmanifests des Nationalkomitees 
Freies Deutschland, das Soldaten und Offi-
ziere vereinigte, die sich gegen den faschi-
stischen Krieg stellten. Unter Lebensgefahr 
ging er an die Front, um deutsche Solda-
ten aufzufordern, den Krieg zu beenden. 
Er ging zurück ins befreite Deutschland, 
um ein antifaschistisch-demokratisches 
Deutschland aufzubauen. Deutschland 
wurde gespalten, er übernahm Funktionen 
in der jungen DDR, nach der Gründung der 
BRD, der Gründung der Bundeswehr und 
der Integration in die Vorläufer der NATO 
stellte er sich dem Aufbau der Nationalen 
Volksarmee. Sie war und ist die einzige 
deutsche Armee, die sich nie an einem Krieg 
beteiligt hat, und die Aussage von Heinz ist 
legendär (er traf sie zu Zeiten, als er noch 
Verteidigungsminister war): „Wenn diese 
Armee (also die NVA) in den Krieg zieht, 
dann hat sie ihren wichtigsten Klassen-
auftrag nicht erfüllt, den Krieg nicht zuzu-
lassen.“
Es macht mir Angst, wenn es in der Links-
partei Überlegungen gibt , vom katego-
rischen Nein zu Auslandseinsätzen der 
Bundeswehr abzurücken. 
Ich ringe um jeden Grünen, ich ringe um 
jeden Sozialdemokraten, ich ringe um jedes 
Mitglied der Linkspartei, dem die Beteili-
gung an Regierungen wichtiger ist als das 
Nein zur NATO. Ich ringe um jeden Gewerk-
schafter, der aus Hoffnung auf Erhalt sei-
nes Arbeitsplatzes dem Rüstungskapital auf 
den Leim geht. Ich ringe um jeden Christen, 
der irrt, wenn er glaubt, eine Bundeswehr, 
die Armee eines der höchstentwickelten 
Imperialismen, könnte humanitäre Inter-
essen als Antrieb haben. Ich ringe um jeden 
Intellektuellen, der glaubt, sein Weg müsse 
auf die Seite der herrschenden Klasse und 
ihres Militarismus führen.

Dabei weiß ich aber eines: Entscheidend ist 
der Kurs der Arbeiterbewegung! Das weiß 
auch die herrschende Klasse, sie denkt voll 
Schrecken an die 80er Jahre des vergange-
nen Jahrhunderts zurück, als sich landauf, 
landab in Betrieben Friedensinitiativen bil-
deten und gleichzeitig und damit verbunden 
um die 35 Stunden Woche bei vollem Lohn- 
und Personalausgleich gekämpft wurde.
Aus dieser Zeit können wir viel lernen. Wir 
müssen den Friedenskampf dorthin tragen, 
wo wir leben und arbeiten. Wir brauchen 
Kämpfe um die sozialen Interessen, gegen 
die wachsende Ausbeutung, gegen die Spal-
tung der Ausgebeuteten. Und in beidem müs-
sen wir die Verbindungen deutlich machen. 
Kriege werden geführt für die imperialisti-
schen Ziele des Monopolkapitals, für seine 
Profite, für Transportwege, für Rohstoffe 
und Absatzmärkte. Und Kriege und Hoch-
rüstung kosten Geld, das über die Steu-
ern, über die Umverteilung aus den Massen 
gepreßt wird, zu ihren Lasten geht.
Einen Zwischenruf höre ich: „Ist doch 
immer noch besser als Trump!“ Nun, Trump 
ist ein Kriegstreiber, Rassist und Frauen-
feind – das hat die Herrschenden in unse-
rem Land an amerikanischen Präsidenten 
noch nie gestört. Reagan und Bush waren 
Kriegstreiber, Rassisten und Frauenfeinde, 
Obama zumindest Kriegstreiber. Was sie 
stört, ist sein möglicher Protektionismus, 
der stört die Exportwalze als Krisenbewäl-
tigung auf Kosten anderer Ökonomien. Was 
stört, ist seine geringe Kalkulierbarkeit vor 
allem auch bei der gemeinsamen Haltung 
gegen den Hauptgegner Rußland. Wenn 
aber was stört, dann nützt man es aus, für 
eigene Hochrüstungsrunden. Dabei hat der 
deutsche Imperialismus drei Eisen im Feuer, 
die nationale Hochrüstung, die Militarisie-
rung der EU und der Terraingewinn inner-
halb der NATO. Deswegen dürfen wir uns 
nicht von der Gefährlichkeit des deutschen 
Imperialismus ablenken lassen. Das Problem 
Trump müssen vor allem die Massen und die 
Klasse in den USA lösen. Natürlich muß man 
gemeinsam und weltweit den Kriegstreibern 
in den Arm fallen – aber eben nicht auf Basis 
des Vergessens der eigenen Kriegstreiber.
Deshalb gegen die NATO, den ideellen 
Gesamtmilitaristen der führenden Impe-
rialisten – raus aus diesem Kriegstreiber-
verein!
Deshalb gegen die aggressive Einkreisungs-
politik gegenüber der VR China und Rußland 

– Frieden mit Rußland!
Deswegen: Stoppt die Hochrüstungspläne 
der Bundesregierung, egal ob dazu die 
NATO-Vorgaben genutzt oder eigene Pläne 
umgesetzt werden!
Deshalb: Stopp aller Rüstungsexporte und 
Stopp aller Auslandseinsätze der Bundes-
wehr! Kein Werben fürs Sterben, Bundes-
wehr raus aus Schulen, Universitäten und 
Arbeitsagenturen, verhindert ihre Werbe-
kampagnen!
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Wie steht es um die Friedensbewegung in den USA?

Sonne in Kalifornien, Regenwetter in Ore-
gon, tiefer Winter in Boston und Frühling 

in Salt Lake City – eine sechswöchige Tour 
durch die USA von Ende Februar bis Mitte 
April 2017 war ein besonderes Erlebnis. Wäh-
rend meiner friedenspolitischen „speaker’s 
tour“ konnte ich hautnah den politi-
schen Umbruch spüren und dabei fast 
gleichzeitig diese kontrast reichen Ein-
drücke von Landschaften und deren 
Schönheit genießen. Für ihren Erhalt 
wird überall ge kämpft. Vielleicht ist es 
eine Errungen schaft, daß um Umwelt 
und Umweltge staltung heftig gestritten 
wird, fast in jeder Region und in jedem 
Staat. Umwelt- und Klimabewußtsein 
sind weit über die kri tisch-engagierten 
Akteure hinaus vorhan den, es prägt das 
Handeln der sogenann ten Mittelschich-
ten, auch wenn es immer noch Tabuthe-
men gibt.
Ich habe während meiner USA-Reise 
bisher keinen Vortrag erlebt, bei dem 
nicht nach Deutschland und den erneu-
erbaren Energien mit viel Sympathie 
für die deut sche Entwicklung gefragt 
wurde. Klima- und Umweltfragen sind ein 
mobilisieren der Faktor für US-Bewegungen. 
So waren auch die Klimamärsche am 29. April 
mit insgesamt mehr als einer Million Teilneh-
mern eine Absage an die hemmungslose 
Politik der Ausbeutung aller Ressour-
cen durch die Trump-Administra-
tion und die Konzerne. Im Aufruf zur 
Demonstra tion wird die Friedensfrage 
als untrennbar mit der Klima-Proble-
matik verbunden er wähnt. Die Ökolo-
gisierung hat sich stark in die Regionen, 
ja lokal in die Städte ver lagert. Beson-
ders Kalifornien wird „erneu erbar“ und 

„grün“.
Vieles hat sich seit der Inauguration 
von Trump geändert. Die Frustration 
über Trumps Wahl (sie war kaum eine 
Enttäu schung über Clintons Nichtwahl), 
die Er kenntnis, daß rechtsradikale Poli-
tik und Ideologie die Gesellschaft nega-
tiv um krempeln können, ja die Wut auf 
unver antwortliche rassistische und sexi-
stische Hetze hat zu einer nicht erwarteten 
Mo bilisierung besonders junger Menschen 
in den USA geführt. Tolle Kontakte mit die-
sen Menschen haben mir in den letzten Tagen 
ein tieferes Gefühl der Frustration über die 
zutiefst unmenschlichen Sprüche und poli-
tischen Vorstellungen des neoli beralen 
Milliardärs Trump mit seiner zu mindest 
halbkriminellen Vergangenheit vermittelt.
Demonstrationen gegen Trump sind ein 
Aufstand des Anstandes. Selten habe ich 
das Wort dignity (Würde) mit so einer tie-
fen individuellen Empathie (Einfühlung) 
gehört wie jetzt bei der Ankündigung weite-
rer und intensiverer Proteste gegen die Poli-
tik der Milliardäre und Generäle. Aus dieser 
mo ralischen Bewegung, die an Martin Luther 
Kings Bürgerrechtsbewegung anknüpft, 
muß jetzt eine soziale und Friedensbewe-
gung werden, oder, wie es viele ältere Mit-
streiterinnen formulieren, eine Bewegung 

gegen das schlimmste Übel der USA, den 
Militarismus.
Die Bewegung ist schon in den ersten Ansät-
zen weit mehr als eine Anti-Trump-Bewe-
gung, mehr auch als eine Bewegung gegen die 
korrupte neoliberale individua listische Glo-

balisierungspolitik à la Clin ton. Sie ist deut-
lich mehr als eine Unter stützungsbewegung 
für Bernie Sanders, obwohl seine Unterstüt-
zer so etwas wie das Rückgrat der Bewe-

gungen sind. Sie ist der politische Ausdruck 
der tiefen Unzufriedenheit der progressiven 
Kräfte und des Vertrauensverlusts von Mil-
lionen US-Bürger gegenüber den Macht-und-
Geld-Eliten.
Die ersten Aktionen der Bewegung waren 
mehr als erfolgreich, z. B die De monstration 
der Wissenschaftler (hat es in dieser Größe in 
den USA noch nie gegeben) für Wissenschafts-
freiheit und für eine öffentliche Finanzierung 
der Forschung. Riesig auch die Märsche für 
das Klima am 29. April in Washington, der 

„Women’s March Against the Bomb“ am  
18. Juni in New York sowie vielfältige Akti-
onen gegen die Dakota Access Pipeline an 
fast jedem Wochenende. Sie beeinf lussen 
das öffentliche Klima und beschränken die 
Aktions- und Entscheidungsmöglich keiten 
von Trump doch erheblich.
Die Handlungen des US-Präsidenten Do nald  
Trump stehen in der Tradition des Reaktionär- 
sten, was die USA in den letz ten Jahrzehnten 

hervorgebracht haben. Der Mann knüpft 
unter anderem an Ro nald Reagans aggressi-
ven Antikommunismus und Militarismus an. 
Seine „Ameri ca First“-Politik ist sicherheits-
politisch ein ungehemmter Aufrüstungskurs. 
Das belegen die geplante Erhöhung des Rüs-

tungsetats um 54 Milliarden US-Dol-
lar 2018 und vergleichbare weitere 
Erhöhun gen für die folgenden Jahre, 
der Bau von zwei neuen Flugzeugträ-
gern und von mehr als 100 Kriegsschif-
fen, angeblich um auf Augenhöhe mit 
allen anderen Marine mächten zu sein; 
die Fortsetzung der Mo dernisierung 
der Atomwaffen und die Ent wicklung 
neuer, die – so der Auftrag an das Ver-
teidigungsministerium – punktgenau 
auch regional eingesetzt werden kön-
nen. Außerdem die Modernisierung 
und Aus weitung der US-Streitkräfte, 
besonders der Marine und der Luft-
waffe; die Ver stärkung der Programme 
für „Waffen im Weltraum“, Drohnen und 
der Cyber-war. Begleitet werden diese 
Aufrüstungs schritte durch öffentliche 
Erklärungen zur Notwendigkeit und 

Stärkung der NATO bei neuer Arbeitsvertei-
lung und deutlich ausgeweiteter Finanz- (und 
Kriegs-)Beteiligung der europäischen Ver-
bündeten; Ankündigungen zur Ausweitung 

des mi litärischen Engagements, aktu-
ell vor allem im Jemen (einschließlich 
von Spezialeinheiten für Bodeneinsätze 
und Drohnen) sowie, neben dem völker-
rechtswidrigen Luftschlag, Planun-
gen für einen Boden einsatz in Syrien. 
Gegenüber Nordkorea und Iran sol-
len Szenarien entwickelt wer den, die 
militärisches Eingreifen – zurück-
haltend formuliert – nicht ausschlie-
ßen. 5000 weitere Soldaten sind schon 
auf dem Weg nach Afghanistan. Zudem 
plant die neue US-Administration eine 
Intensivie rung des Raketenabwehrpro-
gramms in Asien und Europa.
Jegliche Illusionen über den Militaris-
mus der neuen US-Regierung sind fehl 
am Platz. „Regime Change“-Planungen 

unter anderem für Kuba, Iran, Nordkorea 
sind Teil dieser strategischen Überlegungen.
Bewegungen sind dabei, sich zu ent wickeln. 
Sie sind im Kern, auch wenn das die Mehr-
heit der jetzt aktiv werdenden Menschen viel-
leicht noch nicht so sieht: antioligarchisch, 
sozial und emanzipatorisch, sicher kaum 
antikapitalistisch. Die se Bewegungen sind 
ermutigend, aufmun ternd. Sie brechen die 
Resignation und Verzweiflung nach Trumps 
Wahlsieg auf.
Es bleibt die große Gefahr weiterer Kriege, 
eint die positive Einstellung zu Krieg und 
Militär doch alle „Fraktionen“ der politischen 
Eliten der USA: Ein Bei spiel ist der völker-
rechtswidrige Einsatz der Toma hawks auf 
Syrien. Militarismus prägt die US-Gesell-
schaft . Die Friedensbewegun gen beider 
Seiten des Atlantiks stehen vor großen Her-
ausforderungen. Reiner Braun
Reiner Braun ist Co-Präsident des Internatio-
nalen Friedensbüros (IPB).

Protestmarsch gegen den Vietnamkrieg (1967)

Antikriegsprotest bei einer Anhörung des US-Senats 
(2014)
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Friedenserziehung in der DDR?

N iem a nd – u nd a l le .  Die Antwort war 
den jungen Pädagogen aus der BRD, die 

uns besucht hatten, natürlich allzu knapp und 
rätselhaft, um nicht einer näheren Erklärung 
zu bedürfen. Sie hatten gefragt, wer sich in der 
DDR mit „Friedenserziehung“ befasse.
Niemand – weil Erziehung zum Frieden bei uns 
keine Angelegenheit bestimmter Personen, 
besonderer Organisationen oder Institutionen 
ist, die sich gegen die widerstreitenden Zwänge 
herrschender gesellschaftlicher Mächte durch-
setzen müssen. Hierzulande gibt es nieman-
den, der aus dem Kriegsgeschäft Profit ziehen 
könnte, und deshalb auch keine Gruppe von 
Rüstungskonzernen, die die Regierungspo-
litik dirigieren. Die hier herrschen, „profitie-
ren“ allein vom Frieden, und dieser Umstand 
bestimmt notwendigerweise auch ihre Erzie-
hungspläne. Insofern haben bei uns alle an der 
Erziehung zum Frieden teil.
Das Problem stellt sich anders, wo Kräfte und 
Mächte am Werke sind, die mit amerikanischen 
Präsidenten-Direktiven oder bundesdeutscher 
Revanchisten-Frommheit einen neuen – ato-
maren – Krieg ins Kalkül ziehen, ihn „denk-
bar“, sprich praktikabel machen wollen. Zwar 
etikettieren sie ihre Absichten heuchlerisch 
als „Abwehr“ einer „kommunistischen Bedro-
hung“, indessen richten sich die Pläne der 
Rüstungsmafia und ihrer politischen Agentu-
ren – zumal beim heutigen Stand der Waffen-
technik – gegen die Menschheit insgesamt. Es 
nimmt daher nicht wunder, daß sich Wider-
stand dagegen regt, daß sich der Friedens-
forschung und Friedenserziehung Menschen 
ganz unterschiedlicher Weltanschauung und 
politischer Couleur zuwenden (von jenen hier 

einmal abgesehen, die sich eines Friedens-Eti-
ketts zur Tarnung ganz andersartiger Absich-
ten bedienen). Wo es um die Lebensfrage der 
Menschheit geht, kann es auch keine Rolle spie-
len, welche Unterschiede nach sozialer Stel-
lung, politischer Ansicht, weltanschaulicher 
Überzeugung oder konfessionellem Bekennt-
nis es jeweils geben mag.
Gerade die Ehrenhaftigkeit ihres Anliegens 
verlangt es aber, die Verfechter der Friedens-
erziehung in der BRD auch auf Irrtümer und 
falsche Denkansätze aufmerksam zu machen. 
Die können gerade dort besonders schwerwie-
gend sein, wo die für die Verhinderung von 
Kriegen zentrale Frage aufgeworfen wird: die 
Frage nämlich nach den Ursachen des Krieges. 
Daß sie eben denen höchst unwillkommen sein 
muß, die sozusagen berufsmäßig das Geschäft 
des Krieges betreiben, ist begreiflich. Daher 
war es wohl kaum ein Zufall, daß diese Kräfte 
sofort mobil wurden, als Friedensforschung 
und Friedenserziehung in der BRD ihre ersten 
Anläufe nahmen.
Den Kriegsursachen auf den Grund gehen zu 
wollen, bezeichnete ein Hauptmann d. R. in 
der offiziösen BRD-Zeitschrift „Wehrkunde“ 
damals kurzweg als utopisch, „weil die bishe-
rigen Versuche, die Kriegsursachen zu finden, 
gescheitert sind“. Wenn die Medizin nach die-
ser Logik verführe, würden wir noch heute von 
der Cholera dahingerafft werden, einmal ganz 
abgesehen von der Borniertheit dieses Reserve- 
hauptmanns, dem natürlich entgangen ist, daß 
die Kriegsursachen längst bekannt sind. „Das 
Ideal des ewigen Friedens“ – so der wackere 
Hauptmann dann weiter – „entzieht sich dem 
wissenschaftlichen Denken.“

Das möchten sie gerne: die Kriegsursachen 
dem wissenschaftlichen Denken entziehen, das 
Geheimnis, wie Kriege gemacht werden, hinter 
dem Schleier der Mythen verbergen.
Zu den unwissenschaftlichen Auffassungen 
und Theorien, von denen auch manche bürger-
lichen Vertreter der Friedenserziehung nicht 
frei sind, gehören nun allerdings auch solche, 
die den Krieg aus der „Natur des Menschen“, aus 
einem angeborenen „Aggressionstrieb“ oder 
überhaupt aus psychischen Faktoren erklären, 
als sei der zweite Weltkrieg ausgebrochen, weil 
ein gewisser Alois Schicklgruber seiner Triebe 
nicht Herr werden konnte. Gewiß gibt es, wo 
man auf unsicherem ideologischem Boden steht, 
Gründe, die es schwermachen, zu den entschei-
denden, nämlich sozialökonomisch bedingten 
Grundursachen der Kriegspolitik und des Krie-
ges vorzustoßen. Sie sind letztlich nur über 
marxistisches Denken zu erschließen. Aber 
ohne „Vorurteile“, „Stereotypien“, „Verzerrun-
gen des Partners“, „Vereinfachungen“ an die 
nackten Tatsachen heranzugehen, diese Tatsa-
chen nüchtern zu analysieren und Schlußfolge-
rungen für das Handeln daraus zu ziehen, das 
würde schon einen wesentlichen Erkenntnis-
gewinn erbringen.
Wenn die Grundprämissen falsch sind, von 
denen man ausgeht, dann stoßen nun einmal 
auch die Schlußfolgerungen ins Leere – oder 
kehren sich gar gegen die eigene Intention. 
Wenn von der Friedenserziehung gefordert 
wird, „für das als richtig Erkannte einzutre-
ten“, kann man aus vollem Herzen zustimmen. 
Nur muß man, wofür einzutreten ist, eben auch 
richtig erkennen. Wolfgang Reischock 

(Red. bearbeitet aus: „Weltbühne“, 45/1980)

Erinnerung an einen britischen Friedensaktivisten

Lord Bertrand Russell (1872–1970) 
• Common Sense and Nuclear Warfare. 

George Allen and Unwin Ltd.,  
London 1959 
(Vernunft und Atomkrieg. Desch, 
München 1959)

• Fact and Fiction (Tatsache und 
Erfundenes). George Allen and  
Unwin Ltd., London 1961

• Has Man a Future? Allen and  
Unwin Ltd., London 1961  
(Hat der Mensch noch eine Zukunft? 
Kindler-Verlag, München 1963)

Diese Bücher stammen von dem englischen 
Philosophen Bertrand Russell, Nobel-

preisträger und Mitglied der britischen Royal 
Society. Die Gedanken, die Lord Russell in die-
sen Büchern äu ßert, beschäftigen sich mit der 
Grundfrage, die heute alle Menschen bewegt: 
Wie kann der Atomkrieg verhindert und ein 
dauerhafter Friede gesichert werden? Die 
Antworten, die Bertrand Russell gibt, inspi-
rieren Hunderttausende Menschen in den 

kapitalistischen Ländern zum entschlosse-
nen Kampf für die Abrüstung.
Bertrand Russell geht von den furchtbaren 
Gefahren aus, die ein atomarer Weltkrieg über 
die ganze Menschheit bringen würde. Mit Fak-
ten und Zahlen imperialistischer Politiker und 
Militärs beweist er den unvorstellbaren Ver-
nichtungsgrad eines solchen Krieges, den die 
NATO-Generale vorbereiten. (Vernunft und 
Atomkrieg, S. 17 f.)

Er erklärte an vielen Stellen nachdrücklich, 
daß jetzt eine völlig neue Situation entstan-
den ist, welche die Menschen zwingt, umzu-
denken und den Krieg als Mittel der Politik 
völlig auszuschließen.
„Es gibt gegen diesen irrsinnigen Wettlauf in 
den Tod nur ein Mittel: auf dem Absatz kehrtzu- 
machen und statt in die totale Selbstvernich-
tung dem Leben und der Zukunft entgegenge-
hen.“ (ebenda, S. 20)
Den Vorschlägen Russells für die Lösung der 
Abrüstungsfragen liegen drei Grundthesen 
zugrunde: 
1. Der Atomkrieg ist ein Unglück für die 

gesamte Menschheit.
2. Jeder örtliche Krieg kann zum Weltkrieg 

führen. 
3. Auch ein Krieg, der mit konventionellen 

Waffen be ginnt, führt bei längerer Dauer 
zum Atomkrieg.

Daraus folgt, daß es für die Menschheit  
nur eine Alternat ive geben kann: Alle 
Kriege müssen aus dem Leben der Völker 
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ausgeschaltet werden. Es ist unüberseh-
bar, daß Lord Russell sich in Übereinstim-
mung mit der Zielsetzung der  sowjetischen 
Abrüstungsvorschläge  befindet, wie sie in 
der Präambel des in Genf vorgeschlagenen 
„Vertrages über allgemeine und vollständige 
Abrüstung unter strenger internationaler 
Kontrolle“ formuliert sind. Das war nicht 
immer so. Bertrand Russell vertrat zu dem 
Zeitpunkt, als die USA noch das Atombom-
benmonopol besaßen, den Standpunkt, daß 
man gegen den Kommunismus auch militä-
rische Mittel einsetzen dürfe. Er gehört zu 
jenen bürgerlichen Intellektuellen und Poli-
tikern, die aus dem veränderten Kräfte-
verhältnis in der Welt die einzig mögliche 
Schlußfolgerung gezogen haben: Ein Aggres-
sionskrieg gegen die Sowjetunion würde den 
Untergang der „Zivilisation“ bedeuten. Allein 
die friedliche Koexistenz bietet die vernünf-
tige Grundlage für die Lösung aller lebens-
wichtigen Fragen der Völker und Staaten mit 
unterschiedlichen sozialen Systemen.
Diese Gedanken und Schlußfolgerungen 
des britischen Lords, die er in Artikeln 
und Reden leidenschaftlich verficht, besit-
zen besondere Bedeutung für jene bürgerli-
chen Kreise in Westdeutschland, die auch ihr 
„erstes und wichtigstes Interesse“ im Überle-
ben sehen. (Vernunft und Atomkrieg, S. 23)
Sicherlich ist es kein Zufall, daß die „Blät-
ter für deutsche und internationale Poli-
tik“, ein Organ linksliberaler bürgerlicher 
Kreise, und „konkret“, ebenfalls eine links-
orientierte Zeitschrift, Artikel von Russell 
veröffentlichen. Obwohl Russell die sozi-
alen Wurzeln der Kriege nicht erkennt, 
obwohl er nicht frei ist von unberechtigten 
Vorbehalten gegenüber der sowjetischen 
Außenpolit ik , ist er doch auf empir i-
schem Weg zu dem Schluß gelangt, daß es 
die imperialistischen Regierungen sind, 
die die Abrüstung sabotieren. Er verurteilt 
den „wilden Fanatismus“ der Kreuzzugsideo-
logen des Westens, welche die „Auslöschung 
der menschlichen Rasse dem Sieg einer Ideolo-
gie vorziehen, die sie verabscheuen“ (ebenda, 
S. 51).

Russell wendet sich in leidenschaftlichen 
Worten gegen die Kriegspolitik der impe-
rialistischen Regierungen. Er klagt an, daß 
sie das Atomwettrüsten forcieren und alle 
Schritte zur Abrüstung, die die Sowjetunion 
vorschlägt, sabotieren. Er weist nach, daß 
die Politik der imperialistischen Regierun-
gen zur Verelendung der Massen, zum Verfall 
der Moral und Ethik und zur Militarisierung 
des öffentlichen Lebens führt.
Die Ursache der aggressiven NATO-Politik 
sieht Russell allerdings nicht in ökonomi-
schen und politischen Interessen imperia-
listischer Gruppen, sondern in „bestimmten 
menschlichen Leidenschaften“ (Has Man 
a Future? S. 48), von denen er besonders 
Stolz, Argwohn, Furcht und Ehrgeiz nennt. 
An Stelle dieser Leidenschaften will er den 
Geist der Verständigung und die mensch-
liche Vernunft setzen. Russell macht eine 
Reihe von Vorschlägen, um die inter nationale 
Spannung zu mindern und zu konkreten 
Maßnahmen auf dem Wege zur allgemeinen 
Abrüstung zu gelangen. Er fordert, daß alle 
Staaten ihre Truppen aus anderen Ländern 
zurückziehen und die ausländischen Militär-
stützpunkte auflösen, daß England aus der 
NATO austritt, daß die Militärbündnisse auf-
gelöst und daß Produktion und Erprobung 
von Atomwaffen verboten werden.
Der hochbetagte Lord Russell inspiriert die 
Friedenskämpfer der kapitalistischen Län-
der nicht nur durch sei ne Argumente und 
Vorschläge. Er übt vor allem durch seine 
persönliche Teilnahme an den Aktionen der 
Friedenskämpfer eine große Wirkung aus.
Er propagiert die Auffassung, daß jeder 
Mensch für das Schicksal aller mitverant-
wortlich ist und daß insbesondere die Wis-
senschaftler die Pf licht haben, dafür zu 
sorgen, daß die Ergebnisse ihrer Arbeit nur 
zum Nutzen der Menschheit angewandt wer-
den.
Er formulierte die Maxime, von der er sich 
leiten läßt, folgendermaßen:
„Wenn Ihnen Ihre Freunde und Kinder oder 
die großartigen Errungenschaften, zu denen 
sich die Menschen und Nationen aufgeschwun-
gen haben, teuer sind, so ist es Ihre Pf licht, 
vielmehr Ihr Vorrecht, mit allen wirksamen 
Mitteln zu protestieren.“ (Fact and Fiction, 
S. 282)
Entsprechend dieser Maxime war Bertrand 
Russell Mitbegründer und Vorsitzender der 
britischen „Bewegung für atomare Abrü-
stung“ (Campaign for Nuclear Disarmament 
– CND), die der Initiator der Ostermärsche 
war und in England eine mächtige Bewegung 
gegen die Atomwaffenpolitik der britischen 
Regierung hervorgebracht hat. Jetzt leitet 
er das „Komitee der 100“, das den „zivilen 
Ungehorsam“ propagiert und sehr militante 
Kampfformen bei seinen Aktionen anwendet. 
Russell trat nicht nur als Redner auf, son-
dern war trotz seines hohen Alters auch Teil-
nehmer an „sitdowns“, Sitzstreiks, die das 
„Komitee der 100“ im Jahre 1961 wiederholt 
anwandte, um gegen die raketenbestückten 
amerikanischen U-Boote am Clyde, die Inva-
sion westdeutscher Truppen in Wales und 
die US-Luftstützpunkte zu protestieren.
Wie sehr die Vertreter der NATO-Politik 
diese Aktio nen fürchteten, ist daran zu 

erkennen, daß sie dem 89jährigen Philo-
sophen den Prozeß machen ließen und ihn 
ins Gefängnis sperrten. Allerdings hatte 
die Strafe nicht die von den Urhebern beab-
sichtigte Wirkung. Die Popularität und die 
Zahl der Anhänger Russells, besonders 
unter der Jugend, wuchsen. Die Sitzstreiks 
am 9. Dezember 1961 vor den US-Stütz-
punkten, an denen Tausende teilnahmen 
(über 800 Teilnehmer wurden verhaftet!), 
sind ein eindrucksvoller Beweis dafür. Am 
9. Dezember wurde die Form des Sitzstreiks 
auch im Ruhrgebiet vor der Kaserne einer 
britischen Raketeneinheit angewandt, und 
inzwischen hat sich auch in Westdeutsch-
land ein „Komitee der 100“ gebildet. Beson-
ders bemerkenswert ist, daß Lord Russell 
in immer stärkerem Maße mit den anderen 
Friedensorganisationen und Friedenskräf-
ten zusammenarbeitet.
Das zeigte sich, als er im November 1961 dem 
Kongreß des Britischen Friedenskomitees 
ein Grußschreiben übersandte und bei seiner 
kürzlichen Rede vor Londo ner Hafenarbei-
tern, in der er sie aufforderte, keine Arbeiten 
zu verrichten, die den Atomkriegsvorberei-
tungen dienen. Durch seine Arbeiten und 
seine leidenschaftlichen Aktionen hilft Ber-
trand Russell, die Kräfte zu stärken, die den 
Kriegsbrandstiftern in den Arm fallen. Er 
gibt durch sein Beispiel auch eine Antwort 
auf die Frage „Hat der Mensch eine Zukunft?“
Der Mensch hat eine herrliche Zukunft, 
wenn er mit Verstand und Leidenschaft für 
sie kämpft. Der greise Philosoph glaubt, daß 
„der Mensch imstande ist, eine Welt wunder-
barer Schönheit und ungewöhnlicher Großar-
tigkeit“ zu gestalten, daß die „menschlichen 
Beziehungen ebenso schön werden können wie 
lyrische Gedichte“ und daß „für den Menschen 
nichts unmöglich ist“. (Has Man a Future?)
Dem Manne, der für die edle Idee der Abrü-
stung und Völkerverständigung kämpft, 
entbieten alle friedliebenden Menschen der 
Welt zum 90. Geburtstag ihren Gruß und 
ihre Ehrerbietung, nicht zuletzt die Kräfte 
Deutschlands, die Lord Russell als ihren 
Bundesgenossen im Kampf für ein friedli-
ches Deutschland betrachten dürfen.
 Prof. Horst Schneider  

(„Deutsche Außenpolitik“, 5/1962;  
red. bearbeitet)

Wir empfehlen drei weitere Titel  
Bertrand Russells zu anderen  
Themen:

• The Source of the Swastika. A Short 
History of Nazi War Crimes. Cassell & 
Company, London, 1954 
(Geißel der Menschheit. Kurze 
Geschichte der Nazikriegsverbrechen. 
Volk und Welt, Berlin/DDR 1955)

• Why I Am Not a Christian and Other 
Essays on Religion and Related Subjects. 
George Allen & Unwin, London 1957 
(Warum ich kein Christ bin. Szczesny-
Verlag, München 1963)

• Das Vietnam-Tribunal oder Amerika vor 
Gericht. Rowohlt-Verlag, Reinbek 1968

Unser verdienstvoller Autor 

Günter Freyer 
aus Berlin begeht am 30. September 
seinen 85. Geburtstag.
Mit Deinen über viele Jahre für den 
„RotFuchs“ verfaßten Beiträgen hast 
Du vor allem an bedeutende Kämpfer 
der deutschen Arbeiterbewegung und 
des antifaschistischen Widerstandes 
erinnert und klare Positionen zu den 
geschichtlichen Leistungen des Sozia-
lismus in der DDR bezogen, wie zuletzt 
in Deinem Artikel „26. Mai 1952 – Die 
DDR sichert die Grenzen“ in der Mai-
Ausgabe nachzulesen ist. 
Unsere herzlichen Grüße und Glück-
wünsche zu Deinem Ehrentag verbin-
den wir mit unserem Dank für Deine 
geleistete Arbeit und Deine Treue zum 
„RotFuchs“.
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DKP: Erklärung des Parteivorstands  
und des Bezirksvorstands Hamburg 

Der G20-Gipfel ist beendet. Hamburg atmet 
auf. Das Ergebnis des Zusammentreffens 

der G7 mit den Schwellenländern und der EU 
steht in keinem Verhältnis zu Kosten, Auf-
wand und Ausnahmezustand, der vor allem 
die Hamburgerinnen und Hamburger getrof-
fen hat. Es gibt eine Einigung darauf, daß die 
Märkte offen sein müssen und Protektionis-
mus, also der Schutz des jeweiligen heimi-
schen Marktes, vermieden werden soll. Damit 
kann das Groß- und Monopolkapital bestens 
leben. Dort, wo der Handel in ihrem Interesse 
reguliert werden soll, gab es auch ein Ergeb-
nis: den Abschluß eines Freihandelsabkom-
mens zwischen Japan und der EU. 
Groß angekündigt war die Teilnahme Afrikas 
an diesem Gipfel. Die dortigen Märkte werden 
weiterhin mit Subventionen zum Beispiel der 
hiesigen Landwirtschaft für die Verwertungs-
bedingungen des Kapitals ausgeblutet. Den 
Menschen wird die Lebensgrundlage entzo-
gen. Weitere Flüchtlingsströme und Tote im 
Mittelmeer werden die Folge sein.
Der Hamburger Bürgermeister Olaf Scholz hat 
sich mit seiner Großmannssucht eine blutige 
Nase geholt. Statt ernsthaft die sozialen Pro-
bleme in der Stadt anzugehen, versucht er, 
sich mit Großprojekten wie den Olympischen 
Spielen und dem Treffen der G20 als Staats-
mann zu präsentieren. Während er sich im 
Millionengrab Elbphilharmonie amüsierte, 
lief die Veranstaltung draußen aus dem Ruder. 
Sein Innensenator Andy Grote hatte vor der 
Presse verkündet, er erwarte ein „Festival der 
Demokratie“. 
Die Fakten sprechen eine andere Spra-
che: Wochen vor dem Gipfel haben die bür-
gerlichen Medien ein Klima von Angst mit 
dem Hinweis auf erwartete Gewalt erzeugt. 

Bereits im Vorfeld wurde der Protest krimi-
nalisiert. Bei mehreren Aktivisten fanden 
Hausdurchsuchungen statt. In einem Drit-
tel Hamburgs wurden Grundrechte, insbe-
sondere die Versammlungsfreiheit, mittels 
behördlicher Allgemeinverfügung außer Kraft 
gesetzt, mehr als 22 000 Polizei- und Spezial-
kräfte mit modernstem technischem Equip-
ment wurden eingesetzt. Gerichtsurteile zum 
Campen in der Stadt wurden mißachtet, und 
gegen Protestierende wurde zum Teil brutal 
vorgegangen. Es kam zu lebensgefährlichen 
Situationen durch Polizeigewalt.
Der martialische Einsatz des staatlichen 
Gewaltpotentials war nicht nur gegen die 
unmittelbar Betroffenen gerichtet. Er war ein 
Signal an alle fortschrittlichen Kräfte, daß die 
Herrschenden, das Monopolkapital und seine 
politischen Vertreter, bereit sind, alle Macht-
mittel innerhalb und außerhalb des Rechts 
einzusetzen, wenn ihr Herrschaftsanspruch 
auch nur ansatzweise in Frage gestellt wird. 
Zudem boten Randalierer und Provokateure 
die Möglichkeit, mit Bildern von brennenden 
Autos, Barrikaden und geplünderten Läden 
Bürger, die sich in die Protest gegen die Groß-
mannssucht unter den Politikern eingereiht 
hatten, in den Schoß von Ruhe und Ordnung 
zurückzuholen und wieder einzubinden. 
Diese Bilder waren gewollt. Personen, die in 
Hamburg für eine autonome Politik stehen, 
haben erklärt, daß sie mit diesen sinnentleer-
ten Aktionen nichts zu tun haben. Sie lehnen 
sie als völlig destruktiv ab.
Das politische Ziel der Spaltung der Bewe-
gung gegen den G20-Gipfel ging nicht auf. 
Deutlich mehr als 150 000 Menschen haben 
sich in der Woche vor und während des Gip-
fels an Demonstrationen, Aktionen, Blocka-

den und Veranstaltungen 
gegen den Gipfel enga-
giert. An der abschließen-
den Großdemonstrat ion 
beteiligten sich Umwelt-
schutzverbände, Christen, 
Gewerkschaften, Organisa-
tionen der Migranten, Schü-
ler, Bürgerinitiativen und 
viele Einzelpersonen. 
Der internationale kommu-
nistische Block mit Genos-
sinnen und Genossen aus 
Hamburg , Deut schland, 
dem eu ropä ischen u nd 
weltweiten Ausland zeigte 
die Ursachen und den Geg-
ner auf: „Fight Imperia-
lism“. Um Alternativen zum 
Imperialismus, den Sozia-
lismus, ging es auch bei 
der Podiumsdiskussion mit 
Mitgliedern von fünf kom-
munistischen Parteien, die 
die DKP im Rahmen der Pro-
teste organisiert hatte. Wer 
die Not der Menschen dau-
erhaft beseitigen will, muß 

nicht nur die politischen Repräsentanten 
bekämpfen. Er muß die eigentlichen Träger 
dieser Politik, das Monopolkapital, bekämp-
fen. Er muß für eine andere, eine bessere, eine 
gerechte Welt, für den Sozialismus kämpfen.

(redaktionell gekürzt)

Ich weiß, daß wir bei brisanten Großdemos 
verdeckt agierende Beamte, die als taktische 
Provokateure, als vermummte Steinewerfer 
fungieren, unter die Demonstranten schleu-
sen. Sie werfen auf Befehl Steine oder Flaschen 
in Richtung der Polizei, damit die dann mit der 
Räumung beginnen kann.

Aussage eines Polizisten, zitiert von  Jörg 
Heuer in einem Artikel im „Hamburger 

Abendblatt“ vom 18. Oktober 2010

Unter den angeblichen „Linksextremisten“, die 
während des G20-Gipfels in Hamburg randa-
lierten, hat der Fotojournalist Andreas Schef-
fel mehr als 70 Rechte erkannt. „Die Personen 
konnte ich anhand von eigenen Daten identifi-
zieren, die mir durch meine langjährige Arbeit 
zur Verfügung stehen – aus dem Bereich der 
Demonstrationen oder anderen Veranstaltun-
gen, bei denen ich immer wieder zugegen bin“, 
erklärte er in einem Interview mit dem Süd-
westdeutschen Rundfunk (SWR). Es handle 
sich um Personen aus Niedersachsen, Nord-
rhein-Westfalen, aus Sachsen und aus Hessen, 
so Scheffel, der sich seit Jahren mit der Neo-
naziszene befaßt. Das Phänomen des Randa-
lierens unter „falscher Flagge“ ist ihm zufolge 
nicht neu: „Nein, das sieht man immer wieder, 
daß rechte Gruppierungen sich bei größeren 
Veranstaltungen versuchen, autonom drunter-
zumischen.“  (jW, 19. Juli)

Wie habe ich die Proteste erlebt, als jemand, der 
dem Aufruf von Pax Christi, Attac, der Partei Die 
Linke und vielen anderen gefolgt war und an 
der großen Demonstration am 8. Juli teilnahm? 
Um es kurz zu sagen: Die Gewalt habe ich nur 
im Fernsehen gesehen. Auf der großen Demon-
stration selbst herrschte ein völlig anderer 
Geist. Dieser Geist war international, bunt und 
kreativ, entspannt und gutgelaunt, aber auch 
politisch sehr entschlossen und kämpferisch. 
Eine Vielzahl von Menschen und Gruppen kam 
zusammen: Pflanzen- und Tierschützer, Chine-
sen und Kurden, bunt geschminkte Clowns und 
schwarz gekleidete Antifas, dogmatische Kom-
munisten und vorher lange auf keiner kapitalis-
muskritischen Demo gesichtete Grüne. Christen, 
Muslime, Freidenker. Sie alle stellten sich gegen 
die mörderischen Auswüchse eines grenzenlo-
sen Kapitalismus und protestierten für eine 
Politik des sozialen Ausgleichs, der ökologischen 
Vernunft sowie eines gewaltfreien und solida-
rischen Internationalismus. Es wurde gesun-
gen, getanzt, aber auch skandiert und agitiert ...

Jonas Christopher Höpken, Oldenburg   
(jW, 17. Juli)

G20 Hamburg 2017
Investigative Journalisten sollten  

die Agents Provocateurs enttarnen!

Collage: D. Eckhardt
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Kubanische Regierung weist US-Angriffe zurück

Am 16. Juni kündigte US-Präsident Donald 
Trump in einer von feindlicher Rhetorik 

geprägten Rede in Miami eine Politik sei-
ner Regierung gegenüber Kuba an, welche 
die Fortschritte der letzten Jahre rückgän-
gig macht.
Neben der Rede unterzeichnete Trump in 
derselben Veranstaltung ein „präsidentielles 
Memorandum der nationalen Sicherheit zur 
Stärkung der Politik der Vereinigten Staaten 
gegenüber Kuba“, in dem die Beseitigung des 
Bildungsaustauschs „people to people“ und 
eine stärkere Überprüfung derjenigen, die aus 
den Vereinigten Staaten nach Kuba reisen, ver-
fügt wird sowie das Verbot von Wirtschafts-, 
Handels- und Finanztransaktionen von US-
Firmen mit kubanischen Unternehmen, die mit 
den Revolutionären Streitkräften und Nach-
richten- und Sicherheitsdiensten in Verbin-
dung stehen. Der Präsident der Vereinigten 
Staaten rechtfertigte diese Politik mit Beden-
ken über die Situation der Menschenrechte in 
Kuba und der Notwendigkeit, die Blockade-
gesetze anzuwenden und deren Aufhebung 
sowie jegliche Verbesserung in den bilateralen 
Beziehungen davon abhängig zu machen, daß 
Kuba Veränderungen in seiner verfassungs-
mäßigen Ordnung durchführt.
Trump setzte die Präsidialdirektive „Norma-
lisierung der Beziehungen zwischen den Ver-
einigten Staaten und Kuba“ außer Kraft, die 
am 14. Oktober 2016 von Präsident Obama 
erlassen wurde. Auch wenn diese Direktive 
weder den Charakter der Einmischung der 
Politik der Vereinigten Staaten noch deren 
Ziel verhehlte, weiterhin das Interesse an der 
Änderung der wirtschaftlichen, politischen 
und sozialen Ordnung unseres Landes zu 
verfolgen, anerkannte sie dennoch die Unab-
hängigkeit, Souveränität und Selbstbestim-
mung Kubas. Sie akzeptierte die Regierung 
Kubas als einen legitimen und gleichwertigen 
Gesprächspartner und sah auch den Nutzen, 
der sich für beide Länder und Völker aus einer 
Beziehung des zivilisierten Miteinanderlebens 
trotz der großen Unterschiede, die zwischen 
beiden Regierungen bestehen, ergibt. Darin 
wurde auch eingestanden, daß die Blockade 
eine veraltete Politik sei und beseitigt wer-
den müsse.

Erneut greift die Regierung der Vereinigten 
Staaten jetzt auf die Zwangsmethoden der Ver-
gangenheit zurück, indem sie Maßnahmen zur 
Verschärfung der Blockade anwendet, die seit 
Februar 1962 besteht und nicht nur Schäden 
und Entbehrungen für das kubanische Volk 
mit sich bringt und unleugbar ein Hindernis 
für die Entwicklung unserer Wirtschaft dar-
stellt, sondern auch die Souveränität und die 
Interessen anderer Länder beeinträchtigt und 
international auf Ablehnung stößt.
Die angekündigten Maßnahmen legen den 
ohnehin sehr beschränkten Möglichkeiten, 
über die der industrielle Sektor der Vereinig-
ten Staaten bei Handel und Investitionen in 
Kuba verfügte, weitere Fesseln an. Gleichzeitig 
wird auch das Recht der Bürger der Vereinig-
ten Staaten, unser Land zu besuchen, einge-
schränkt. 
Die Ankündigungen Präsident Trumps stehen 
im Widerspruch zur öffentlichen Meinung in 
den Vereinigten Staaten, wozu auch die dor-
tige kubanische Emigration gehört, die sich 
mehrheitlich für die völlige Aufhebung der 
Blockade und die Normalisierung der Bezie-
hungen zwischen Kuba und den Vereinigten 
Staaten ausspricht.
Statt dessen trifft der einmal mehr schlecht 
beratene Präsident der Vereinigten Staaten 
Entscheidungen, die den politischen Inter-
essen einer extremistischen Minderheit 
kubanischen Ursprungs im Staat Florida ent-
gegenkommen, die aus niedrigen Motiven dem 
Bestreben nicht widerstehen kann, Kuba und 
sein Volk zu bestrafen, weil es das legitime und 
souveräne Recht ausübt, frei zu sein und die 
Zügel seines Schicksals in die eigenen Hände 
genommen hat.
Die Regierung Kubas weist die neuen Maßnah-
men zur Verschärfung der Blockade zurück, 
die zum Scheitern verurteilt sind und weder 
die Revolution schwächen noch das kubani-
sche Volk in die Knie zwingen werden. Seine 
Widerstandskraft gegen Aggressionen jedwe-
der Art und Herkunft wurde im Laufe von fast 
sechs Jahrzehnten unter Beweis gestellt.
Die Regierung Kubas weist die unterschiedli-
chen Maßstäbe beim Thema Menschenrechte 
zurück. Das kubanische Volk erfreut sich ele-
mentarer Rechte und Freiheiten und hat vieles 
erreicht, auf das es stolz ist und das für viele 
Länder der Welt, die Vereinigten Staaten ein-
geschlossen, nur ein Wunschtraum ist; dazu 
gehört das Recht auf Gesundheit, Bildung, 
soziale Sicherheit, gleicher Lohn für gleiche 
Arbeit, Rechte der Kinder und das Recht auf 
Ernährung, Frieden und Entwicklung. Mit sei-
nen bescheidenen Mitteln hat Kuba auch zur 
Verbesserung der Menschenrechte an vielen 
Orten der Welt beigetragen. Es ist nicht Sache 
der USA, uns Lehren zu erteilen.
Wir sind sehr besorgt, was den Respekt vor 
den Menschenrechten und die Garantien für 
dieselben in diesem Land betrifft, wo es zu 
zahlreichen Fällen von Morden, Brutalität 
und polizeilichen Übergriffen gekommen ist, 
namentlich an Afroamerikanern. Das Lebens-
recht wird verletzt, indem man Menschen 
mit Schußwaffen umbringt. Die Arbeitskraft 
von Kindern wird ausgebeutet, und es gibt 

schwerwiegende Fälle rassistischer Diskri-
minierung. Man droht damit, an den medizi-
nischen Dienstleistungen weitere Einschnitte 
vorzunehmen, was 23 Millionen Menschen 
ohne Krankenversicherung läßt. Es existiert 
Ungleichheit bei der Entlohnung von Männern 
und Frauen. Emigranten und Flüchtlinge wer-
den marginalisiert, vor allem solche aus isla-
mischen Ländern. Man beabsichtigt, Mauern 
zu errichten, die Nachbarn herabsetzen, und 
man gibt internationale Verpflichtungen preis, 
die Umwelt zu erhalten und sich dem Klima-
wandel zu stellen.  
In gleicher Weise sind von den Vereinigten 
Staaten in anderen Ländern begangene Men-
schenrechtsverletzungen Anlaß zur Besorgnis 
wie die willkürliche Inhaftierung Dutzender 
Gefangener im durch die Marinebasis illegal 
besetzten Territorium von Guantanamo, wo 
auch gefoltert wird, des weiteren die außer-
gerichtlichen Hinrichtungen und die zivilen 
Bombenopfer durch Einsatz von Drohnen, 
die gegen verschiedene Länder entfesselten 
Kriege wie beispielsweise gegen den Irak, dies 
mit verheerenden Auswirkungen auf den Frie-
den, die Sicherheit und die Stabilität in der 
Region des Mittleren Ostens.  
In ihrer am 1. Juli 2015 herausgegebenen 
Deklaration bestätigte die kubanische Regie-
rung, daß zwischennationale „Beziehungen 
sich auf den absoluten Respekt vor unserer 
Unabhängigkeit und Souveränität gründen 
müssen, dem unveräußerlichen Recht des 
ganzen Staates, sein politisches, wirtschaft-
liches, soziales und kulturelles System ohne 
Einmischung irgendwelcher Art selbst wäh-
len zu können wie auch die souveräne Gleich-
heit und Gegenseitigkeit, die unverzichtbare 
Grundsätze des internationalen Rechts konsti-
tuieren“, wie es die Proklamation Lateiname-
rikas und der Karibik als Zone des Friedens 
festschreibt, die von den Staats- und Regie-
rungschefs der Gemeinschaft Lateinameri-
kanischer und Karibischer Staaten (CELAC) 
auf deren II. Gipfel in Havanna unterzeichnet 
wurde. Kuba hat nie auf diese Prinzipien ver-
zichtet, noch wird es dies jemals tun.  
Die Regierung Kubas bekräftigt ihren Willen, 
einen respektvollen Dialog und die Zusam-
menarbeit bei Themen von beiderseitigem 
Interesse sowie der Verhandlung anstehen-
der bilateraler Angelegenheiten mit der Regie-
rung der Vereinigten Staaten fortzusetzen.
Jegliche Strategie, die darauf gerichtet ist, das 
politische, wirtschaftliche und soziale System 
in Kuba zu ändern, sei es, daß man dieses Ziel 
mittels Druck und Belastungen oder unter 
Anwendung subtiler Methoden anstrebt, wird 
zum Scheitern verurteilt sein. Über die in Kuba 
notwendigen Veränderungen wird weiterhin 
souverän das kubanische Volk entscheiden.
Wie wir es seit dem Sieg vom 1. Januar 1959 
gehalten haben, werden wir kein Risiko 
scheuen und weiter fest und sicher am Auf-
bau einer souveränen, unabhängigen, sozia-
listischen, demokratischen, gedeihlichen und 
nachhaltigen Nation arbeiten.

Havanna, 16. Juni 2017  
(gekürzt und red. bearbeitet )

Unser standhafter und verläßlicher 
Kampfgefährte 

Ingo Brehmer 
aus Berlin begeht am 18. September 
seinen 75. Geburtstag.
Politisch erfahren und der Sache treu 
geblieben, hat er sich um die erfolg-
reiche Entwicklung der „RotFuchs“-
Regionalgruppe Berlin-Lichtenberg, 
zu deren Leitung er gehört, verdient 
gemacht. Wir danken Dir, lieber Ingo, 
für Deine selbstlose Einsatz- und Hilfs-
bereitschaft und beglückwünschen 
Dich von ganzem Herzen zu Deinem 
Ehrentag.
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Erfolgreicher Streik für Freiheit und Würde

Ende Mai 2017 konnten palästinensische 
politische Gefangene einen eindrucksvol-

len Sieg über die repressiven Haftbedin-
gungen in israelischen Gefängnissen 
verkünden. Nachdem Vertreter der 
israelischen Gefängnisverwaltung Kon-
zessionen gegenüber den Häftlingen 
gemacht hatten, erklärten diese ihren 
Hungerstreik nach einundvierzig Tagen 
für beendet. 
Nach Angaben der israelischen Offizi-
ellen waren insgesamt mehr als 1570 
Häftlinge an dem Streik beteiligt. Rund 
800 Gefangene hungerten noch, als sie 
am Vorabend des heiligen Fastenmonats 
Ramadan ihre Kampfmaßnahme nach 
mehr als zwanzigstündigen Dauerver-
handlungen einstellten. Achtzehn der 
Streikenden befanden sich zu diesem 
Zeitpunkt mit schweren gesundheitli-
chen Komplikationen zur stationären 
Behandlung im Krankenhaus.
Der Hungerstreik wurde von Marwan Barghu-
thi angeführt, einem politischen Gefangenen, 
den die israelische Besatzungsmacht seit 
dreizehn Jahren in Haft hält. Barghuthi ist 
Kommandeur der Palästinensischen Befrei-
ungsorganisation PLO. 
(Laut der US-Zeitung „Liberation“, dem Blatt der 
„Party for Socialism and Liberation“, erklärte der 
Streikführer, der Hungerstreik sei „der längste 
kollektive Streik“ und „ein heldenhafter histo-
rischer Sieg in der fünfzigjährigen Geschichte 
der Gefangenenbewegung“ gewesen. Er stelle 
einen „Wendepunkt“ in der Beziehung der 

palästinensischen Häftlinge zu den Offiziellen 
des israelischen Gefängnissystems dar. jW)

Mit ihrem Streik hatten die Häftlinge gegen 
schlechtes Essen, Überbelegung der Haftan-
stalten und mangelnde Bildungsangebote 
protestiert. Sie forderten eine Verbesserung 
der medizinischen Versorgung und die sofor-
tige Beendigung der Isolationshaft. Eine wei-
tere Hauptforderung richtete sich gegen das, 
was die israelische Justiz „Administrativhaft“ 
nennt, also die Inhaftierung ohne jede Anklage 
und Gerichtsverhandlung.
Die palästinensischen Gefangenen erklärten, 
in all ihren Forderungen Erfolge erzielt zu 
haben. Der Hungerstreik, der unter dem Motto 

„Streik für Würde und Freiheit“ geführt wurde, 
war eine wagemutige politische Kampf aktion 

gegen den israelischen Apartheidsstaat. 
Das „Palästinensische Unterstützungs-
netzwerk für Gefangene“ lobte die Hun-
gerstreikenden für ihre Standhaftigkeit 
und begrüßte ihren Sieg. Das Netzwerk 
kritisierte aber auch das Internationale 
Rote Kreuz, weil es sich nicht angemessen 
dafür eingesetzt habe, daß die Gefange-
nen wegen angeblicher „haushaltspoliti-
scher Bedenken“ der Regierung seit mehr 
als einem Jahr nur an einem Tag pro Monat 
und nicht wie zuvor an mindestens zwei 
Tagen Besuch von ihren Familien erhal-
ten konnten. Der Staat Israel hält derzeit 
mehr als 6000 Palästinenser in Gefangen-
schaft, darunter in rechtswidriger Weise 
auch viele Kinder und Jugendliche.
Neben dem Widerstand in den besetzten 
Gebieten spielte auch die internationale 
Solidarität eine entscheidende Rolle beim 

erfolgreichen Kampf der palästinensischen 
Gefangenen. Prominente Unterstützer und 
politische Gefangene aus vielen Ländern hat-
ten sich mit den Streikenden solidarisch erklärt. 
Darunter René Gonzáles von den „Cuban Five“, 
der fünfzehn Jahre in US-Gefängnissen einge-
sperrt war, und Oscar López Rivera. Der puer-
toricanische Unabhängigkeitskämpfer war erst 
kürzlich nach 36 Jahren hinter US-Gittern frei-
gelassen worden. 
 Mumia Abu-Jamal

(„junge Welt“, 10. Juni,  
Übersetzung: Jürgen Heiser)

Vertrauen in die Zukunft
In Managua wurde am 19. Juni das 23. Forum 

von São Paulo beendet. Die Delegierten, dar-
unter einige Staats- und Regierungschefs, 
wollten zum Abschluß des einwöchigen 
Treffens gemeinsam an der Siegesfeier zum  
38. Jahrestag der sandinistischen Revolution 
in Nicaragua teilnehmen. Mehr als 300 Ver-
treter von progressiven Parteien und Organi-
sationen aus 32 Ländern Lateinamerikas und 
der Karibik, sowie Gäste aus Europa, Asien, 
Afrika und den USA hatten über Konzepte zur 
Abwehr der imperialistischen Gegenoffensive 
und zur Stärkung der linken Kräfte diskutiert.
Das 1990 auf Initiative des verstorbenen 
kubanischen Revolutionsführers Fidel Castro 
Ruz und des brasilianischen Gewerkschafts-
führers und späteren Präsidenten Luiz Iná-
cio Lula da Silva gegründete Forum gilt als 
bedeutendste Plattform der Linken auf dem 
amerikanischen Kontinent. Nach einer fei-
erlichen Ehrung für Fidel Castro hatte Che 
Guevaras Tochter Aleida Guevara March die 
Arbeitssitzungen eröffnet. Die Forumsteil-
nehmer erklärten ihre Bewegungen als Fort-
setzung des Impulses, „der vor 100 Jahren von 
der Russischen Revolution ausging und von 
Kämpfern wie Fidel, Che, Hugo Chávez und 
den Führern der sandinistischen Befreiungs-
front aufgenommen“ worden sei.

Mit einem „Konsens Unseres Amerikas“ (Con-
senso de Nuestra América) genannten 24sei-
tigen politischen Grundsatzpapier hatten 
die Teilnehmer das erste gemeinsame Pro-
gramm in der Geschichte des Forums verab-
schiedet. „Über ein Vierteljahrhundert nach 
seiner Gründung ist dieses Forum weiter-
hin ein wesentlicher Akteur in der Region“, 
erklärte José Ramón Balaguer, der Leiter der 
Abteilung für Auswärtige Angelegenheiten 
beim ZK der Kommunistischen Partei Kubas 
(PCC). Es erfülle eine wichtige Aufgabe zur 

„Gestaltung politischer Alternativen“ und zur 
Entwicklung gemeinsamer Positionen für die 
Fortsetzung der in der Region begonnenen 
progressiven Umwandlungen. 
Mit der Sandinistischen Revolution in Nica-
ragua, der Bolivarischen Revolution in Vene-
zuela, der „Bürgerrevolution“ in Ecuador und 
dem Amtsantritt des ersten indigenen Präsi-
denten in Bolivien hätten die Völker Latein-
amerikas in den letzten Jahren wieder „ein 
Gefühl des Vertrauens in die Zukunft“ entwik-
keln können, erinnerte Balaguer. Mit Grün-
dung der Gemeinschaft Lateinamerikanischer 
und Karibischer Staaten (CELAC) sei zudem 
ein bisher einmaliges regionales Integrations-
projekt entstanden. Doch im gleichen Maße, in 
dem sich die Völker der Region emanzipierten, 

wachse der Druck seitens jener Kräfte, die 
diese Entwicklung verhindern wollten. Die 
Putsche in Honduras, Paraguay und Bra-
silien und die versuchten Staatsstreiche in 
Venezuela, Ecuador und Bolivien seien Bei-
spiele für ein Projekt des irregulären Krieges 
der USA, warnte Balaguer. Er ermahnte die 
Linke zur Einheit und bezeichnete den „Kon-
sens Unseres Amerikas“ als Programm, „das 
über die Zeit der Wahlen hinausgeht und in 
jedem einzelnen unserer Länder die Schritte 
zur Machtübernahme und den Aufbau neuer, 
souveräner, antiimperialistischer Gesell-
schaften definiert“.
Vor dem Abschlußplenum wurden zahlreiche 
Themen in Workshops diskutiert. Dabei ging 
es unter anderem um eine Analyse der pri-
vaten Medien, die ihre Macht unter anderem 
zur Wiederherstellung der rechten Hegemo-
nie auf dem Kontinent einsetzen. Als Beispiele 
wurden die von privaten Medienkonzernen 
maßgeblich beeinflußten aktuellen Entwick-
lungen in Brasilien und Venezuela angeführt. 
Die Teilnehmer erklärten, zur Stärkung der 
Linken sei auch die Schaffung eigener Instru-
mente, um sich im Informationskrieg behaup-
ten zu können, eine vorrangige Aufgabe.

Volker Hermsdorf  
 (Aus: „junge Welt“, 20. Juni)

Feier nach der Bekanntgabe der Beendigung des 
Hungerstreiks der palästinensischen Gefangenen  
am 27. Mai in Ramallah
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Der kalte Krieg, die CIA und Allen Dulles

Die Geschichte der CIA konnte in den ver-
gangenen Jahren wegen der Veröffent-

lichung wichtiger Aktenbestände sowie 
durch manche der in Untersuchungs-
ausschüssen des Kongresses bekanntge-
wordenen skandalösen Operationen des 
geheimnisumwitterten Dienstes recht gut 
erforscht werden. Nicht selten wurden 
Ergebnisse dieser Forschungsarbeiten in 
der Presse und in Fernsehdokumentatio-
nen präsentiert.
Und dennoch schaffte es jüngst ein Buch, das 
sich mit dem US-amerikanischen Geheim-
dienst von seiner Gründung 1947 bis in die 
späten 60er Jahre befaßt, in die Bestseller-
listen nicht nur der USA, sondern auch der 
BRD. „Das Schachbrett des Teufels“ lautet 
sein eher für einen Kriminalroman geeig-
net erscheinender Titel. Erst der Untertitel 
gibt Aufschluß über den Inhalt des Bandes: 

„Die CIA, Allen Dulles und der Aufstieg von 
Amerikas heimlicher Regierung“. 
Tatsächlich liest sich das Werk des Publi-
zisten David Talbot streckenweise wie ein 
Thriller, erscheinen die gut dokumentierten 
„verdeckten“ Aktionen der CIA, als seien sie 
der Phantasie eines zweitklassigen Dreh-
buchautors entsprungen. Doch weit gefehlt. 
In der plastischen und mit vielen Details 
angereicherten Darstellung US-amerika-
nischer Geheimdienst-Operationen in vie-
len Teilen der Welt, seien sie in Guatemala, 
im Iran, im Kongo oder gegen das soziali-
stische Kuba organisiert worden, liegt der 
Vorzug des lesenswerten Buches. Die Stärke 
des Bandes ist jedoch zugleich seine Schwä-
che: Der Autor erzählt zwar spannend und 
läßt dabei die handelnden Personen pla-
stisch vor das Auge der Leserinnen und 
Leser treten. Allerdings geht dabei mitun-
ter der „rote Faden“ in der Fülle der ausge-
breiteten Details verloren. 
Doch zunächst zu einigen der wichtigsten 
Themen und Thesen des Buches. Talbot 
zeichnet die Biographie von Allen Dulles 
nach, dessen weltanschaulich-politische 
Grundierung militant antikommunistisch 
war. Der erfolgreiche New Yorker Anwalt 
war im Zweiten Weltkrieg als Leiter des 
US-amerikanischen Geheimdienstes Office 
of Strategic Services (OSS) in der Schweiz 
weniger darauf bedacht, zum Erfolg der 
Anti-Hitler-Koalition beizutragen als viel-
mehr enge Beziehungen zu Würdenträgern 
des seiner Niederlage entgegentaumelnden 
Nazi-Regimes zu knüpfen. Ein besonders 
vertrauensvolles Verhältnis unterhielt er 
mit SS-Obergruppenführer Karl Wolff, dem 
Chef des persönlichen Stabes von Heinrich 
Himmler und obersten SS- und Polizeiführer 
in Italien. Für den OSS-Residenten in Bern 
war dies die logische Folge seiner Weltsicht. 
Denn Dulles gehörte zu denjenigen Reprä-
sentanten seines Landes, die schon immer 
der Meinung waren, daß nicht das faschi-
stische Deutschland, sondern die Sowjet-
union der eigentliche Feind seines Landes 
sei, den es zu vernichten gelte. 
Der militante Antikommunismus von Allen 
Dulles war auch die Ursache für seine 

Bemühungen um einen Separatfrieden mit 
Hitlerdeutschland sowie seine Unterstüt-
zung für Nazi-Verbrecher, die nach dem 
Ende des Krieges auf der „Rattenlinie“ über 
Italien nach Lateinamerika geschleust wur-
den. Talbot bringt präzise auf den Begriff, 
worum es Dulles dabei ging: Ihm war „daran 
gelegen, den Sicherheitsapparat des Dritten 
Reiches zu retten und ihn gegen die Sowjet-
union zu wenden – die für ihn immer der 
wahre Feind Amerikas war.“ Allen Dulles 
war führend daran beteiligt, daß der faschi-
stische Geheimdienst „Fremde Heere Ost“ 
unter der Aufsicht der CIA seine Agenten-
kartei und seine Erfahrungen aus dem 
Aggressionskrieg gegen die UdSSR im kal-
ten Krieg für den US-Imperialismus „nutz-
bringend“ einbringen konnte. Zwischen 
Dulles und dem Chef des späteren Bundes-
nachrichtendienstes General Reinhard Geh-
len entwickelten sich nicht nur „produktive“ 
Arbeits-, sondern sogar freundschaftliche 
Beziehungen. Hierzu bietet Talbots Buch 
manche neue Informationen. Dem Autor 
ist zuzustimmen, wenn er schreibt: „Hät-
ten die US-Geheimdienste Gehlen nach dem 
Krieg nicht gerettet, wäre er in Nürnberg 
sicherlich als Kriegsverbrecher verurteilt 
worden.“       
Nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges 
kehrte Allen Dulles zunächst an den Schreib-
tisch seiner New Yorker Anwaltskanzlei 
zurück, um sich wieder seinen prominenten 
Kunden aus der US-amerikanischen Groß-
industrie zu widmen. Doch 1950 wurde er 

„Direktor für spezielle Operationen“ der CIA, 
bei denen es sich um die Einmischung der 
USA in die inneren Angelegenheiten ande-
rer Länder handelte. Es ging um die Mani-
pulation von Wahlen, die Gewinnung von 
Marionetten der CIA innerhalb von Parteien 
und Regierungen, um Akte der Diversion 
in den volksdemokratischen und sozialisti-
schen Ländern, aber auch um die Auslösung 
von Militärputschen gegen Regierungen, die 
als „feindlich“ gegenüber den USA angese-
hen wurden. Allen Dulles, der seit 1953 als 
Direktor der CIA amtierte, handelte voll-
kommen skrupellos. Er schreckte nicht 
vor gesetzwidrigen Handlungen jeglicher 
Art zurück, einschließlich der Anzettelung 
von politischen Morden. Finanzielle Mit-
tel standen dem US-Geheimdienst in fast 
unbeschränkter Höhe zur Verfügung, sein 
Personalbestand erreichte immer größere 
Dimensionen, und schließlich wuchsen 
unübersehbar Tendenzen seiner Verselb-
ständigung gegenüber den verschiedenen 
Administrationen. Die CIA – so die Kern-
these des Buches – entwickelte sich immer 
stärker zu einer Art „heimlicher Regierung“ 
des Landes, wobei sie im Laufe der Jahre 
ihre Aktivitäten auch auf die USA ausdehnte. 
Dabei unterstützten Allen Dulles und die 
CIA aktiv alle von reaktionären politischen 
Kräften unternommenen Bestrebungen, der 
Sympathie mit dem „Kommunismus“ ver-
dächtige Personen aufzuspüren und zu 
diskreditieren, wodurch eine Atmosphäre 
der Intoleranz und der Einschüchterung 

gegenüber allen liberalen Kräften ausge-
löst wurde. 
Jedenfalls entstand ein bürokratischer 
Moloch, der nur schwer zu kont roll ie-
ren war. Nicht selten betrieb der Geheim-
dienst so et was w ie eine „Polit ik auf 
eigene Rechnung“, zumal das Weiße Haus 
und das Außenministerium sich mitunter 
aus außenpolitischen Rücksichtnahmen 
und im Hinblick auf die „öffentliche Mei-
nung“ gegen eine offen aggressive Politik 
des US-Imperialismus aussprachen. Beson-
ders lesenswert sind in diesem Zusammen-
hang die Passagen des Bandes, in denen 
der Autor beschreibt, wie schwer es dem 
im November 1960 gewählten Präsiden-
ten John F. Kennedy fiel, die Absetzung von 
Allen Dulles durchzusetzen, der inzwischen 
in Washington ein dichtes Netzwerk von 
Beziehungen geknüpft hatte und mit vie-
len Repräsentanten des Big Business seit 
seiner Zeit als Anwalt großindustrieller 
Unternehmen auf vertrautem Fuße stand. 
Auch nach seiner Absetzung agierte Dul-
les so, als sei er unverändert der Direktor 
der CIA. Fast regelmäßig lud er seine Mit-
arbeiter zu Unterredungen, ließ sich über 
neueste Projekte des Geheimdienstes infor-
mieren und sparte nicht mit „Ratschlägen“. 
Talbot schildert den Alltag des pensionier-
ten Geheimdienstchefs so, als habe er unge-
achtet seines Ruhestandes immer noch viele 
Fäden in der Hand gehalten. Daß er, wie der 
Autor unterstellt, seine Hände bei der Vor-
bereitung der Ermordung John F. Kennedys 
im Spiel hatte, scheint allerdings nicht zwei-
felsfrei belegt.  
Welche Defizite hat Talbots Geschichte 
der CIA? Er verabsolutiert die gewiß sehr 
einf lußreiche Rolle, welche die CIA in den 
Zeiten des kalten Krieges spielte, im Ver-
gleich zu den  Einwirkungsmöglichkeiten 
der wirtschaftlichen Eliten, deren Geldzu-
wendungen bis zum heutigen Tag die Prä-
sidentenwahlen entscheidend beeinflussen 
und die über die Entsendung von Kadern 
in den Regierungsapparat sowie mit Hilfe 
der  Medien das politische Geschäft in ihrem 
Sinne kontrollieren und wesentlich bestim-
men können. Auch darf die Rolle des Mili-
tärs nicht unterschätzt werden. Die „Joint 
Chiefs of Staff “ spielten nicht nur in allen 
weltpolitischen Krisen des kalten Krieges 
eine unheilvolle Rolle als Scharfmacher, 
sondern sie üben auch im politischen All-
tag als wichtige Ratgeber des Präsidenten 
eine nicht zu unterschätzende Funktion aus. 
Ob also die CIA tatsächlich „Amerikas heim-
liche Regierung“ darstellt bzw. im unter-
suchten Zeitraum darstellte, erscheint 
diskussionswürdig. 
Der Autor schildert in eindrucksvoller 
Weise die völkerrechtswidrigen CIA-Aktio-
nen im Iran (1953), in Guatemala (1954), 
gegenüber dem sozialistischen Kuba (seit 
1960) und dem Kongo (1961). Leider kom-
men dabei die zahlreichen „verdeckten“ 
Aktionen gegenüber den sozialistischen 
und volksdemokratischen Ländern in Mit-
tel- und Osteuropa, darunter die DDR, bei 
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Charitonow fordert Abbruch der diplomatischen Beziehungen zu Polen 

Protest gegen Denkmalschändungen

Der russische Abgeordnete Nikolai Cha-
ritonow (KPRF) hat Anfang Juli einen 

Abbruch der diplomatischen Beziehungen 
zu Polen und den Abzug des Botschafters 
aus Warschau gefordert. 
Die Duma solle eine ent-
sprechende Erk lä r ung 
abgeben, forderte der ehe-
malige Präsidentschafts-
kandidat. 
Damit solle Rußland auf 
den angekündigten Abriß 
sowjetischer Kriegsdenk-
mäler in Polen reagieren. 

„Wir müssen eine Erklä-
rung zum Gesetz des pol-
nischen Sejms annehmen“, 
so der Abgeordnete. 
Der polnische Sejm hatte 
am 22. Juni (!) ein Gesetz 
verabschiedet , welches 
den Abriß von Denkmä-
ler n au s S ow jet zeit en 
vorschreibt . Laut Schät-
zungen des Instituts für 
N a t i o n a l e s  G e d e n k e n 
in Warschau fallen landesweit rund 230 
Denkmäler für die Rote Armee unter die-
ses Gesetz.
Nikolai Charitonow erreichte bei den rus-
sischen Präsident schaf t swahlen 2004 
mit 13,7 Prozent Platz zwei hinter Amts-
inhaber Wladimir Putin. Die KPFR ist die 
zweitstärkste Kraft in der Duma hinter der 
Partei Geeintes Rußland.

Das russische Außenministerium hat inzwi-
schen die polnischen Gesetzesänderun-
gen scharf kritisiert und als „empörende 
Provokation“ bezeichnet. Die Änderungen, 

laut denen in Polen Hunderte Denkmäler 
und Gedenksymbole für die sowjetischen 
Kämpfer, die Polen zwischen 1944 und 1945 
befreiten, abgerissen werden sollen, wur-
den am 17. Juli durch Präsident Andrzej 
Duda gebilligt und sollen am 17. Oktober 
in Kraft treten.

„Die Denkmäler der Dankbarkeit an  die Rote 
Armee und die sowjetischen  Befreiungs- 

kämpfer erinnern daran, daß Polen dank 
dem Sieg über den Faschismus, zu dem die 
Sowjetunion den entscheidenden Beitrag 
leistete, als Staat erhalten blieb und das 

polnische Volk nicht ver-
nichtet bzw. vertrieben 
w urde, sondern weiter 
auf seinem Boden leben 
konnte. Die Sowjetunion 
zahlte einen hohen Preis 
für die Befreiung Polens 

– allein bei den Kämpfen 
gegen den Feind auf die-
sem Territorium kamen 
mehr als 600 000 sowjeti-
sche Soldaten ums Leben. 
Hunderttausende sowje-
t ische Kriegsgefangene, 
die in den Konzentrat i-
onslager n Hit lers fest-
gehalten worden waren, 
r uhen ebenfal ls in pol-
nischer Erde“, hieß es im 
r ussischen Außenmini-
sterium.

„Polens Behörden wissen 
natürlich sehr gut, welch ungeheure Belei-
digung dies für das russische Volk und 
die Völker der Länder ist, die zur Sowjet-
union gehörten, deren Söhne und Töchter 
gegen den gemeinsamen Feind um Leben 
und Freiheit der Völker Europas, darunter 
der Polen, kämpften“, so russische Diplo-
maten.

(Gestützt auf „Sputnik news“)

zum 94. Geburtstag
Heinz Müller (Chemnitz) am 15. September

zum 92. Geburtstag
Werner Döring (Hohnstein)  

am 23. September

zum 91. Geburtstag
Dr. Erich Kundel (Eggersdorf/Petershagen) 

am 23. September

zum 85. Geburtstag
Gisbert Graff (Berlin) am 5. September
Elfriede Jentzsch (Bad Schmiedefeld)  

am 23. September
Giesela Wolff (Berlin) am 23. September

zum 80. Geburtstag
Renate Paulsen (Berlin) am 10. September
Adolf Eduard Krista (Worbis)  

am 18. September

zum 75. Geburtstag
Bernd Hietschold (Gera) am 14. September
Klaus Hoppe (Apolda) am 14. September

zum 70. Geburtstag
Christian Krug (Leipzig) am 23. September

Zum 65. Geburtstag
Heiko Haase (Britz) am 10. September

Wie immer gilt unsere Gratulation auch allen anderen Geburtstagskindern des Monats.

Herzliche Glückwünsche unseren Jubilaren des Monats September! 

weitem zu kurz. Das verwundert um so 
mehr, als diese Seite der CIA-Aktivitäten 
in den vergangenen Jahren von US-ameri-
kanischen Historikern gut erforscht worden 
ist. Insgesamt mangelt es der Darstellung 
an einer analytischen Durchdringung der 
behandelten Themen. Viele anekdotische 
Details aus dem Leben von Allen Dulles 

und seiner Familie wären besser vom Lek-
tor gestrichen worden. Und dennoch: Wer 
sich zuverlässig  über die Geschichte der CIA 
im kalten Krieg der 50er und 60er Jahre und 
ihren langjährigen Direktor Allen Welsh 
Dulles informieren möchte , der sollte unbe-
dingt zu David Talbots Buch greifen.

Dr. Reiner Zilkenat

David Talbot: Das Schach-
bret t  de s Teufel s .  Die 
CIA, Allen Dulles und der 
Aufst ieg von Amerikas 
heimlicher  Re gier ung . 
Westend-Verlag, Frank-
furt am Main 2016, 604 S., 
zahlr. Fotos, 28 €
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Ungarn gegen George Soros

In diesem Jahr gab es in Ungarn Protestak-
tionen gegen ein neues Hochschulgesetz, 

nach dem eine ausländische Universität einen 
Lehrbetrieb im Mutterland unterhalten muß. 
Hinter dieser Gesetzesinitiative soll Minister-
präsident Viktor Orbàn stecken, dem sicherlich 
jedes Mittel recht ist, seine Macht und die Herr-
schaft seiner rechten Partei Fidesz zu sichern. 
Die angemahnte Regelung würde eine einzige 
von 28 Hochschulen, die „Zentraleuropäische 
Universität“ (CEU), betreffen. Sie wurde 1991 
von dem US-Amerikaner und Milliardär George 
Soros, einem gebürtigen Ungarn, geschaffen. 

„Mehr als 14 000 Nachwuchswissenschaft-
ler aus rund 100 Ländern haben an der eng-
lischsprachigen Privatuniversität im letzten 
Vierteljahrhundert anspruchsvolle Aufbau-
studiengänge absolviert und auch in den USA 
anerkannte Magister- oder Doktortitel erwor-
ben“, hieß es im April bei „Zeit Online“.
In diesem Zusammenhang soll ein Blick auf die 
schillernde Figur des George Soros geworfen 
werden. Er wurde 1930 in Budapest geboren 
und überlebte trotz seiner jüdischen Herkunft 
die faschistische deutsche Besetzung (1944). 
1947 setzte er sich nach Großbritannien ab, stu-
dierte und promovierte dort. 1956 zog es ihn 
in die USA. Hier stieg er in die Finanzwelt ein 
und raffte ein riesiges Vermögen durch Speku-
lationen zusammen, die ganze Volkswirtschaf-
ten schwer schädigten. Berühmt-berüchtigt 
ist der Quantum-Fonds, ein Hedge-Fonds, mit 
dem Soros auf Grundlage makroökonomischer 
Beobachtung spekuliert. Ein Beispiel dafür ist 
die Spekulation gegen das überbewertete Bri-
tische Pfund. Es brach 1992 zusammen, weil 
die Bank of England nicht mehr in der Lage 
war, den feststehenden Wechselkurs im Euro-
päischen Währungssystem durch Devisen-
marktintervention aufrechtzuerhalten. Im 
Hintergrund stand Soros. Er verkaufte an den 
Börsen geliehene 10 Mrd. Pfund, hauptsäch-
lich gegen Deutsche Mark und Französische 
Franc. Damit setzte eine Flucht aus der briti-
schen Währung ein. Sie wurde an den Märkten 
entwertet. Nach der Abwertung kaufte Soros 
die Britischen Pfund zu einem weitaus gün-
stigeren Kurs/Preis zurück. Der Hedge-Fonds 
machte so in kurzer Zeit einen Gewinn von  

1 Mrd. US-Dollar. Die Folge war, daß Großbri-
tannien aus dem Europäischen Währungs-
system austrat. Eine ähnlich üble Rolle spielte 
Soros während der Asienkrise 1997/1998. Mit 
gezielten Angriffen gegen die thailändische 
Währung trug Soros zur Auslösung der ost-
asiatischen Wirtschaftskrise bei. Insgesamt 
soll er durch Spekulationen ein Vermögen von 
ca. 25 Mrd. US-Dollar zusammengerafft haben. 
Er gehört heute zu den 30 reichsten Personen 
in der Welt. 
Soros ist nicht nur reich, sondern auch einfluß-
reich. In den vergangenen Jahrzehnten hat er 
12 Mrd. US-Dollar an Organisationen und Per-
sonen „gespendet“, die sich für „Demokratie 
und Freiheit“ einsetzten. Dazu bediente er sich 
u. a. seiner Stiftung „Open Society Foundation“, 
die übrigens auch die Münchener Sicherheits-
konferenz mitfinanziert. Zu den Geldempfän-
gern gehören der Washingtoner „Think Tank“ 
Atlantic Council, das Chatham House, das 
International Institute for Strategic Studies 
(IISS) mit Sitz in Großbritannien und die Orga-
nisation Transparency International. Das IISS 
z. B. wurde 1958 in Großbritannien gegrün-
det und ist ein führendes Institut, das militär-
strategische Studien für die NATO entwickelt, 
Konflikte analysiert, die militärische Stärke 
von Ländern untersucht und Vorstellungen für 

„Konfliktlösungen“ entwickelt. Im Jahre 2012 
erhielt sogar das internationale Friedensfor-
schungsinstitut in Stockholm (SIPRI) finanzi-
elle Unterstützung.
Soros’ zahlreichen Fonds, Organisationen und 
internationalen Stiftungen wird vorgewor-
fen, daß sie sich in einer Reihe von Ländern 
einen Regimewechsel zum Ziel gesetzt haben 
und in Umstürze verwickelt sind. Der Milliar-
där bestreitet nicht, daß seine Gelder in der 
Ukraine die „Orangene Revolution“ im Jahre 
2004 und den sogenannten Euro-Maidan im 
Jahre 2013/14 mitfinanziert haben. Der „Euro-
Maidan“ sollte die damalige ukrainische Regie-
rung zwingen, ein Assoziierungsabkommen 
mit der EU zu unterzeichnen. Die „friedlichen“ 
Kräfte waren plötzlich militant und übernah-
men am 22. Februar 2014 mit Unterstützung 
der USA, Polens, Frankreichs, der BRD u. a. 
gewaltsam die politische Macht. Seitdem übt 

eine Clique von nationalistischen und faschi-
stischen Kräften die Macht in Kiew aus, wel-
che die Ukraine in einen Bürgerkrieg gegen 
den Donbass führten. 
Soros’ fünfte Kolonne war und ist in vielen ost-
europäischen Ländern tätig. Dazu zählen u. a. 
Rußland und Weißrußland. Seine Nichtregie-
rungsorganisationen arbeiteten eng mit der 
CIA zusammen, um beispielsweise die Macht 
Serbiens einzuschränken und statt dessen 
den Einfluß der Muslime auf dem Balkan zu 
vergrößern. Beobachter meinen, eine ähnli-
che Zusammenarbeit zwischen der CIA und 
Soros gäbe es heute im Zusammenhang mit 
der Förderung des radikal-islamischen Wah-
habismus in Syrien, dem Irak, dem Libanon, der 
Türkei, in Libyen und anderen Ländern. Die 
Ursprünge dieser unheiligen Allianz zwischen 
der CIA, Soros und den Wahhabiten würden 
auf die Medien- und Propagandaoperationen 
im früheren Jugoslawien und die Regierung 
unter Präsident Bill Clinton zurückgehen. In 
Moldawien und Transnistrien richte sich die 
Tätigkeit der Desinformations- und Destabi-
lisierungs-Experten von Soros und der CIA 
allerdings nicht gegen Serben, sondern gegen 
die Russen. 
Unter dem Deckmantel von Menschenrech-
ten, Pressefreiheit und freiem Unternehmer-
tum sowie mit Hilfe eines weitverzweigtes 
Netzwerkes versucht George Soros, sich welt-
weit einen Informationsvorsprung zu sichern. 
Diesen nutzt er, um neue wirtschaftliche und 
gesellschaftliche Strömungen zu erkennen, zu 
beobachten und zu beeinflussen. Daraus kann 
er wirtschaftlichen Profit schlagen. 
Hier schließt sich der Kreis: Viktor Orbàn 
arbeitete von April 1988 für die Soros Foun-
dation of Central Europe Research Group, von 
der er auch ein Stipendium für ein Studium der 
Geschichte erhielt. Dieses Studium brach er 
1990 ab, um vor der ungarischen Parlaments-
wahl für die Partei Fidesz in die Politik zu 
gehen. Orbàn, ein ehemaliger „Jungkommunist“ 
und Jurist, kennt die inneren Strukturen und 
die politischen sowie wirtschaftlichen Ziele 
der Soros-Leute sehr genau. 
Orbàn und die gegenwärtig herrschende unga-
rische „Elite“ versuchen mit aller Kraft, ihre 
politischen und wirtschaftlichen Ziele gegen 
eine deutsch-französische Übermacht und 
deren Zuwanderungspolitik in der Europä-
ischen Union durchzusetzen. Dazu bedienen 
sie sich einer rechtskonservativen und unga-
risch-nationalistischen Ideologie mit dem Ziel, 
den ungarischen Nationalstaat gegen wirt-
schaftliche und politische Angriffe von außen 
im Rahmen der EU und NATO zu sichern. Das 
ist natürlich ein Widerspruch in sich. Ob Orbàn 
den Kampf gewinnen kann, ist fraglich. Jean-
Claude Juncker (Präsident der EU-Kommission) 
und Soros trafen sich am 27. April in Brüssel. 
Sie stimmten die Strategie ab, um das Bestehen 
der Soros-Uni „Central European University“ 
zu sichern. Einen Tag zuvor leitete die EU-Kom-
mission bereits ein Vertragsverletzungsver-
fahren gegen die ungarische Regierung ein, 
welches das Fortbestehen der Soros-Uni 
sichern soll. 

Dr. Ulrich Sommerfeld, BerlinK
ar

ik
at

ur
: K

la
us

 S
tu

tt
m

an
n



Seite 14 RotFuchs / September 2017

Enttäuschte Hoffnungen oder doch eine 
Perspektive für Afghanistan? (3 und Schluß)

VIII. VR China und Rußland als neue 
Akteure

Die Versuche des Westens, auch die bewaff-
nete Opposition (die Taliban) zu integrieren, 
sind gescheitert. „Die Interventionen des 
Westens waren kontraproduktiv“, betonte 
der sichtlich verärgerte pakistanische Ver-
teidigungsminister Khawaja Muhammad 
Asif am Rande der Münchner Sicherheits-
konferenz 2017. Der Westen sei für die ver-
fehlten militärischen Eingriffe sowohl in 
Afghanistan als auch in Irak, Libyen und 
Syrien und deren Folgen verantwortlich, 
hob Asif hervor und sagte weiter, am Hin-
dukusch habe eine internationale Militär-
koalition unter US-Führung „ein einziges 
Chaos zurückgelassen“. Für eine politische 
Lösung des Konf likts in und um Afghani-
stan hätte eine regionale Kooperation der 
Länder wie Afghanistan, Pakistan, VR China, 
Iran und Indien Aussicht auf Erfolg.
Nun versuchen zwei neue Akteure, die 
Regierungen Chinas und der Russischen 
Föderat ion, eine polit ische Lösung zu 
ermöglichen. Da die VR China als strate-
gischer Partner Pakistans gilt, haben die 
Taliban ihre Zustimmung signalisiert. Ruß-
land wird als neutraler Vermittler von allen 
beteiligten Seiten akzeptiert. Ende Dezem-
ber 2016 haben China, Rußland und Paki-
stan sich darauf geeinigt , ausgewählte 
Taliban-Vertreter von der Sanktionsliste der 
UNO zu streichen. Damit soll ein friedlicher 
Dialog zwischen Kabuler Administration 
und Taliban gefördert werden. Während 
die Regierung in Kabul zurückhaltend rea-
gierte, begrüßten die Taliban den Vorschlag. 
Der Sprecher der NATO in Kabul, Charles 
Cleveland, sagte dem Kabuler Tolo-TV, daß 

„das russische Engagement mit den Taliban“ 
ihm Sorge bereite. Denn damit würden die 
Taliban als Organisation legitimiert. Man 
wolle aber die Kabuler Regierung stärken, 
betonte Cleveland. 
Trotzdem hatte die Regierung der Russi-
schen Föderation erneut zu Afghanistan-
Gesprächen für den 14. April nach Moskau 
eingeladen. Während die Kabuler Admini-
stration einen Abteilungsleiter nach Mos-
kau schickte, waren an dem Treffen neben 
Experten aus Rußland und Afghanistan 
Vertreter aus China, Iran, Indien und Paki-
stan sowie den fünf zentralasiatischen Ex-
Sowjetrepubliken beteiligt. Auch die USA 
und die Taliban waren dazu eingeladen. 
Beide hatten eine Teilnahme abgelehnt, was 
einem Boykott gleichkam. Die Teilnehmer 
der Konferenz riefen die Taliban zu Frie-
densgesprächen auf. Ihre Führung solle 
von einer gewaltsamen Lösung des Kon-
f likts abrücken und mit der Regierung in 
Kabul Verhandlungen aufnehmen, hieß es 
am 14. April im russischen Außenministe-
rium. Mögliche Friedensgespräche könnten 
in Moskau stattfinden.
Statt an den Friedensverhandlungen teilzu-
nehmen, hatte die US-Armee am Vorabend 

der Friedenskonferenz in Moskau im Osten 
Afghanistans eine 16 Millionen US-Dollar 
teure Bombe abgeworfen. „Aber eine 10 000 
Kilogramm schwere Bombe auf eine Gruppe 
leicht bewaffneter Terroristen abzuwerfen, 
ist so, als ob man mit Kanonen auf Spatzen 
schießen würde.“ („De Telegraf “, Amster-
dam, 15. 4.) Mindestens 36 Menschen, die 
vom US-Militär als IS-Kämpfer bezeichnet 
wurden, sind getötet worden. Nach Anga-
ben der Regionalregierung hat es jedoch 
mindestens 94 Tote gegeben. Die afgha-
nische Bevölkerung sieht dieses massive 
Bombardement als einen Racheakt der USA 
an. Denn wenige Tage zuvor war in der glei-
chen Region ein US-amerikanischer Elite-
soldat bei einem Einsatz getötet worden. 
(FAZ, 15. 4.)
Mit dieser Bombardierung haben die USA 
ein Tunnelsystem zerstört, das sie selbst 
in den 80er Jahren für die terroristischen 
Modjahedin gebaut hatten.

IX. Afghanistan könnte eine 
Perspektive haben

Externe Faktoren haben auch in Afgha-
nistan den Konf likt nicht gelöst, sondern 
es wurden im Gegenteil lediglich fremde 
Interessen nach Afghanistan transportiert 
und damit politische Lösungen zunichte 
gemacht.
Erst nach 16 Jahren NATO-Krieg, Zerstö-
rung und menschlichen Katastrophen am 
Hindukusch sind manche westliche Politi-
ker, wie der deutsche Außenminister Sig-
mar Gabriel, zu der Erkenntnis gelangt, 
daß „Militärinterventionen fehlgeschla-
gen sind und […] es keine Stabilisierung 
gegeben hat“. Deswegen verlassen die Men-
schen scharenweise Afghanistan. Es ist an 
der Zeit, den Konf likt durch Afghanen, in 
Afghanistan und im Sinne der nationalen 
Interessen Afghanistans zu lösen.
Die „internationale Gemeinschaft“ führt 
seit mehr als neununddreißig Jahren einen 
verdeckten und seit fünfzehn Jahren einen 
offenen Krieg gegen Afghanistan und hat 
damit das gesellschaftliche Gefüge des Lan-
des weitgehend zerstört: die Infrastruktur, 
die ökonomischen, politischen und sozialen 
Fundamente sind in einem Ausmaß zer-
rüttet, daß es eine funktionsfähige Gesell-
schaft am Hindukusch auf absehbare Zeit 
nicht geben wird. Auf Grundlage eigener 
Feldforschungen und zahlreicher Gesprä-
che mit der Bevölkerung aus verschieden-
sten Schichten und Klassen in Afghanistan 
bin ich zu der Überzeugung gelangt, daß es 
längst an der Zeit ist, über Alternativen zum 
NATO-Krieg nachzudenken. Neununddrei-
ßig Jahre Krieg sind mehr als genug. Wir 
müssen ernsthaft nach neuen Wegen zum 
Frieden suchen. Folgendes schlage ich vor:
1. E i n seit iger u nd be d i ng u ng sloser 

Waffenstillstand seitens der NATO, 
zunächst für die Dauer von mindestens 
sechs Monaten.

2. Ablösung der NATO-Einheiten durch eine 
International Security Assistance Force 
(ISAF), bestehend aus Einheiten der isla-
mischen und blockfreien Staaten. Vier 
Fünftel aller UN-Blauhelmsoldaten kom-
men aus den blockfreien Staaten, warum 
nicht auch in Afghanistan?

3. Auflösung aller NATO-Militärbasen und 
Stützpunkte sowie diesbezüglich mit der 
Kabuler Administration geschlossener 
Verträge.

4. Einladung zu einer nationalen Versöh-
nungspolitik mit allen politischen Grup-
pierungen, einschließlich der islamisch 
geprägten, wie den Taliban, der Hesbe 
Islami von Gulbudin Hekmatyar und dem 
Haqani-Netzwerk.

5. Bildung einer „Wahrheitskommission“ 
nach dem Muster Südafrikas.

6. Auflösung aller militärischen und para-
militärischen Verbände der Warlords 
sowie der ausländischen und afghani-
schen privaten Sicherheitsfirmen.

7. Vorbereitung von landesweiten Wahlen 
in den Dörfern, Kreisen, Bezirken usw. 
zu einer nationalen Loya Djerga (Rats-
versammlung) unter der Kontrolle unab-
hängiger internationaler Organisationen 
wie Friedens-, Frauen-, Studenten- und 
Gewerkschaftsbewegungen.

8. Konstituierung einer vom Volk gewähl-
ten Loya Djerga, jedoch keine Ernennung 
ihrer Abgeordneten durch den Präsiden-
ten.

9. Auf dieser Loya Djerga sollen eine provi-
sorische Regierung und Kommissionen 
zur Ausarbeitung eines Verfassungs-
entwurfes, basierend auf der Abschaf-
fung des Präsidialsystems, sowie eines 
Wahl-, Parteien- und Gewerkschaftsge-
setzes gewählt werden.

10. Durchführung von allgemeinen, freien 
und von unabhängigen Gremien kontrol-
lierten Parlamentswahlen.

11. Wahl einer neuen Regierung unmittel-
bar durch das Parlament, ohne vorhe-
rigen Vorschlag des noch amtierenden 
Interimsministerpräsidenten.

12. Abschaffung der Politik der offenen Tür 
und Einleitung einer auf nationalen Inter-
essen basierenden Wirtschafts-, Finanz-, 
Zoll- und Steuerpolitik.

13. Maßnahmen zum Wiederauf bau des 
zerstörten Landes, wofür ein Viertel der 
NATO-Kriegskosten aufzuwenden wäre. 
Diese Mittel sollen auf einem unter unab-
hängiger Kontrolle stehenden Treuhand-
konto geparkt und nur projektgebunden 
verwendet werden können.

14.  An den Wiederaufbaumaßnahmen soll-
ten die Nachbarn Afghanistans bevorzugt 
beteiligt werden. Dies wird die regionale 
Kooperation und Stabilität fördern.

15. In der Region um Afghanistan sollte auf 
eine mittel-südasiatische Union hingear-
beitet werden. Neben Afghanistan soll-
ten ihr die fünf mittelasiatischen Länder 
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Tadschikistan, Usbekistan, Turkmeni-
stan, Kirgistan und Kasachstan sowie 
Iran, Pakistan und Indien angehören. 
Denn alle diese Länder haben viele 
Gemeinsamkeiten wie Sprachen, Reli-
gionen und Geschichte.

16. Als vertrauensbildende Maßnahme sollte 
Afghanistan als erstes Land nach etwa 

fünf Jahren damit beginnen, seine natio-
nale Armee aufzulösen.

17. Eine mittel-südasiatische Union könnte 
zu einer endgültigen Lösung des Kasch-
mir-Konf liktes zwischen Indien und 
Pakistan und des Konf liktes um die 
Durand-Linie zwischen Afghanistan und 
Pakistan beitragen.

18. Dann wäre es an der Zeit, die Atomwaffe-
narsenale Indiens und Pakistans zu redu-
zieren und abzuschaffen. Dadurch könnte 
eine der konfliktreichsten Regionen des 
asiatischen Kontinents zu einer Zone des 
Friedens, der Stabilität und der Prospe-
rität werden.

Dr. Matin Baraki 

|  Babylon, Rosa-Luxemburg-Straße 30, Berlin

Karten:   Konferenz  5 €  /  Konzert  6 €  /  Kombikarte  10 €
Kartenkauf (Vorbestellung): 
Überweisung an „RotFuchs“-Förderverein
IBAN  DE18 1005 0000 2143 0314 00   •   BIC     BELADEBEXX
Verwendungszweck: Konferenz
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  Die letzten Wochen vor der Oktoberrevolution (5)
Riga wird dem Gegner preisgegeben

Alle reaktionären Kräfte Ruß lands und die 
mit der Provisori schen Regierung verbünde-
ten Westmächte betrieben Anfang Septem-
ber 1917 verstärkt die Vorbereitung einer 
konterrevolu tionären Verschwörung, um eine 
Militärdiktatur zu errichten. Als Führer des 
Putsches war der Oberste Befehlshaber, Gene-
ral Kornilow, vorgesehen.
Zur Absicherung dieses Pla nes verrieten reak-
tionäre Offizie re ihre Truppen und gaben am 
3. September die Stadt Riga den deutschen 
Truppen preis. Damit war der Weg nach Petro-
grad ge öffnet.
Die so entstandene Lage nahm das Haupt-
quartier zum Anlaß, um die Verschiebung der 
ihr treuen Truppen in die Nähe der Haupt-
stadt zu beschleunigen. Gleichzeitig wurden 
militärische Aktionen gegen Moskau, Kiew 
und andere große Städte vorbe reitet.

Kornilow marschiert nach Petrograd

Am 7. September setzte Korni low gegen Petro-
grad Truppen in Marsch und forderte den 
Rück tritt der Provisorischen Regie rung. Als 
Antwort erklärte Ministerpräsident Kerenski 
Kornilow zum Meuterer und setzte ihn vom 
Posten des Obersten Be fehlshabers ab.
Die Wendung Kerenskis von der Beteiligung 
am Putsch zum Kampf gegen Kornilow ent-
stand durch dessen Befürchtung, daß Korni-
low nicht nur mit den Bol schewiki abrechnen, 
sondern auch ihn, Kerenski, entmachten 
werde.
Die Kornilow-Truppen wollten am 9. Sep-
tember in Petrograd einrücken. Kornilow 
hatte einen Befehl vorbereitet, der nach 
der Einnahme Petrograds in Kraft treten 
sollte. Danach sollte über die Hauptstadt der 
Ausnahmezu stand verhängt werden, Kund-
gebungen, Streiks und Versamm lungen soll-
ten verboten und Standgerichte eingesetzt 
werden.
Die Putschisten rechneten da mit, die Arbeiter 
und die revolu tionären Truppen der Petrogra-
der Garnison rasch zu entwaff nen und die 
Bolschewiki verhaf ten zu können.

Der Appell der Bolschewiki

Lenin hatte in der Presse eine Reihe Arti-
kel veröffentlicht, die den Aktionsplan der 
Arbeiter klasse für den Fall eines Auf standes 
der Kornilow-Leute um rissen. Er forderte, 
den Haupt schlag gegen den Kornilow-Putsch 
zu richten. Gleichzeitig sollten die Provisori-
sche Regie rung und ihre sozialrevolutionä-
ren und menschewistischen Hel fershelfer 
entlarvt werden.
Als Führer und Organisator des Kampfes 
gegen Kornilow wandte sich das Zentralko-
mitee der Partei Lenins – die SDAPR (B) – am 
9. September an alle Arbeiter und Soldaten 
Petro grads mit dem Appell, sich zur Vertei-
digung der Revolution zu erheben.

Die Verteidiger Petrograds

In Fabriken, Werken, Truppen einheiten und 
Institutionen fan den gleich nach dem Eintref-
fen der ersten Meldungen vom An rücken der 
Korrnilow-Truppen Massenmeetings statt. 

Neue Ab teilungen der Roten Garden wur den 
aufgestellt, in die im Verlau fe von drei Tagen 
25 000 Arbeiter eintraten. Insgesamt betrug 
die Zahl der Rotgardisten Petro grads in den 
Tagen der Zer schlagung des Kornilow-Pu-
tsches 13 000 bis 15 000 Mann. Soldaten 
der Petrograder Garnison und Matrosen der 
Baltischen Flotte unterstützten die bewaff-
neten Arbeiter. Mehr als 3000 Kronstädter 
Matrosen ka men den Arbeitern zum Kampf 
gegen die Putschisten zu Hilfe.
Innerhalb von drei Tagen st an den vor 
Petrograd 60 000 bewaff  nete Arbeiter, 
revolutionäre Sol daten und Matrosen. Die 
Pu tschisten verfügten nicht einmal über 
ein Drittel jener Kräfte, die sich ihnen vor 
Petrograd entge genstellten.
An anderen Orten, an denen die Kornilow-
Leute ebenfalls Ak tionen geplant hatten, 
gestaltete sich das Kräfteverhältnis ähnlich.

Der Putsch ist niedergeschlagen

Am 12. September war der Vormarsch der 
Kornilow-Leute überall zum Stillstand 
gekom men. In ihren Truppen begann die 
Zersetzung. Im Hauptquartier und in den 
Frontstäben wurden die Generale Korni-
low, Lukomski, Markow, Denikin u. a. die 
ebenfalls maßgeblich am Putsch beteiligt 
waren, verhaftet.
Am 13. September wurde offi ziell die Zer-
schlagung des Kornilow-Putsches bekannt-
gegeben.

Die Volkswirtschaft verfällt

Nach der Zerschlagung des Kornilow-Put-
sches am 12. Sep tember entwickelte sich 
in Rußland eine allgemeine na tionale Krise. 
Ein deutliches Zei chen dafür war der Verfall 
der Volkswirtschaft. Es gab kaum noch Roh-
stoffe, die Kohleförde rung war seit März um 
23,4 Pro zent zurückgegangen, die Hoch öfen 
wurden nur zu 54 Prozent genutzt.
Im September/Oktober stiegen die Lebens-
mittelpreise um 340 Prozent und erreich-
ten damit den Stand von 1020 Prozent des 
Vorkriegsniveaus. Den Arbeiter familien 
stand wegen der sta gnierenden Löhne und 
rasant steigenden Preise oft nur ein Vier-
tel des Existenzminimums zur Verfügung.
Die Ernährungslage war äu ßerst kritisch. 
Im September er hielt Moskau nur 15,2 
Prozent der notwendigen Menge an Nah-
rungsmitteln. Das bedeutete eine tägliche 
Brotration von 100 Gramm, die oft noch 
nicht ein mal ausgegeben werden konnte. 
Eine Hungersnot brach aus.

Die drohende Katastrophe

Das Land stand vor einer Si tuation, die 
Lenin im September in seiner Arbeit „Die 
drohende Katastrophe und wie man sie 
be kämpfen soll“ analysierte. Er entwik-
kelte und begründete dar in jene Maßnah-
men, die das Volk ergreifen mußte, um die 
Ka tastrophe abzuwenden:
• Arbeiterkontrolle über die Produktion und 
Verteilung,
• Nationalisierung der Banken und der 
Großindustrie.

• Beschlagnahme des Gutsbe sitzerlandes und 
Nationalisie rung des gesamten Bodens.

Der Volkskampf wächst an

Das Anwachsen der Krise und der zuneh-
mende Einf luß der Bolschewiki wurden 
in der Zuspit zung aller Formen des Volks-
kampfes deutlich.
Die Arbeiter begannen die Be triebsverwal- 
tungen aufzulösen, verhafteten die Direkto-
ren und nahmen die Leitungen der Pro duktion 
in ihre Hände. Ihre Ak tionen waren um ein 
Vielfaches größer als kurz vor dem Sturz des 
Zaren im März. Während im Januar/Februar 
im ganzen Land etwa 700 000 Arbeiter streik-
ten, waren es von August bis Okto ber etwa  
zwei Millionen.
Die Bauern verjagten die Gutsbesitzer und 
teilten den Bo den und das Inventar unter 
sich auf. Mehr als die Hälfte des eu ropäischen 
Teils des Landes war von Bauernaufständen 
erfaßt, die nicht selten zu bewaffneten Aus-
einandersetzungen gegen die Provisorische 
Regierung und de ren örtliche Machtorgane 
hin überwuchsen.
An der Front setzten die Sol daten die reak-
tionären Offiziere ab und wählten an deren 
Stelle neue, die ihr Vertrauen genos sen. Im 
September/Oktober kam es immer häufiger 
zu Verbrüderungen mit österreichischen und 
deutschen Soldaten. Die Mehr heit der 1,7 Mil-
lionen Soldaten der Nord- und Westfront, die 
Matrosen der Baltischen Flotte und die Gar-
nisonen der großen Städte standen auf sei-
ten der Bolschewiki. Unter dem Einfluß der 
an wachsenden revolutionären Be wegung ver-
stärkten die unter drückten Völker Rußlands 
ihren Kampf für ihre nationale Befrei ung.

Der Aufstand muß vorbereitet werden

Die außenpolitische Situation gestaltete 
sich ebenfalls günstig für die revolutionären 
Kräfte. Die Hauptkräfte der beiden imperiali-
stischen Gruppierungen – Eng land, Frank-
reich und USA einer seits sowie die Länder 
des österreichisch-deutschen Blocks ande-
rerseits – waren an der Front gebunden. Sie 
konnten der russischen Konterrevolution 
nicht sofort zu Hilfe kommen. Anhand all die-
ser Ereignisse kam W. I. Lenin zu dem Schluß, 
daß mit der Vorbereitung des bewaffneten 
Aufstandes begonnen werden muß.

Sowjets verändern ihre 
Zusammensetzung

Seit der Niederschlagung des Kornilow-
Putsches im August 1917 hatten sich die 
Volksmas sen Rußlands mehr und mehr 
davon überzeugt, daß weder die Provisori-
sche Regierung noch die Menschewiki und 
Sozialrevo lutionäre ihre Forderungen nach 
Frieden, Land und Brot erfüllen wollten. Es 
wurde für sie immer deutlicher, daß nur die 
Partei der Bolschewiki ihre Interessen ver-
trat. Das führte zu einer Kräf teverschiebung 
in den wichtig sten Sowjets, vor allem in 
Petro grad und Moskau, in denen bis Ende 
September die Bolschewiki die Mehrheit 
errangen.
 (gestützt auf UZ)
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WISSENSCHAFTLICHE WELTANSCHAUUNG  

Über W. I. Lenins Schrift 
„Die nächsten Aufgaben der Sowjetmacht“

Vor vielen Jahren hat der damalige „Deutschlandsender“ (später umbenannt in „Stimme der DDR“) eine auch in Westdeutschland gehörte und beach-
tete Sendereihe mit Vorträgen zu Fragen unserer wissenschaftlichen Weltanschauung ausgestrahlt, deren Manuskripte sich erhalten haben und 
die wir den Lesern des „RotFuchs“ in einer Auswahl zur Verfügung stellen – inhaltlich wurde nichts verändert, von unumgänglichen Kürzungen 
abgesehen. Man kann diese Vorträge lesen als Kapitel eines Geschichtsbuchs (dazu auch immer die Angabe des seinerzeitigen Sendetermins) und 
zugleich als Einführung in die Grundlagen marxistisch-leninistischen Denkens. Viele auch in den Vorträgen zum Ausdruck kommenden Hoffnun-
gen haben sich mit und nach der Konterrevolution von 1989/90 zerschlagen, manche Prognosen haben den Praxistest nicht bestanden – wesent-
liche Erkenntnisse von Marx, Engels, Lenin und anderen unserer Theoretiker aber haben nach wie vor Bestand, an ihnen halten wir (gelegentlich 
deswegen als Ewiggestrige beschimpft) fest, sie wollen wir – auch mit dieser Serie – vermitteln.  RF

Sendetermin: 14. Februar 1974
  

Über den Gedanken Lenins von der all-
gemeinen Rechnungsführung und Kon-

trolle haben wir bereits früher gesprochen. 
Der Begriff „Rechnungsführung“ ist natürlich 
viel älter als die sozialistische Gesellschafts-
ordnung. Aber im Sozialismus gewinnt er 
einen ganz neuen Inhalt. Und um diesen 
neuen In halt geht es in der Schrift „Die näch-
sten Aufgaben der Sowjet macht“. Wladimir 
Iljitsch Lenin hatte es als die entscheidende 
Aufga be bezeichnet, die Produktion tatsäch-
lich zu vergesellschaf ten. Besteht nun ein 
Zusammenhang zwischen dieser Forderung 
und dem Prinzip der allgemeinen Rechnungs-
führung und Kontrolle? Einen solchen Zusam-
menhang gibt es wirklich.
Die Vergesellschaftung der Produktion 
beginnt bekanntlich mit der Überführung 
der wichtigsten Produktionsmittel in Volks-
eigentum. Zu ihren wesentlichen Bedingun-
gen zählt, daß die Produktion Gegenstand 
des bewußten, gemeinschaftlichen Han delns 
der Werktätigen wird.
Jede Produktion aber verlangt eine be-
stimmte Leitung, Planung und Rechnungs-
führung, Im Kapitalismus ist die Produktion 
der materiellen Güter immer eine Privatange-
legenheit. Die Rechnungsführung im Rahmen 
der jeweiligen kapitalistischen Unter nehmen 
besorgen die Kapitalisten oder von ihnen 
beauftragte Personen. Dabei ist das einzige 
Kriterium der kapitalistische Profit. Leitung, 
Planung und Rechnungsführung der einzel-
nen Unternehmen stimmen, wenn der Pro-
fit stimmt.
Im Sozialismus geht es bei der von Lenin 
geforderten Rechnungs führung und Kon-
trolle darum, daß die Werktätigen die 
Produk tionsmittel nicht nur als gesellschaft-
liches Eigentum nützen, sondern daß sie 
auch über ihre eigene Arbeitszeit, die ihnen 
anvertrauten Ausrüstungen, Maschinen, 
Rohstoffe und Finanzen genau Rechnung 
führen. Sie müssen nach Lenin streng dar-
über wachen und kontrollieren, ob alle diese 
Mittel möglichst wirk sam eingesetzt werden, 
zur Befriedigung der Bedürfnisse der Werk-
tätiges und entsprechend den Erfordernis-
sen der ganzen sozialistischen Gesellschaft. 
Sie müssen darauf achten, daß aus jedem 
Finanzfonds, aus jeder Stunde Arbeitszeit, 
aus jedem Gramm Material ein möglichst 
großer Nutzeffekt erzielt wird. Kriterium 
der Rechnungsführung und Kontrolle unter 

sozialisti schen Bedingungen ist also nicht 
der private Profit , sondern das gemein-
schaftliche Interesse.
Dazu kommt noch ein weiteres wichtiges 
Moment. Bei Strafe des Unterganges im 
Konkurrenzkampf sind die kapitalistischen 
Un ternehmer einerseits zu einer straffen 
Organisation der Pro duktion mit entspre-
chender Planung und Rechnungsführung 
ge zwungen, ganz gleich ob Einzelbetrieb 
oder monopolistische Vereinigung; ande-
rerseits finden wir Desorganisation und 
Anarchie im Rahmen der ganzen kapitali-
stischen Volkswirtschaft. Die sozialistische 
Gesellschaft überwindet diesen Wider-
spruch. Dazu gehört, daß Leitung, Planung 
und Rechnungsführung nicht nur im Rah-
men einzelner Betriebe, sondern im Rahmen 
der ganzen Gesellschaft und im Interesse 
der ganzen Gesellschaft verwirk licht wer-
den – eine wichtige Seite dessen, was Lenin 
die tatsächliche Vergesellschaftung der Pro-
duktion nannte.
Es bedarf vor allem eines umfassenden Net-
zes organisatorischer Beziehungen, das es 
erlaubt, die Produktion immer mehr im Rah-
men und im Interesse der ganzen Gesellschaft 
zu planen. Lenin formulierte im Frühjahr 
1918: „Der sozialistische Staat kann nur als 
Netz von Produktions- und Konsumkommu-
nen entstehen, die ihre Produktion und ihren 
Konsum gewissenhaft verbuchen, Arbeit 
einsparen, die Arbeitsproduktivität unauf-
hörlich stei gern ... Ohne die Einführung der 
strengsten, vom gesamten Volk getragenen 
allumfassenden Rechnungsführung ... kommt 
man hier nicht aus.“1

Die Verwirklichung der Leninschen Forde-
rung schloß den Übergang zur sozialistischen 
Planwirtschaft ein. Selbstverständlich konnte 
es sich 1918 nur um allererste Anfänge han-
deln, die jedoch höchst bedeutsam waren. 
Wir wissen, daß auf diese ersten Schritte 
am Ende des Bürgerkriegs der Goelro-Plan 
und später die Fünfjahrpläne folgten, die 
unter der Führung der Partei Lenins aus der 
Sowjetunion eine sozialistische Wirtschafts-
macht werden ließen. Dennoch kann man 
sagen, daß bereits im Frühjahr 1918 der Le-
ninschen Forderung nach Aufbau eines sol-
chen Netzes von Organisationsbeziehungen, 
das es erlaubt, über die gesamte Produktion 
des Landes genau Buch zu führen und die 
Werktätigen dabei zu schöpferischer Mitar-
beit zu erziehen, tatsächlich weltgeschichtli-
che Bedeutung zu kam.

Für die Bolschewiki war bei der Lösung die-
ser Frage – die ja keineswegs rein organisa-
torischer Natur war – entscheidend, wie, mit 
welchen Methoden die Massen der Arbeiter 
und Bauern des Landes für die neue Aufga-
benstellung aktiviert werden können. Lenin 
gab sich hinsichtlich der Schwierigkeiten, 
die dabei überwunden werden mußten, kei-
ner Täuschung hin. „Selbstverständlich“ – 
so schrieb er – „sind nicht Wochen, sondern 
lange Monate und Jahre notwendig, damit 
die neue Gesellschafts klasse, und zwar eine 
Klasse, die bisher unterjocht, durch Not und 
Unwissenheit niedergedrückt war, sich in die 
neue Lage hineinfinden, sich umsehen, ihre 
Arbeit in Gang bringen und ihre Organisato-
ren hervorbringen kann ... Aber unmöglich 
ist hier nichts, und wenn wir fest entschlos-
sen sind, sie (die neue Aufgabe) vorzunehmen, 
wenn wir in der Verfolgung des großen und 
schwierigen Ziels Ausdauer haben – dann 
werden wir sie verwirklichen. Organisato-
rische Talente sind im ,Volke‘ ... in Menge 
vorhanden; sie wurden vom Kapital zu Tau-
senden zertreten, zu grunde gerichtet und bei-
seite geworfen; wir verstehen es nur noch 
nicht, sie zu finden, zu ermutigen, auf eigene 
Füße zu stellen, aufrücken zu lassen. Wir wer-
den es jedoch lernen, wenn wir uns mit dem 
ganzen revolutionären Enthusiasmus, ohne 
den es keine siegreichen Revolutionen gibt, 
daranmachen, es zu lernen.“2

Lenin wußte 1918 sehr gut, daß dies nur 
durch beharrliche Arbeit der Partei zu errei-
chen ist. Die Erfolge der Sowjet macht in den 
Jahren und Jahrzehnten danach sind nicht 
zuletzt darauf zurückzuführen, daß die Bol-
schewiki diese Aufgabe sehr ernst genommen 
haben. Hunderttausende befähigte Arbeiter 
und Bauern wuchsen in jener Zeit zu qualifi-
zierten Leitern heran. W. I. Lenin formulierte 
in seinem Artikel „Die nächsten Auf gaben der 
Sowjetmacht“: „Wir werden ... uns bemühen, 
so vor sichtig und geduldig wie möglich wirkli-
che Organisatoren zu erproben und ausfindig 
zu machen, Menschen mit nüchternem Ver-
stand und praktischer Ader, Menschen, die 
die Treue zum Sozialismus mit der Fähigkeit 
verbinden, ohne Lärm ... eine feste und einmü-
tige Arbeit einer großen Zahl von Menschen 
im Rahmen der sowjetischen Organisationen 
zustande zu bringen.“3

Einer der großen Vorzüge der sozialistischen 
Demokratie besteht ja gerade darin, daß im 
Sozialismus Millionen Menschen, die im Kapi-
talismus kaum eine Entwicklungschance 



Seite 18 RotFuchs / September 2017

„Das Kapital“, aktuell diskutiert 

Globa l isier ung , Finanz-Crash, Klima, 
Armut srevolten, Wachst umsschwä-

che – die multiple Krise, die die westlichen 
Gesellschaften durchleben, dauert an. Ist der 
Kapitalismus am Ende? Diese Frage wird 
inzwischen auch unter den Eliten der Welt-
wirtschaftsgipfel diskutiert. Grund genug, 

„Das Kapital“ noch einmal zu lesen – das Buch, 
das die Bewegungsgesetze kapitalistischer 
Gesellschaften enthüllt, die weißen Flecken 
der ökonomischen Wissenschaften kritisiert, 
die Begriffe geschärft hat, mit denen wir die 
Welt, in der wir leben, begreifen können.
Die Phänomene unserer Gegenwart schei-
nen weit entfernt von der Welt, in der Karl 
Marx sein Buch schrieb. Aber „Das Kapital“ 
erklärt nicht nur die Keimformen, aus denen 
diese Welt entstand, sondern identifiziert in 
der Entstehungsgeschichte und der Dynamik 
der kapitalistischen Produktionsweise, die 

den Wohlstand der Welt in unvorstellbarer 
Weise gemehrt hat, zugleich die Mechanis-
men seiner Zerstörung, seiner Endlichkeit – 
und die Kräfte zu seiner Überwindung.
Zehn Soziologen, Publizisten, Politiker, Phi-
losophen und Wirtschaftswissenschaftler 
haben „Das Kapital“ noch einmal gelesen. 
Ausgehend von jeweils einem Kapitel des 
Werkes ziehen sie die Linien zur Gegenwart 
und denken über die Aktualität und die Gren-
zen der Marxschen Theorie nach, subjektiv, 
essayistisch und mit dem Blick auf die poli-
tischen Möglichkeiten heute. 
Denn darauf kommt es an: die Welt nicht 
nur zu interpretieren, sondern sie zu ver-
ändern. 

Re: Das Kapital. Politische Ökonomie im  
21. Jahrhundert. Verlag Antje Kunstmann,  
München 2017, 200 S., 22 €

hatten, unter den neuen Bedingungen die 
Möglichkeit erhalten, ihre Fähigkeiten voll 
zu entfalten und ihre Talente, ihre Aktivi-
tät bei der Erfüllung der gewaltigen Auf-
gaben des sozialistischen Auf baus unter 
Beweis zu stellen. Lenin wußte sehr wohl, 
daß die Reali sierung dieser Möglichkeit 
nicht dem Selbstlauf überlassen sein darf. 

„Unser Ziel“, schreibt er, „ist die ausnahms-
lose Heran ziehung der armen Bevölkerung 
(Lenin meinte unter den damaligen Bedingun-
gen damit die breiten werktätigen Massen) zur 
prakti schen Teilnahme an der Verwaltung, 
und alle Schritte zur Ver wirklichung dieses 
Ziels ... müssen sorgfältig registriert, studiert, 
systematisiert, durch größere Erfahrungen 
erprobt und gesetzlich verankert werden.“4

Eines der wichtigsten Mittel dazu war für 
Lenin der sozialisti sche Wettbewerb. Es ist 
bemerkenswert, daß er schon so kurze Zeit 
nach der Oktoberrevolution dem Wettbewerb 
eine derartige Bedeutung beimißt. Gerade 
in ihm erblickt Lenin ein geeignetes Mittel, 
die Werktätigen zu schöpferischer Aktivi-
tät zu wecken, ihre Initiativen auch auf die 
Rechnungsführung und Kontrolle zu orien-
tieren. Nach seiner Auffassung besteht ein 
enger Zu sammenhang zwischen sozialisti-
scher Demokratie und Wettbewerb. Mit Hilfe 
des Wettbewerbs muß die gesellschaftli-
che Produktion zur Angelegenheit der brei-
ten Masse werden. Dazu gehört nach Lenin, 
daß er öffentlich geführt, abrechenbar und 
vergleichbar sein muß, um die Probleme der 
sozialistischen Produktion mög lichst vielen 
Mitgliedern der sozialistischen Gesellschaft 
als eigene Probleme nahezubringen.
Große Bedeutung mißt Lenin der Publizie-
rung des Wettbewerbs bei. Er verweist darauf, 
daß die sozialistische Presse sich grundle-
gend von der bürgerlichen unterscheidet. 
Über die wirk liche Grundlage des gesell-
schaftlichen Lebens, die Produktions sphäre, 
erfährt der Leser in den für die breite Masse 
bestimmten bürgerlichen Publikationsor-
ganen nur wenig. Nach Lenin müssen die 

Kommunisten „an der Schaffung einer Presse 
arbeiten, die die Masse nicht mit politischen 
Pikanterien und Nichtigkeiten amüsiert und 
verdummt, sondern gerade die Fragen des 
tagtäg lichen Wirtschaftslebens dem Urteil 
der Masse unterbreitet und dieser hilft, sie 
ernsthaft zu studieren.“5

Sozialistische Demokratie unterscheidet sich 
ja von formaler bürgerlicher Demokratie nicht 
zuletzt dadurch, daß die mate rielle Produk-
tion, auf der alle anderen Bereiche des gesell-
schaftlichen Lebens letztlich beruhen, zum 
Gegenstand der Überlegungen, der Initia-
tiven, der vom gesellschaftlichen In teresse 
geleiteten Sorge der Menschen wird, durch 
deren Arbeit sie ja eigentlich erst funktio-
niert. Wenn Presse, Rundfunk und Fernsehen 
heute ausführlich über die Aufgabenstellung 
der Volks wirtschaftspläne und namentlich 
über den sozialistischen Wett bewerb in den 
Betrieben und Produktionszweigen berich-
ten, dann trägt unsere Publizistik entschei-
dend dazu bei, sozialistische Demokratie zu 
verwirklichen.
Damit die sozialistische Produktion funk-
tioniert, ist es not wendig, daß möglichst 
alle Menschen nach einem gemeinsamen 
Plan möglichst einheitlich handeln. Dieser 
Wesenszug der sozialistischen Ordnung stand 
bereits im Frühjahr 1918 im Mittel punkt 
der Diskussion. In seiner Schrift „Die näch-
sten Aufgaben der Sowjetmacht“ hat Lenin 
folglich auch zu Fragen des sozialistischen 
Wirtschaftsaufbaus und der Wirtschaftsfüh-
rung Stel lung genommen. Nach seiner Über-
zeugung kann die Einheit des Willens in der 
Produktion nur durch die Einzelleitung gesi-
chert werden. Dieses von Lenin entwickelte 
Prinzip der staatlichen Einzelleitung auf der 
Grundlage zentraler Pläne und Weisungen hat 
sich in der Entwicklung der sozialistischen 
Volkswirtschaft bewährt. Die Leitung gro-
ßer Kollektive kann nur dadurch gewährlei-
stet werden, daß sie in den Händen befugter 
und voll verantwortlicher einzelner Personen 
liegt. Dabei schließt nach Lenin das Prinzip 

der Einzelleitung die breite Mitwirkung und 
Kontrolle der Werktätigen, die kollektive 
Beratung wesentlicher Fragen ein.
Lenin betont dabei immer wieder die Notwen-
digkeit einer stren gen Arbeitsdisziplin, und er 
fordert von den Kommunisten in den Produk-
tionsbetrieben, die Entwicklung der Initia-
tive und Aktivität der Werktätigen mit der 
unbedingten Unterordnung un ter den Willen 
des Leiters während der Arbeit zu verbinden. 

„Was wir selbst erobert, was wir selbst dekre-
tiert, zum Gesetz gemacht, beraten und fest-
gesetzt haben“, schreibt Lenin, „müs sen wir 
in dauerhaften Formen der täglichen Arbeits-
disziplin verankern. Das ist die schwerste, 
aber auch die dankbarste Auf gabe, denn nur, 
wenn wir sie lösen, werden wir sozialistische 
Verhältnisse erhalten ...“6 In der Schrift „Die 
nächsten Aufgaben der Sowjetmacht“ vom 
Frühjahr 1918 stellte Lenin genau jene Auf-
gabe in den Mittelpunkt, von deren Erfül-
lung der weitere Aufbau des Sozialismus 
abhing. Er verwirklichte damit eine Forde-
rung, die für die internationale Arbeiterbe-
wegung höchst bedeutsam war und ist: Es 
genüge nicht, schlechthin Revolutio när und 
Anhänger des Sozialismus oder Kommunist 
überhaupt zu sein. Man müsse es verstehen, 
in jedem Augenblick jenes beson dere Ketten-
glied zu finden, das mit aller Kraft angepackt 
werden muß, um die ganze Kette zu halten 
und den Übergang zum nächsten Kettenglied 
mit fester Hand vorzubereiten.7

Literaturhinweise
1)  W. I. Lenin, Die nächsten Aufgaben  
     der Sowjetmacht.    
     In: Werke, Bd. 27, S. 245
2)  Ebenda, S. 252 f.
3)  Ebenda, S. 253
4)  Ebenda, S. 264
5)  Ebenda, S. 251
6)  Ebenda, S. 262
7)  Vgl. ebenda, S. 265
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Über die Entstehung des Marxschen „Kapitals“ vor 150 Jahren

Grundlage unserer Gesellschaftstheorie bis heute
Im November 1842 reiste der 22jährige 

Friedrich Engels im Auftrag seines Vaters, 
eines Textilfabrikanten in Barmen (heute Wup-
pertal), nach Manchester. Er sollte dort seine in 
Bremen erworbenen kaufmännischen Kennt-
nisse in der Fabrik Ermen & Engels anwen-
den und vertiefen. Auf seiner Reise dorthin 
machte Engels in Köln Station, um den 24jähri-
gen Redakteur der „Rheinischen Zeitung“ Karl 
Marx persönlich kennenzulernen. 
Schon einen Monat später schrieb Engels für 
diese Zeitung den Artikel „Lage der arbeiten-
den Klasse in England“, worin er feststellte, daß 

„die Lage der arbeitenden Klassen in England 
täglich prekärer [wird]“1. Mitte Mai 1843 for-
mulierte er: „Es ist bekannt, daß in England die 
Parteien mit den sozialen Stufen und Klassen 
identisch sind [...] So zeigt England das merk-
würdige Faktum, daß, je tiefer eine Klasse in 
der Gesellschaft steht, je ‚ungebildeter‘ sie im 
gewöhnlichen Sinne des Wortes ist, desto näher 
steht sie dem Fortschritt, desto mehr Zukunft 
hat sie. Im ganzen ist dies der Charakter jeder 
revolutionären Epoche [...]“2 Engels erkannte, 
daß „die Sozialisten für die Bildung der arbei-
tenden Klassen in England unglaublich viel 
getan“ haben, „aber wenn man die merkwür-
digen Volksschriften aufspürt, wenn man die 
Lektüren der Sozialisten, z. B. Watts in Man-
chester hört, so nimmt es einen nicht mehr 
wunder. Die Arbeiter besitzen gegenwärtig 
in sauberen wohlfeilen Ausgaben die Über-
setzungen der französischen Philosophie des 
verflossenen Jahrhunderts, [...] außerdem in 
Pfennig- und Zweipfennigbroschüren und Jour-
nalen die Auseinandersetzung der kommunis-
tischen Grundsätze [...] Dazu kommen noch 
die sonntäglichen Vorlesungen, welche sehr 
fleißig besucht werden; so sah ich bei meiner 
Anwesenheit in Manchester die Kommunisten-
Hall, welche 3000 Menschen faßt, jeden Sonn-
tag gedrängt voll und hörte da Reden, welche 
unmittelbare Wirkung haben [...]“3

In „Fortschritte der Sozialreform auf dem Kon-
tinent“ schrieb Engels Anfang November 1843: 

„So sind die drei großen zivilisierten Länder 
Europas, England, Frankreich und Deutschland, 
alle zu dem Schluß gekommen, daß eine durch-
greifende Revolution der sozialen Verhältnisse 
auf der Grundlage des Gemeineigentums jetzt 
zu einer dringenden und unvermeidlichen Not-
wendigkeit geworden ist. [...] es kann keinen 
stärkeren Beweis als diesen geben, daß der 
Kommunismus nicht bloß die Konsequenz aus 
der besonderen Lage der englischen oder einer 
beliebigen anderen Nation ist, sondern eine 
notwendige Folgerung, die aus den Vorausset-
zungen, wie sie in den allgemeinen Bedingun-
gen der modernen Zivilisation gegeben sind, 
unvermeidlich gezogen werden muß. Es wäre 
daher wünschenswert, daß die drei Nationen 

1 Karl Marx/Friedrich Engels: Werke. Dietz-
Verlag, Berlin 1956 ff. (nachfolgend: MEW),  
Bd. 1, S. 464

2 Ebenda, S. 468 
3 Ebenda, S. 475 f.

einander verstünden [...]“4 – Engels hat damit 
in spezifischer Form den wichtigsten Grund-
satz fortschrittlicher Weltanschauung ausge-
drückt: Es gibt objektive Realität (Materie), die 
in Zusammenhängen und ständiger Verände-
rung existiert (Dialektik), die daher vom Men-
schen erkannt (Erkenntnistheorie) und dann 
zielgerichtet verändert werden kann (Praxis). 
Ab Herbst 1843 plante Marx, der inzwischen 
nach Paris übergesiedelt war, mit Arnold Ruge 

„Deutsch-französische Jahrbücher“ herauszu-
geben. Dafür schrieb Engels „Umrisse zu einer 
Kritik der Nationalökonomie“ und sandte sie 
Anfang 1844 an Marx. Die ökonomische Lehre 
der bürgerlichen Klasse nannte Engels „ein 
ausgebildetes System des erlaubten Betrugs, 
eine komplette Bereicherungswissenschaft“5. 
Er legte u. a. dar: „Nach dem Ökonomen beste-
hen die Produktionskosten einer Ware aus drei 
Elementen: dem Grundzins für das nötige Stück 
Land, um das rohe Material zu produzieren, 
dem Kapital mit dem Gewinn darauf und dem 
Lohn für die Arbeit, die zur Produktion und Ver-
arbeitung erforderlich waren.“6 
In dem ebendort veröffentlichten Beitrag „Die 
Lage Englands. Thomas Carlyles ‚Past and 
Present‘ “ erklärte Engels bemerkenswerter-
weise, daß „die eigentliche Hauptfrage [...] die 
Zukunft der Arbeit“ sei.7 Der studierte Jurist 
und promovierte Philosoph Karl Marx plante 
damals, die Politik des feudalen Preußen unter 
der Form einer „Kritik der Hegelschen Rechts-
philosophie“ öffentlich anzugreifen, und ver-
öffentlichte in den genannten Jahrbüchern die 
Einleitung dazu. An deren Schluß hieß es u. a.: 

„Wie die Philosophie im Proletariat ihre mate-
riellen, so findet das Proletariat in der Philoso-
phie seine geistigen Waffen [...]“8 
Marx hat durch die von Engels übersand-
ten „Umrisse“ sofort erkannt, daß nicht die 
politischen und rechtlichen, sondern die 
ökonomischen Verhältnisse die Basis der 
gesellschaftlichen Ordnungen oder Formatio-
nen sind. Im Frühjahr 1844 begann er Schriften 
der von Engels genannten Ökonomen zu stu-
dieren und schloß am 1. Februar 1845 mit dem 
Buchhändler Leske in Darmstadt einen Vertrag 
über sein Werk „Kritik der Politik und Natio-
nalökonomie“, welches zwei Bände umfassen 
sollte, ab.9 Von April bis August 1844 verfaßte 
er die redaktionell so genannten „Ökonomisch-
philosophischen Manuskripte“10. Marx teilte 
die Blätter in die Spalten „Arbeit“, „Profit des 
Capitals“ und „Grundrente“ und setzte die ent-
sprechenden Passagen aus Schriften studier-
ter Ökonomen ein.11 Jedoch hielt er den Vertrag 
nicht ein. 
Mitte 1845 erschien in Leipzig das Buch von 
Engels „Die Lage der arbeitenden Klasse in 

4 Ebenda, S. 480 (Hervorhebungen: E. K.)
5 Ebenda, S. 499
6 Ebenda, S. 508 (Hervorhebungen: E. K.)
7 Ebenda, S. 541
8 Ebenda, S. 391
9 MEW, Bd. 27, S. 669, Anmerkung 365
10 MEW, Bd. 40 (= Ergänzungsband Schriften bis 

1844, Teil I), S. 465–588
11 Siehe ebenda, Fotokopie nach S. 496

England“12. Im Vorwort traf er eine Aussage, 
die noch immer gültig ist: „Die Lage der arbei-
tenden Klasse ist der tatsächliche Boden und 
Ausgangspunkt aller sozialen Bewegungen 
der Gegenwart, weil sie die höchste, unver-
hüllteste Spitze unserer bestehenden sozialen 
Misere ist.“13 Damit hat er auf den historischen 
und aktuellen Entwicklungszusammenhang 
von Natur (mit Mineralien, Pflanzen und Tie-
ren) und Mensch hingewiesen. Das Tier findet 
seine Existenzbedingungen vor, verdaut oder 
benutzt sie und pflanzt sich fort; der Mensch 
muß wichtige Existenzbedingungen wie Nah-
rung, Kleidung, Wohnung, Gesundheit, Bildung 
unter bewußter Nutzung der Naturgesetze 
erzeugen, produzieren.14 Marx schrieb etwa 20 
Jahre später: „Die Arbeit ist zunächst ein Pro-
zeß zwischen Mensch und Natur, ein Prozeß, 
worin der Mensch seinen Stoffwechsel mit der 
Natur durch seine eigne Tat vermittelt, regelt 
und kontrolliert.“15 Auch heute erkennt man an 
der Lage, am Entwicklungsniveau der arbeiten-
den Klasse den sozialen Entwicklungsgrad von 
Gesellschaftsformationen. 
Engels und Marx schrieben 1846 im Kapitel 

„Feuerbach“ der geplanten Publikation „Die 
deutsche Ideologie“: „Der Kommunismus ist 
für uns nicht [...] ein Ideal, wonach die Wirklich-
keit sich zu richten haben [wird]. Wir nennen 
Kommunismus die wirkliche Bewegung, wel-
che den jetzigen Zustand aufhebt. Die Bedin-
gungen dieser Bewegung ergeben sich aus der 
jetzt bestehenden Voraussetzung.“16 Man fin-
det hier den oben von Engels zitierten philo-
sophischen Grundsatz von Voraussetzung und 
Wirkungsmöglichkeit wieder. Sie formulier-
ten detaillierter: „Die Voraussetzungen, mit 
denen wir beginnen, sind keine willkürlichen, 
keine Dogmen, es sind wirkliche Vorausset-
zungen, von denen man nur in der Einbildung 
abstrahieren kann. Es sind die wirklichen 
Individuen, ihre Aktion und ihre materiellen 
Lebensbedingungen, sowohl die vorgefunde-
nen wie die durch ihre eigne Aktion erzeug-
ten. Diese Voraussetzungen sind also auf rein 
empirischem Wege konstatierbar […] Der erste 
zu konstatierende Tatbestand ist also die kör-
perliche Organisation dieser Individuen und 
ihr dadurch gegebenes Verhältnis zur übrigen 
Natur. Wir können hier natürlich weder auf die 
physische Beschaffenheit der Menschen selbst 
noch auf die von den Menschen vorgefunde-
nen Naturbedingungen, die geologischen, oro- 
hydrographischen, klimatischen und andern 
Verhältnisse eingehen. Alle Geschichtsschrei-
bung [also Gesellschaftstheorie – E. K.] muß 
von diesen natürlichen Grundlagen und ihrer 
Modifikation im Lauf der Geschichte durch die 
Aktion der Menschen ausgehen.“17 
Der Weltmarkt wurde als Lebensquelle der 
Arbeit erkannt; das Proletariat kann daher 

12 Siehe MEW, Bd. 2, S. 225–506
13 Ebenda, S. 232
14 Vgl. Marx: Das Kapital. Bd. 1. „Arbeitsprozeß“. 

In: MEW, Bd. 23, S. 192–200
15 MEW, Bd. 23, S. 192
16 MEW, Bd. 3, S. 35 
17 Ebenda, S. 20 f.
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nur weltgeschichtlich existieren; seine Exis-
tenz sei unmittelbar mit der Weltgeschichte 
verknüpft.18

Für Engels und Marx war also das gründli-
che Studium des Entstehens und Werdens der 
gesellschaftlichen Wirklichkeit ein Grundprin-
zip einer wissenschaftlichen Gesellschaftsthe-
orie.
Man darf nicht vergessen, daß alle hier nur kurz 
angedeuteten Erkenntnisse, die bezeugen, daß 
Marx und Engels von Positionen bürgerlicher 
Demokraten zu denen von proletarischen Kom-
munisten übergegangen waren, im feudalen 
Preußen machten. 
Für den internationalen Bund der Kommu-
nisten entwarf Engels 1847 zwei Fassungen 
des Parteiprogramms: „Entwurf des Kom-
munistischen Glaubensbekenntnisses“19 und 

„Grundsätze des Kommunismus“20. Ende Fe- 
bruar 1848, noch vor Ausbruch der bürgerli-
chen Revolution in Frankreich, schrieben Engels 
und Marx im schließlich angenommenen Pro-
gramm, dem „Manifest der Kommunistischen 
Partei“: „Die Bourgeoisie hat in der Geschichte 
eine höchst revolutionäre Rolle gespielt.“21 Die 
beiden machten also ihre Voraussagen über die 
schließliche Überlebtheit der Bürgerklasse zu 
einem Zeitpunkt, als deren revolutionierende 
Rolle noch nicht auf dem Höhepunkt ihrer Ent-
wicklung angelangt war.
Nach der Revolution 1848/49 und seiner Über-
siedelung nach London nahm Marx seine öko-
nomischen Studien wieder auf. Er schrieb 
1858 an Engels, daß die „eigentliche Aufgabe“, 
sozusagen die historische „Mission“ der „bür-
gerlichen Gesellschaft“, die „Herstellung des 
Weltmarkts“ und „einer auf seiner Basis ruhen-
den Produktion“ ist.22 Von seinem Werk, das 
sein Lebenswerk wurde, erschien 1859 „Zur 
Kritik der politischen Ökonomie. Erstes Heft“ 
mit den Kapiteln über die Ware und über das 
Geld.23 Im Vorwort legte er sein Forschungs-
programm dar: „Ich betrachte das System der 
bürgerlichen Ökonomie in dieser Reihenfolge: 
Kapital, Grundeigentum, Lohnarbeit; Staat, aus-
wärtiger Handel, Weltmarkt. Unter den drei er- 
sten Rubriken untersuche ich die ökonomischen 
Lebensbedingungen der drei großen Klassen, 
worin die moderne bürgerliche Gesellschaft 
zerfällt; der Zusammenhang der drei andern 
Rubriken springt in die Augen.“24 Marx’ For-
schungen für das damals geplante zweite Heft 
mit dem Kapitel über das Kapital führten zu 
zwei weiteren Rohfassungen seiner „Kritik 
...“, so daß erst 1867 der erste Band mit dem  
1. Buch des „Kapitals“ erschien, worin der Pro-
duktionsprozeß (in der Fabrik) behandelt wurde. 
Leser nahmen Engels’ „Lage der arbeitenden 
Klasse“ wieder zur Hand und begriffen, daß 
Marx sozusagen dessen Fortsetzung geschrie-
ben hat. Vor allem nach der Herrschaft der Pari-
ser Kommune 1871 meldeten sich Ideologen der 

18 Siehe ebenda, S. 36
19 Der Bund der Kommunisten. Dokumente und 

Materialien. Band 1. Dietz-Verlag, Berlin 1970, 
S. 470–475

20 Siehe MEW, Bd. 4, S. 361–380 
21 MEW, Bd. 4, S. 464 
22 Siehe Marx an Engels, 8. 10. 1858. In: MEW, Bd. 

29, S. 360
23 Siehe MEW, Bd. 13, S. 3–160
24 MEW, Bd. 13, S. 7

herrschenden Klassen zu Wort. Der namhafte 
Historiker Prof. Heinrich von Sybel verwies 
ausdrücklich auf die Konsequenzen, als er 1872 
in zwei Vorträgen Fabrikanten die Marxsche 
Lehre „erläuterte“: „Es bleibt“, so referierte er 
Marx’ „Kapital“, „nur der Weg, [...] alle Arbeits-
mittel, Grund und Boden, Geräth und Rohstoffe 
der Gesammtheit zu überweisen [...], mit ande-
ren Worten, das Privateigenthum aufzuheben. 
Ich habe Ihnen diese Entwicklung in ihrem gan-
zen Zusammenhange wiederholt, um Ihnen die 
Bündigkeit, Geschlossenheit und Folgerichtig-
keit derselben anschaulich zu machen. Gibt man 
den ersten Satz [die menschliche Arbeit sei Quelle 
und Maß des Wertes der Waren – E. K.] zu, so ist 
an kein Aufhalten der Folgerungen zu denken. 
Aber wir haben schon vorhergesehen: der erste 
Satz ist falsch.“25

„Das Kapital“ war sozusagen der „Knackpunkt“ 
in der Wirkungsgeschichte des Marxismus 
überhaupt. Von nun an – auch unter Berück-
sichtigung von Engels’ „Anti-Dühring“ (1878) 

– wurde von den Gegnern der revolutionären 
Arbeiterbewegung begriffen, daß die Strategie 
und Taktik der ab 1878 verbotenen Sozialisti-
schen Deutschen Arbeiterpartei systematisch 
mit der Politische Ökonomie und der neuartigen 
philosophischen Betrachtung der Geschichte der 
Menschheit durch Marx und Engels zusammen-
hing. 
Marx kam nicht mehr dazu, die weiteren Bücher 
des „Kapitals“ selbst fertigzustellen und her-
auszugeben. Seine letzten Bemerkungen zum 
ersten Buch notierte er kurz vor seinem Tode 
1883 gegenüber dem renommierten Ökono-
men Adolph Wagner; und es sollte auch heute 
noch bedacht werden: »Was ein „Abzug am 
Arbeiter“ ist, Abzug seiner Haut etc., ist nicht 
erfindlich. Nun ist in meiner Darstellung „in 
der Tat auch der Kapitalgewinn“ nicht „nur ein 
Abzug oder ‚Raub‘ am Arbeiter“. Ich stelle umge-
kehrt den Kapitalist als notwendigen Funk- 
tionär der kapitalistischen Produktion [! – E. K.] 
dar und zeige sehr weitläufig dar, daß er nicht 
nur „abzieht“ oder „raubt“, sondern die Produk-
tion des Mehrwerts erzwingt, also das Abzu-
ziehende erst schaffen hilft26; ich zeige ferner 
ausführlich nach, daß, selbst wenn im Waren-
austausch nur Äquivalente sich austauschten, 
der Kapitalist – sobald er dem Arbeiter den 
wirklichen Wert seiner Arbeitskraft zahlt – 
mit vollem Recht, d. h. dem dieser Produkti-
onsweise entsprechenden Recht, den Mehrwert 
gewänne. Aber all dies macht den „Kapitalge-
winn“ nicht zum „konstitutiven“ Element des 
Wertes, sondern beweist nur, daß in dem nicht 
durch die Arbeit des Kapitalisten „konstituier-
ten“ Wert ein Stück steckt, das er sich „rechtlich“ 
aneignen kann, d. h. ohne das dem Warenaus-
tausch entsprechende Recht27 zu verletzen.«28 
Um einen Überblick zum 2. und 3. Buch des 

„Kapitals“ zu geben, die Engels 1885 und 1894 
herausgab, sei Engels (1894) zitiert: „Dieses 

25 H. von Sybel, a. a. O., Nr. 90 vom 3. 3. 1872, 
1. Blatt

26 Zur Funktion des Kapitalisten im 
Produktionsprozeß siehe K. Marx: Das Kapital. 
Bd. 1. In: MEW 23, S. 199 f., 207 f., 328, 349–352, 
617–620

27 Siehe K. Marx: Kritik des Gothaer Programms 
1875. In: MEW 19, S. 18, 20 f.

28 MEW, Bd. 19, S. 359 f.

dritte Buch des Marxschen Hauptwerks bildet 
den Abschluß des theoretischen Theils. Das 
erste Buch behandelte den Produktionspro-
zeß, das zweite den Cirkulationsprozeß des 
Kapitals. Nachdem somit die beiden Haupt-
funktionen, worin das Kapital sich bethätigt, 
jede einzeln und für sich in ihren Bedingun-
gen, ihrem Verlauf und ihren Resultaten unter-
sucht [sind – E. K.], geht der Verfasser im dritten 
Buch über zur Darstellung des Gesamtverlaufs 
des kapitalistischen Bewegungsprozesses, der 
beide Phasen, Produktion und Cirkulation, als 
seine Momente einschließt. Wenn das erste 
Buch entwickelte, wie der Mehrwert produziert 
wird, und das zweite wie er realisiert wird, so 
weist uns das dritte nach, wie er verteilt wird. 
Es ist gerade die Spaltung des Mehrwerts in 
seine einzelnen Unterabteilungen: industriel-
ler Profit, Handelsgewinn, Zins, Grundrente 
und deren Aneignung durch die verschiede-
nen Interessenten, worin die Gesamtbewegung 
des Kapitals augenfällig und als entscheidende 
Macht an die Oberfläche der Gesellschaft tritt. 
Die Gesetze dieser Spaltung und Verteilung 
unter Industrielle, Warenhändler, Geldhänd-
ler, Kredithändler, Spekulanten, Grundeigen-
tümer werden hier vom Verfasser im einzelnen 
nachgewiesen ...“29

1905 und 1910 gab Karl Kautsky das 4. Buch 
des Marxschen „Kapitals“ „Theorien über den 
Mehrwert“ heraus, worin Marx 1861 bis1863 
den Aufstieg, Höhepunkt und Niedergang der 
bürgerlichen ökonomischen Auffassungen über 
die Entstehung des Mehrwerts niedergeschrie-
ben hatte.30 
Lohnarbeit ist mit der Entstehung und Ent-
wicklung des Bürgertums in Handwerk bzw. 
Industrie und Landwirtschaft erforderlich. 
Die Staaten regulieren sowohl die politischen 
und rechtlichen Beziehungen zwischen sozi-
alen Klassen und Schichten innerhalb der 
Länder und haben auch ökonomische Funkti-
onen im internationalen Handel (Gesetze über 
Maße, Münzen, Zölle, Handelsverträge usw.). 
Kein Land verfügt über alle Rohstoffe für die 
Produktion der Existenzbedingungen seiner 
Bevölkerung. Die tägliche Praktizierung des 
Wettbewerbs (Konkurrenz) im Welthandel ent-
wickelt den Weltmarkt. Es zeigt sich auch oder 
gerade heutzutage die Tatsache, worauf Engels 
und Marx schon 1846 hinwiesen: Mit der Ent-
wicklung der Produktion „wird die Geschichte 
zur Weltgeschichte“.31

Wenn jemand hochmütig oder neunmalklug 
mäkeln sollte, daß Marx von seinem großen 
Forschungsprogramm nur den ersten Band 
des „Kapitals“ herausgegeben hat, so möge er 
bedenken: „Als die Löwin der Fabel von einer 
Katze verhöhnt ward, weil sie nur ein Junges 
geboren und nicht ein halbes Dutzend, da sagte 
sie stolz: nur eins, aber ein Löwe.“32 

Prof. Dr. Eike Kopf, Erfurt

29 Aus der von Engels entworfenen Annonce des 
Verlegers Otto Meißner im „Börsenblatt für den 
deutschen Buchhandel ...“ Leipzig. Nr. 265,  
14. November 1894. S. 7208 f.

30 Siehe MEW, Bd. 26.1–26.3
31 Marx/Engels: Die deutsche Ideologie. In: MEW, 

Bd. 3, S. 45
32 Wilhelm Liebknecht: Karl Marx zum 

Gedächtnis. In: Mohr und General. 
Erinnerungen an Marx und Engels. Dietz-Verlag, 
Berlin 1961, S. 34 
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Kritisches zu Sahra Wagenknechts wirtschaftspolitischen Vorstellungen

Ein Plädoyer für Volkseigentum
Nicht erst seit Mar x und Engels ist 

bekannt, daß die Eigentumsverhält-
nisse ma ßgebl ich den C ha ra k t er der 
jeweiligen Gesellschaftsordnung bestim-
men. Und seitdem es Privateigentum an 
Produktionsmitteln gibt, wird ein ewiger 
Kampf um eben dieses Eigentum, seine 
Erlangung , Verteidigung , Vermehrung , 
vor allem der maximalen Nutzung zum 
Vorteil der Eigentümer geführt. Wer über 
solches Eigentum die Verfügungsgewalt 
hat, sitzt an der Quelle von Reichtum und 
Macht und vermag jene, die nicht zu den 
Eigentümern zählen, von diesen Quellen 
fernzuhalten. Verfügungsmacht über Pro-
duktionsmittel erstreckt sich nicht auf das 
Objekt allein – Ländereien, Bodenschätze, 
Fabriken, Geldvermögen etc. –, sondern 
auch auf die Ausgeschlossenen, die Nicht-
eigentümer. Sie wird zu deren Schicksals-
bestimmer, durchdringt mehr und mehr 
auch die übrigen Bereiche des gesellschaft-
lichen Lebens und bestimmt letztlich maß-
geblich die Politik des jeweiligen Staates. 
Ohne zu verkennen, daß Privateigentum 
auch die Entwicklung der Produktivkräfte 
bef lügelt hat, kann man doch feststellen, 
daß die Geschichte des Privateigentums an 
Produktionsmitteln die Geschichte der Aus-
beutung der Menschen durch Menschen ist, 
die Geschichte von Elend, Verbrechen, Kri-
sen und Kriegen.
Erschreckend für mich ist, daß diese jahr-
tausendealte Menschheitserfahrung in 
Diskussionen über die katastrophalen 
Zustände unserer heutigen gesellschaftli-
chen Verhältnisse völlig ignoriert wird. In 
Analysen und Studien werden die zuneh-
mende soziale Spaltung der Gesellschaft, 
Zuk unf t sängste ganzer Generat ionen, 
Terror und Massenf luchten, Umweltzer-
störung, Krisen und Kriege beklagt. Was 
jedoch fehlt , ist die Tat sache, daß die 
eigentliche Ursache aller dieser Mißstände, 
das Privateigentum an Produktionsmit-
teln, nicht klar erkannt und benannt wird. 
Selbst Sahra Wagenknecht, die scharfsin-
nige Kapitalismus-Kritikerin, verkennt 
diese Zusammenhänge, indem sie besten-
falls einige Extremformen des Privateigen-
tums anprangert. So stellt sie fast nur die 
ein Prozent Superreichen, nicht aber den 
gesamten kapitalistischen, auf Profitma-
ximierung ausgerichteten Wirtschaftsme-
chanismus in den Mittelpunkt ihrer Kritik 
(„Reichtum ohne Gier“, campus-Verlag , 
Frankfurt a. M./New York 2016). 
Es ist aber die Gesamtheit der Kapitalei-
gentümer, die den Kurs best immt . Sie 
entscheiden nicht danach, was für die 
Volkswirtschaft , die Gesellschaft insge-
samt von Vorteil ist, sondern ausschließ-
lich nach ihrem eigenen Interesse, und 
das ist die Er wir t schaf tung von maxi-
malem Profit . Dieser Interessenkonf likt 
zwischen einzelnen betriebswirtschaftli-
chen, gewinnorientierten Entscheidungen 
einerseits und volkswirtschaftlichen sowie 

gesamtgesellschaftlichen Erfordernissen 
andererseits ist das eigentliche Problem 
jeder auf Privateigentum an Produktions-
mitteln beruhenden Gesellschaft.
Er ist durch allgemeine Forderungen nach 
Marktwirtschaft , wie sie Sahra Wagen-
knecht erhebt – sie fordert ausdrücklich: 

„Marktwirtschaft statt Wirtschaftsfeuda-
lismus!“ –, nicht lösbar. In Wirklichkeit ist 
die Marktwirtschaft nicht die Lösung des 
Problems, sie ist das Problem selbst, wenn 
sie von privatem – also von der Allgemein-
heit abgegrenztem – Eigentum getragen 
ist .  Die Vorschläge, die Sahra Wagen-
knecht unterbreitet (statt bisheriger Kapi-
talgesellschaften vier neue Rechtsformen: 
Personengesellschaften, Mitarbeiterge-
sellschaften, Öffentliche Gesellschaften, 
Gemeinwohlgesellschaften), unterliegen 
den gleichen spontanen marktwirtschaft-
l ichen Geset zen wie die Kapit algesell-
schaf ten. In jedem Fall ist es nicht die 
gesamtgesellschaftliche Vernunft, die die 
unternehmenspolitischen Entscheidungen 
bestimmt, sondern sind es die je eigenen 
unternehmensindividuellen Interessen.
Auf dieser Grundlage sind die dem Kapi-
talismus wesenseigenen Probleme nicht 
lösbar, zumal auch das regierungspoliti-
sche Agieren die Quadratur des Kreises 
nicht zustande bringt. Einerseits wird mit 
solchen Maßnahmen wie Mindestlöhne, 
Energiewende, Mietpreisbremsen, Ban-
kenkontrolle u. ä. versucht gegenzusteuern, 
andererseits wird die wirtschaftspoliti-
schen Doktrin der „freien Marktwirtschaft“ 
und Unantastbarkeit des Privateigentums 
nicht berührt.
Wenn man die bestehenden gesellschaft-
lichen Verhältnisse wirklich ändern will, 
dann muß man zuerst die Eigentumsver-
hältnisse ändern. Dazu braucht man nicht 
nur entsprechende tragfähige theoretisch-
politische Konzepte, es geht im Kern um 
den Kampf zur Erlangung der tatsächlichen 
Verfügungsmacht über alle Potentiale und 
Energien einer Gesellschaft. Das bedeutet, 
eine zukünftige sozialistische Gesellschaft 
muß zwingend auch über die Produktions-
mittel verfügen, will sie sich behaupten.
Die Wirtschaftspolitik der DDR hatte die-
sen Erfordernissen Rechnung getragen und 
mit der Überführung des weitaus größten 
Teils der Betriebe und Einrichtungen in 
Volkseigentum und der dadurch möglich 
gewordenen zentralen staatlichen Planung 
ein völlig neuartiges Wirtschaftssystem 
errichtet – mit beachtenswerten Erfol-
gen. Nicht nur, daß wir unter unvergleich-
lich schwierigeren Bedingungen über die 
Jahre hinweg ein stetes Wirtschaftswachs-
tum mit Zuwachsraten erreicht hatten, 
von denen entwickelte Volkswirtschaften 
heute nur träumen können. (Um dieses auf 
Dauer durchstehen zu können, wären aller-
dings grundlegende wirtschaftspolitische 
Reformen nötig gewesen.) Von besonderer 
Bedeutung waren auch die nachweisbaren 

Ergebnisse, die bei der Überwindung aller 
Mißst ände, welche die pr ivat k apit a l i-
stische Marktwirtschaft kennzeichnen, 
erreicht wurden. In der DDR gab es eben 
keine Arbeitslosigkeit, wie sie systembe-
dingt zum Kapitalismus gehört. Die him-
melschreienden sozialen Ungerechtigkeiten 
wie auch Zukunftsängste ganzer Generatio-
nen kannten wir nicht. Befürchtungen, daß 
Bürger wegen Mietwucher oder Luxussa-
nierungen aus angestammten Wohnvier-
teln in Ghettos verdrängt werden könnten, 
waren unbegründet. 
Dem Sterben von Industrieregionen oder 
der Ent völkerung ganzer Landst r iche 
konnte durch umfassende und voraus-
schauende Strukturentscheidungen entge-
gengewirkt werden. Finanz-, Banken- und 
Immobil ienk risen waren ausgeschlos-
sen. Soldaten der Nationalen Volksarmee 
brauchten nicht zu befürchten, zur „Vertei-
digung“ von Rohstoffbasen, Handelswegen 
und Absatzmärkten in kriegerische Aben-
teuer geschickt zu werden. Die DDR brachte 
den Nachweis, daß eine auf Volkseigentum 
beruhende Planwirtschaft in der Lage ist, 
alle einer kapitalistischen Gesellschaft 
anhaftende Gebrechen zu überwinden.
Daß diese Fakten der Überlegenheit eines 
planwirtschaftlichen Modells gegenüber 
einem privatwirtschaftlichen Marktwirt-
schaftsmodell völlig ignoriert werden, ist 
unverzeihlich. In dem oben genannten Buch, 
das bezeichnenderweise den Untertitel 
trägt: „Wie wir uns vor dem Kapitalismus 
retten“, widmet Sahra Wagenknecht ganze 
sieben Zeilen dem Wirtschaftssystem der 
DDR und beschreibt es mit Schlampe-
rei, Lotterwirtschaft und technologischer 
Stagnation. Und dann: „Nein, dahin wollen 
wir nicht zurück.“ Als noch erschreckender 
empfinde ich es, wenn im Parteiprogramm 
der „Linken“ erklärt wird, daß „… aufgrund 
bitterer historischer Erfahrungen“ ein all-
umfassendes Staatseigentum nicht das 
Ziel sein könne. Also nicht etwa die weit 
mehr als tausendjährige Geschichte des Pri-
vateigentums an Produktionsmitteln hat 

„bittere historische Erfahrungen“ gelehrt, 
sondern angeblich die rund 40 Jahre Plan-
wirtschaft. Daß in dieser historisch sehr 
kurzen Zeitspanne nicht alle Möglichkeiten 
ausgeschöpft worden sind und letztlich der 
ökonomische Wettbewerb nicht gewonnen 
wurde, ist eine Tatsache. 
Aber die Instrumentarien, die wir geschaf-
fen hatten, haben zweifelsfrei ihre prinzi-
pielle Wirksamkeit gezeigt. Leider wurden 
sie nur sehr unvollkommen genutzt, anstatt 
sie weiterzuentwickeln. Hilfreich und kon-
struktiv wäre eine kritisch-sachliche Ana-
lyse dessen, was in der DDR tatsächlich 
geleistet wurde, warum der erste Anlauf 
nicht gelungen war und welche Erkennt-
nisse bewahrenswert sind bzw. welche Feh-
ler künftig vermieden werden müßten.

Dr. Peter Elz
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Zum geschichtlichen Ort Ernst Blochs

Philosophie in der Zeitwende
Die ersten Tage der Trauer sind vorüber. 

Am 9. August 1977 wurde Ernst Bloch 
in Tübingen zu Grabe getragen, zweiein-
halbtausend Studenten begleiteten seinen 
letzten Weg und ehrten ihn am Abend mit 
einem Fackelzug. Er war einer der unseren 
– das sagten die siebzig Jahre Jüngeren; und 
auch sie: Er wird uns fehlen, aber sein Den-
ken wird uns auch in Zukunft helfen. Die 
ganz Jungen erheben Anspruch auf das Erbe 
des großen Alten, der nie alt wurde.

Erbe

„Erbschaft dieser Zeit“ war der Titel des 
Buches, mit dem Bloch 1935 richtungwei-
send auf die For mation der antifaschisti-
schen Volksfront einwirkte – ein Buch aus 
dem Geiste des VII. Weltkon gresses der 
Komintern; das Erbe der bürgerlichen Kul-
tur nicht dem Klassenfeind zu überlassen, 
es einzubringen in den großen, weltweiten 
Klassenkampf als unverzichtbares Element 
des realen, sozialistischen Humanismus: 
das war das Programm. Bloch zeigte, wie 
die niedergehende bürgerliche Welt ihre 
inneren Widersprüche so aus sich heraus-
setzt, daß aus ihrem zerfallenden Weltbild 
ein beerbbarer Kern, ein über sich selbst 
hinausweisender Problembestand losge-
sprengt werden kann. Wo die geschichts-
phi losophische K ategor ie Erbe er ns t 
genommen wird, kommt man an Blochs 
philosophischer Begründung nicht vorbei.
Nun ist er selbst ein Stück Erbschaft die-
ser Zeit . Er war, wohl zum letzten Male 
in der Geschichte des Denkens, ein gro-
ßer Philosoph in der traditionellen Bedeu-
tung des Wortes – wenn er auch die neue, 
von Marx begriffene Qualität der Philoso-
phie erkannte und anerkannte: jene Einheit 
von Theorie und Praxis, in der Philosophie 
durch das Proletariat zugleich aufgehoben 
und verwirklicht wird.
Er blieb indessen ein Metaphysiker, der 
zeigte, daß auch noch die Metaphysik zu 
beerben ist. Er gab dem letzterschienenen 
Band der Gesamtausgabe, der Auswahl aus 
den Leipziger Vorlesungen zur Geschichte 
der Philosophie, den beziehungsreichen 
Titel „Zwischenwelten“. Bloch war wie-
derum eine Zwischenwelt wie die der Kir-
chenväter, des Johannes Eriugena, der 
Re naissancephilosophen. Ganz und gar 
Bürger noch, bis ins Herz seiner Philoso-
phie, die eine solche des Subjektfaktors 
in der Welt ist, bis hin zu einem Naturver-
ständnis, das die Natur (fast pantheistisch) 
als Subjekt faßt; und zugleich schon Vor-
bote der klassenlosen Gesellschaft, sich 
bekennend zur Oktoberrevolution, zum 
wissenschaftlichen Sozialismus und seiner 
Bestimmung der dialektischen Gesetzlich-
keit des Geschichtsprozesses; Partei ergrei-
fend für die Sache des Proletariats.

Zwischenwelt

Der historische Ort Blochs in einer Zwi-
schenwelt macht die Fruchtbarkeit und 

die Widersprüchlichkeit seiner Philoso-
phie aus. Noch über eine Welt verfügend, 
zu der er nicht mehr gehörte, vermochte 
er geschärf t zu vernehmen, was daran 
produktiv weiterwirkt, und es weiterzu-
reichen; schon eine Welt antizipierend, 
der er noch nicht gehörte, konnte er der 
Gefahr entgehen, Apologet des Gewesenen 
zu sein. Doch Antizipation, die sich so recht 
vom Gewesenen und Gewordenen absto-
ßen will, überfliegt auch leicht das Hier und 
Jetzt, mißkennt die Schwierigkeit, Wider-
sprüchlichkeit, Mühseligkeit der kleinen 
Schritte im Wirklichen, vernachlässigt in 
der Hoffnung auf den großen Sprung und 
Umschlag die kontinuierliche Vermittlung 
des Übergangs, obschon theoretisch die 
begriffene Dialektik von Kontinuität und 
Diskontinuität durchaus in der Philosophie 
der Möglichkeit und des Noch-Nicht ver-
ankert ist. Bef lügelnd ist die Einsicht, daß 
die von Ausbeutung und Klassenherrschaft 
befreite Menschheit all jene Werte, die im 
Laufe ihrer Geschichte gesetzt und verei-
telt wurden, einholen und verwirklichen 
werde. Die Aneignung der Vergangenheit 
durch die klassenlose Gesellschaft bedeutet 
aber zugleich die Verwandlung der Tradi-
tion in einer Weise, die weder vorwegge-
nommen noch vorweg entschieden werden 
kann; denn sie wird erst das Ergebnis jenes 
unermüdlichen, von Rückschlägen immer 
wieder verzögerten Kampfes sein, in dessen 
Verlauf die kommunistische Lebensweise 
als die Selbstbestimmung des Menschen in 
der Übereinstimmung von Gattungs- und 
Individualinteresse errungen wird.

Utopie

In der Spannung zwischen Geschichte und 
Zukunft bleibt unaufgelöst, wie das Erbe 
ins Ziel einge bracht werden könne. Der 
Ref lex dieser unaufgelösten Spannung ist 
der utopische Entwurf. Bloch unterscheidet 
sich zwar klar von jenem utopischen Sozia-
lismus, dessen Mängel und schließlichen 
Umschlag in die Konterrevolution Marx 
und Engels im „Kommunistischen Mani-
fest“ kritisiert hatten und den Engels in 
seiner Schrift „Die Entwicklung des Sozia-
lismus von der Utopie zur Wissenschaft“ 
analysierte; denn Bloch hat sich seit den 
zwanziger Jahren an Lenins Parteitheorie 
angeschlossen und die entscheidende Rolle 
der Organisation der Arbeiterklasse für die 
Verwirklichung des Sozialismus erkannt. 
Er hat sich persönlich immer wieder gegen 
Putschismus, Abenteurertum und indivi-
dualistische Revoluzzerei gewandt und hat 
in den ontologisch grund legenden Partien 
seiner Philosophie einen allgemein-kate-
gorialen Rahmen errichtet, der den Grund-
begriffen des dialektischen Materialismus 
entspricht: die Einheit der Welt in der Mate-
rialität, Dialektik von Determinismus und 
Freiheit, Entwicklungslehre mit Umschlag 
von Quantität in Qualität und Negation der 
Negation als Bewegungsprinzipien, Rolle 

des objektiven Widerspruchs, Verhältnis 
von Möglichkeit und Wirklichkeit.
Doch kann sich keine konkrete Philoso-
phie nur mit dem Entwurf eines katego-
rialen Rahmenwerks zufriedengeben. Für 
den historischen Materialismus ist die 
inhaltliche Ausfüllung des Rahmens, d. h. 
die Spezifikation der Kategorien, Moment 
der Einheit von Theorie und Praxis. Daß in 
diese Konkretisierung Zielvorstellungen 
eingehen müssen, daß eine Vermittlung 
zwischen Fern- und Nahzielen gefunden 
werden muß, ist unbestritten und macht 
den Inhalt philosophischer Forschung und 
philosophischen Meinungsstreits aus.
Bloch versuchte, die Inhalte des Fern-
ziels, ja des letzten Ziels durch Chiffren 
zu bezeichnen, die er dem revolutionären 
Erbe der Menschheitsgeschichte entnahm. 
Dieser Methode eignet, wo sie in politische 
Praxis übergeht, eine unaufhebbare Zwei-
deutigkeit. Diese Zweideutigkeit ist jedoch 
keine subjektive des Standpunkts, sondern 
eine objektive der Zwischenwelt: Sie ist 
ein Merkmal des Übergangs von bürger-
licher Philosophie zu wissenschaftlichem 
Sozialismus. In assoziationsträchtige Bil-
der gekleidet, bekommen die allgemeinen 
Kategorien des historischen Materialismus 
wieder utopischen Charakter. Im Zu-früh 
der ausgemalten Bestimmung isolieren sich 
ferne Ziele wieder vom Weg, der zu ihnen 
führt. Wie schon Hegel zeigte, werden kon-
krete Begriffe, vereinzelt in sinnlicher Chif-
frierung, wieder zu abstrakten. Diese aber 
sind, werden sie als konkrete gebraucht, 
zweideutig und werden es zuweilen für den 
Autor selbst.

Chiffren

Das tritt an den gesellschaftspolitischen 
Chiffren ebenso zutage wie an den natur-
philosophischen. Der Übergang von der 
Dialektik der Natur zu einem Schelling-
schen Natursubjekt wird bruchlos voll-
zogen; was Bloch von Schelling schreibt, 
könnte auch über ihn selbst gesagt sein: 
„Alles steht auf dem kochenden Weltherd, 
die Natur ist ein riesiger, kreißender Leib, 
der das Menschenkind ge biert.“ (Werke 12, 
313) Die Materie als Schoß statt als Klotz 
ist eine originär Blochsche Formulierung; 
und so richtig an ihr die Wendung gegen 
das bloß Mechanische, so mystisch klingt 
dann doch eine Naturgeschichte als Teleo-
logie, in der schließlich das Reich der Frei-
heit mit dem Garten Eden austauschbar 
werden mag.
Noch deutlicher wird die Ambivalenz an 
politischen Chiffren, wo sie in Aktualität 
übersetzt werden. Da gibt es einerseits 
in Band 11 der Gesamtausgabe – „Politi-
sche Messungen“ – Aufsätze, entstanden 
vor zwanzig, fünfundzwanzig Jahren, wie 
den über die Menschenrechte, der heute 
geschrieben sein könnte, um den Carter-
Schwindel zu entlarven. Da gibt es, nach 
dem X X. Parteitag der KPdSU, den Satz 
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Die Würde der Behörden ist unantastbar

Im Fernsehen wurde über eine Musikerin, 
eine Violinistin, berichtet, die, hochbetagt, 

ihre Wohnung hatte räumen sollen und nach 
einer temperamentvollen Auseinandersetzung 
mit ihrem Hauswirt laut Gerichtsbeschluß als 
„tobsüchtig“ in die Psychiatrie eingewiesen 
worden war.
Die Behördenangestellten, die mit der Auflö-
sung ihres Hausstandes betraut waren, hat-
ten offenbar nicht damit gerechnet, daß sie je 
wieder aus der Klinik entlassen werden würde, 
und hatten ihre gesamte Habe kurzerhand auf 
die Straße zum Sperrmüll gestellt: außer alt-
gedientem Mobiliar vor allem Kartons mit 
Büchern, Noten, Fotos, Briefen und persönli-
chen Aufzeichnungen, kurz das Unschätzbare, 
nicht Quantifizierbare, Unersetzliche.
Dann aber geschah das Unerhörte: Ein junger 
Arzt, der die alte Dame in der Klinik untersucht 
hatte, erklärte sie für gesund, attestierte ihr 
eine bemerkenswerte Selbstkompetenz und 
Persönlichkeitsstärke, nannte ihre Zornaus-
brüche situationsgerecht, völlig adäquat und 

sozial zumutbar und sorgte für ihre umge-
hende Entlassung.
Inzwischen war aber die Sperrmüllabfuhr 
dagewesen – und der Schaden, der Verlust der 
gesamten persönlichen Habe der alten Dame, 
war irreversibel. Man hatte der Frau den 
Schlüssel zu ihrer – nunmehr leeren – Woh-
nung zurückgegeben und ihr süßsäuerlich alles 
Gute gewünscht.
Eine Woche später, nach neuerlicher Inter-
vention des Hauswirts, hatte man die Frau in 
ihrer Wohnung aufgesucht und sie in der Toi-
lette angetroffen. Sie habe keine andere Sitz-
gelegenheit, hatte die Frau gesagt. Sie besaß 
weder Bett noch Stuhl, noch Tisch und hatte, 
da sie auch keine Gardinen mehr besaß, die 
Fensterscheiben mit Zeitungen zugeklebt. Das 
sah (auch von außen) nicht gut aus. So war sie 
erneut auffällig geworden.
Zudem hatte sie nichts gegessen, wollte auch 
keine Nahrung zu sich nehmen – es sei ihr, so 
sagte sie, der Appetit vergangen –, und folg-
lich wurde sie erneut in die Klinik gebracht.

Jetzt hatte man sie wieder da, wo man sie haben 
wollte, und ihr weiteres Schicksal würde wie-
derum abhängen vom austauschbaren Urteil 
launischer Ärzte, die je nach Studiengang und 
Lehrmeinung zu unterschiedlichen Diagno-
sen und Prognosen gelangten (bei denen jeder 
dreimal raten durfte), die je nach Plan (es ging 
reihum) auf der Aufnahmestation gerade Tag- 
oder Nachtdienst hatten und die sich durch die 
Bank eher als Agenten der Behörden denn der 
Patienten verstanden. (Die Leute vom Sozial-
amt, so sagte der Kommentator, hatten inner-
halb ihres Ermessensspielraums korrekt nach 
Vorschrift gehandelt.)
Mir schnürte es die Kehle. Das Entsetzlich-
ste war, dachte ich, daß die Frau ihre persön-
liche Habe verloren hatte, daß sie des Speichers 
ihrer Erinnerungen, ihrer geistigen Nahrung, 
ihrer Lebensgeschichte, ihrer Welt und somit 
ihrer Identität beraubt war.
Das Wichtigste, das sie ihr Leben lang ver-
wahrt hatte: Fotos, Notizen, Briefe, die Träger 
von Ideen, die unerschöpflichen Stimulantien 
der Phantasie, kurz: ihr persönlicher Kosmos 
hätte womöglich Raum gehabt in einer Pla-
stiktüte, die man ihr hätte mitgeben können, 
die sie bei sich getragen hätte wie ihren Kopf. 
Den, immerhin, hatte man ihr gelassen, aber 
man würde ihn voll stopfen mit Surrogaten 
und Giften.
Kein Buch, kein Foto, kein Brief – nicht einmal 
eine Tüte. Nun mußte sie das Verlorene, Ver-
gangene in ihrem Innern tra gen, sich die verlö-
schenden Bilder ihrer Welt vor ihr inneres Auge 
halten, ganz nah, um sie zu erkennen, einmal 
noch zu sehen in einem schon verdämmern-
den Licht. Nur dies noch war ihr geblieben: das, 
was sie sah, wenn sie die Augen schloß. Die-
ser Frau war behördlicherseits recht gesche-
hen. Sie war Humanobjekt des Sozialvollzugs, 
und was noch ausstand, war lediglich die Voll-
streckung der Finalbetreuung.
 Theodor Weißenborn

über die Renegaten, daß sie nicht einmal 
das Recht haben, recht gehabt zu haben. 
All dies 1970 wieder veröffentlicht. Dazu 
die klare Absage 1968 an Rudi Dutschkes 
linksradikale These, das Verhältnis von 
subjektiver und objektiver Dialektik habe 
sich zugunsten der subjektiven verkehrt.
Dann aber werden Freiheit , Gleichheit , 
Brüderlichkeit, die Chiffren der französi-
schen Revolution, als eine Invariante der 
Richtung bezeichnet – und sie schlagen, 
ihrem abstrakten Gehalt gemäß, zuweilen 
um in eine von den historischen Gegensät-
zen und Widersprüchen des Heute abgeho-
bene Norm des Humanum, aufgrund deren 
unterschiedslos und ohne Analyse politi-
sche Werturteile gefällt werden, die mit 
dem sonstigen Werk nicht mehr in theore-
tischem Einklang stehen. Da kommen, als 
ein keineswegs stimmiger und geradliniger 
Anhang, nach 1961 Äußerungen pauschaler 

Ablehnung der Formen des sozialistischen 
Staates in der DDR und in der Sowjetunion
vor, die ihre Diktion aus eben der zuvor ent-
larvten abstrakten bürgerlichen Humani-
tätsideologie herleiten und die eben zuvor 
entlarvte Vorurteile reproduzieren. Bloch 
ist gewiß nie zum Klassen feind übergegan-
gen, den er ein Leben lang bekämpft hat. 
Doch er dachte in Chiffren eines utopischen 
Gelungenseins, deren Gehalt sich in kon-
kreter politischer Situation – gemessen an 
den Unvollkommenheiten des Werdens – 
umkehren konnte; auch darin Denker einer 
Zwischenwelt.
Eins aber hat Bloch sicher nicht verdient: 
postum als Kronzeuge angerufen zu wer-
den für einen mit Kritik am Kapitalismus 
verbundenen Emotionsausbruch gegen den 
Kommunismus der DDR und der Sowjet-
union, den Rudi Dutschke als Redner bei 
der Trauerfeier vortrug. Ihm hat Bloch 

vorwegnehmend geantwortet: „In der Tat 
haben die Wortführer eines ,third way‘ sich 
durchaus auf diese ,nach allen Seiten kriti-
sche‘ Theorie gelegt, und Amerika läßt sich 
von ihnen liebend gern kritisieren, wenn 
nur die Sowjetunion hierbei das Tausend-
fache abbekommt.“ (Werke 11, 343 f.)

Hans Heinz Holz 
(aus DVZ Nr. 34/1977)

B u c h t i p s

• Hans Heinz Holz: Logos spermatikos. 
Ernst Blochs Philosophie der 
unfertigen Welt. Luchterhand, 
Neuwied 1975

• Ernst Bloch in Selbstzeugnissen. 
Dargestellt von Sylvia Markun. rororo-
Bildmonografie Nr. 258, Rowohlt, 
Reinbek 1977
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„Rechter Populismus“

Die Lage ist unübersichtlich. Die Mobili-
sierung der Rechtspopulisten ist auch 

2017 immer noch begrenzt und bei glaub-
würdiger sozialer Po litik in Deutschland 
und Europa einzu dämmen. Aber angesichts 
der Entwick lung der Rechtspopulisten in 
Österreich, Frankreich, den Niederlanden 
und des Populismus in Italien bestehen 
Gefahren, daß sie bei einer erfolgreichen 
Strategie des Euro-Austritts etwa in Ita-
lien eine un kontrollierbare ökonomische 
und soziale Kettenreaktion ökonomischer 
und politi scher Turbulenzen auslösen kön-
nen, wenn demokratische Politik sich nicht 
beizeiten dem Trend entgegenstellt.
Bei der Parteigründung im Februar 2013 
war die AfD europa- und eurokri tisch, pro-
filierte sich durch eine nationale Orientie-
rung einer entschiedenen neoliberalen 
Politik und wies zugleich einen national-
konservativen Flügel auf. Seit her ist die AfD 
nach rechts gedriftet. Ein zentraler Mei-
lenstein war der Parteitag in Essen Anfang 
Juli 2015. Dort wurde der damalige Vorsit-
zende Bernd Lucke durch das Duo Petry 
und Meuthen ersetzt und der Rechtsruck 
der Partei auch personell sichtbar.
Der Rechtstrend ging seither weiter. Die 
Af D ist heute eine rechtspopulist i  sche 
Partei mit einem starken völkisch-natio-
nalistischen Flügel. Diese Einfärbung exi-
stiert nicht überall, auch nicht alle an der 
Parteispitze verfolgen die se Linie. Aber 
das dynamische Zentrum der Partei um 
Björn Höcke und André Poggenburg ist auf 
diesem Kurs.
In fast allen Bundesländern toben Macht-
kämpfe zwischen rechts und extrem rechts. 
Der Vorstand scheiterte wie derholt mit 
der Abgrenzung gegen die, die mit Neona-
zis der NPD wie im Saarland ko operieren, 
an der Schiedskommission. Die Partei ist 
weithin in der Hand des rechten Flügels 
und – ein deutsches Spezifikum, das ihre 
Ausdehnung auch begrenzt – vielfach ver-
f lochten mit ex tremen neuen Rechten, 
aber auch, wie in Thüringen, mit breiten 
Gewaltszenen.
Die modernen rechtspopulistischen Bewe-
gungen zeichnen sich in Absetzung von 
der extremen Rechten durch drei zent rale 
Merkmale aus:
Sie bündeln und artikulieren die in brei-
teren Bevölkerungsschichten vorhande-
nen Ängste und Ressentiments, die sich in 
erster Linie auf künftige Statusverlus te, 
aber auch auf kulturelle Verunsiche rungen 
gründen. 
Der Re cht s popu l i smu s s ieht d ie ei n-
heimische Bevölkerung als Opfer ge genüber 
Fremden (Migranten, Flüchtlingen). Die 
Benachteiligten seien angeblich von politi-
scher Mitwirkung ausgeschlossen, müßten 
jedoch die Fol gen in puncto Finanzierung 
und Sicher heit ausbaden. 
Die moderne Rechte grenzt sich unter 
Berufung auf das Volk radikal gegen die 
„herrschende polit ische Klasse“  ab, der 
eine Politik der schleichenden Auswech s- 
lung der Bevölkerung unterstellt wird. 

Die rechtspopulist ischen Bewegungen 
fordern die Einrichtung einer autoritär-
c h a r i s m a t i s c h g elen k t en „ B ür ger de-
mokrat ie“ .  Gr undlage der pol it ischen 
Mobilisierung sind Anti-Establishment-
Affekte. Populistische Parteien sind Anti-
Establishment-Parteien, die vor geben, für 
das wirkliche Volk zu stehen. 
Auch die AfD versteht und inszeniert sich als 
Gegenstimme zu den „Alt-Partei en“. Gegen-
über der auf Affekt gestützten radikalen 
Ablehnung des politischen Esta blishments 
und der Medien („Lügenpres se“) tritt die 
Programmatik der AfD in den Hintergrund. 
Die Partei selbst entwickelt und verän-
dert ihre Ziele; die marktradi kalen, neo-
liberalen Forderungen und Be gründungen 
verlieren an Bedeutung. Dem Großteil 
der Wählerinnen und Unterstüt zerinnen 
der AfD sind die programma tischen Bau-
steine im Detail unbekannt. Ihnen genügt 
das öffentliche Bild, das über die AfD im 
Umlauf ist: gegen Einwande rung, gegen den 
Islam, gegen die EU. Die Wähler lassen sich 
wenig davon be einf lussen, daß die Partei-
führung in po litische und personelle Kon-
f likte über den weiteren politischen Kurs 
verstrickt ist.
S ei t  der  deu t l ic hen Au s wei t u n g der 
Bewegung von Zuf lucht Suchenden nach 
Deutschland im Spätsom mer 2015 hat die 
Af D ihren politischen Schwerpunkt von 
der Euro- und Europa kritik auf die Asyl-
politik und vor allem auf eine Abgrenzung 
gegenüber Migranten aus islamischen 
Ländern ausgerich tet. Sie stützt sich auf 
Befürchtungen und Vorurteile in großen 
Teilen der Bevölke rung, die der Zuwan-
derung skeptisch oder ablehnend gegen-
überstehen. Die A f D un terst üt z t und 
instrumentalisiert ein einsei t iges und 
negatives Bild vom Islam. 
Die wachsende sozia le Polar isier ung , 
das Gefühl, daß sich die individuellen 
An strengungen nicht mehr lohnen und die 
Zukunftsperspektiven der Kinder verbaut 
sind, sowie der Eindruck, daß die politi-
sche Klasse sich darum nicht kümmert, 
sind wesentliche Faktoren für den Auf-
stieg des Rechtspopulismus. Gesellschaft-
liche Basis für den Rechtspopulismus ist 
ein historisch-spezifisches Ressentiment,  
d. h. den Einstellungen und Handlungen 
liegt das Gefühl chronischer Ohnmacht 
gegen über erl it tener Benachtei l ig ung 
zugrunde. Das Ressentiment im Wortsinne 
ist ein Re-Sentiment, ein bloßes Wieder-
Fühlen der Selbstwertverletzung.
Die neoliberale Politik hat einerseits eine 
Aufwertung der Subjektivität in der gesell-
schaftlichen Wertschöpfung ge fördert und 
gefordert . Andererseits sind weder die 
Leistungsansprüche noch der Selbstwert 
befriedigt worden. Mehr noch: Technolo-
gischer Wandel, Globalisierung sowie die 
Schwächung von „Arbeitneh mer“rechten 
haben in den letzten Jahrzehnten mit all 
ihren zerstörerischen Folgen die Basis für 
die Entstehung und Verbreitung sozialer 
Ungleichheit geschaffen, die sich in ein 

antistaatliches, gegen das Establishment 
gerichtetes Res sentiment umsetzt.
Das Ressentiment ist kein spontaner Reflex 
auf ein erlittenes Unrecht. Das Ge fühl der 
K ränk ung ermöglicht die Ausprä g ung 
und das Bedienen ethnozentrisch-frem-
denfeindlicher, nat ionalist ischer oder 
antisemitischer Ideologieelemente und 
politisch-psychologischer Bedürfnisse. Die 
rechtsnationale Mobilisierung grün det in 
der unzureichenden Partizipation an der 
allgemeinen Wohlstandsentwick lung. Die 
Entfesse lung des Ressentiments erstreckt 
sich über bewußt miteinander verknüpfte 
Themen wie Einwanderung, Kriminalität, 
Globa lisierung, innere Sicherheit und natio-
nale Identität.
Die häufig vorgebrachte Hypothese, daß 
vor allem die unterste soziale Schicht für 
diesen massiven Legitimitätsverlust des 
politischen Systems verantwortlich sei, 
ist fragwürdig. Der Sachverhalt ist kom-
plizierter: Auch die untere soziale Schicht 
ist von dem Establishment enttäuscht, ver-
spricht sich aber von Wahlen keine Besse-
rung mehr. Europaweit gilt: Je prekärer die 
sozialen Lebensverhältnisse, desto gerin-
ger ist die Wahlbeteiligung. 
Schlußfolgerung: Die sinkende Wahl be-
teiligung ist in Europa Ausdruck einer 
sozialen Spaltung der Wählerschaft. Die 
demokratische Willensbildung wird zu 
einer immer ex k lu siveren Vera n s t a l-
tung der Bürgerinnen und Bürger aus den 
mittleren und oberen Sozialmilieus der 
Gesellschaf ten, während die sozial schwä-
cheren Mi lieus deutlich unterrepräsentiert 
bleiben.
Sie beteiligen sich nicht mehr an der poli-
tischen Willensbildung. Langzeituntersu-
chu ngen i n wes t l ichen Demok r at ien 
bele gen: Mit der sozialen Ungleichheit 
wächst die polit ische Ungleichheit , zu-
nächst im Sinne ungleicher Par t izipa-
tion. Es kommt zu einer Wirkungskette 
aus wachsender sozialer Ungleichheit , 
ungleicher politi scher Partizipation und 
schließlich Ent scheidungen zugunsten der 
politisch Ak tiven, in deren Folge die Nicht-
beteiligten benachteiligt werden.
Ohne einen grundlegenden Politikwech-
sel mit deutlichen Kurskorrekturen bei 
sozi  a ler Sicherheit und Eing r i f fen in 
d ie Ver  t ei lung ss t r u k t uren w ird s ich 
weder dauer haf t die Sozialdemokratie 
auf ihre frühere Stärke erholen, noch der 
Rechtspopulis mus eingehegt werden kön-
nen. Werden die Verschiebungen in den 
Verteilungsverhältnissen als Grund für 
Enttäuschun gen und Wut anerkannt, folgt 
daraus die Notwendigkeit – in Auseinan-
dersetzung mit den „abgehängten“ Teilen 
der Bevöl kerung – eines t iefgreifenden 
Programms der gesellschaftlichen Verän-
derung. 

Joachim Bischoff 
(gekürzt aus „FriedensForum“, 3/2017) 

Joachim Bischoff ist Ökonom und Sozial-
wissenschaftler in Hamburg.



RotFuchs / September 2017 Seite 25

Am 31. Mai feierten wir den 200. Geburtstag von Georg Herwegh,  
einem der populärsten deutschsprachigen Dichter  

des 19. Jahrhunderts, mutigem Streiter für Demokratie und Freiheit.

Der Zeitgenosse von Heinrich Heine, Hoff-
mann von Fallersleben, Karl Marx und Fer-
dinand Lassalle (siehe RF 232, S. 27) floh mit 
22 Jahren in die Schweiz, um einer Haftstrafe 
wegen „Subordination“ und der Zwangsre-
krutierung zu entgehen. Zwei Jahre spä-
ter gelang ihm mit den „Gedichten eines 
Lebendigen“ einer der größten literari-
schen Erfolge im Deutschland des 19. Jahr-
hunderts, was ihm sogar eine Privataudienz 
beim preußischen König einbrachte, der ihn 
aber anschließend des Landes verwies. 
Bis heute gibt es keine umfassendere musi-
kalische Würdigung seiner Lieder, von denen 
viele aber immer noch von großer Aktuali-
tät sind.
Soeben ist als achtes Album der Bremer 
Gruppe „Die Grenzgänger“ (siehe auch RF 
235, S. 29) die CD „Lieder eines Lebendigen“ 
von Georg Herwegh erschienen. 
Georg Herwegh kam dem Ideal eines 
„Working-Class-Hero“, wie John Len-
non ihn besungen hat, recht nah. Man-
ches aus seiner Feder erinnert an Ralph 

Möbius alias Rio Reiser, der seinen Künst-
lernamen dem Roman „Anton Reiser“ aus 
der Zeit der französischen Revolution ent-
lieh. Sang dieser mit „Ton Steine Scherben“: 
„Fabriken bauen, Maschinen bauen, Motoren 
bauen, Kanonen bauen. Für wen?“ mit dem  
Refrain „Macht kaputt, was euch kaputt 
macht!“, so schrieb Herwegh: „Wirkst 

am Webstuhl Tag und Nacht, schürfst 
im  Erz- und Kohlenschacht, füllst des Über-
flusses Horn, füllst es hoch mit Wein und 
Korn“ mit dem bis heute bekannten Aufruf: 
„Alle Räder stehen still, wenn dein starker 
Arm es will“.
Als Georg Herwegh mit gerade 24 Jahren die 
„Lieder eines Lebendigen“ aus dem Schwei-
zer Exil veröffentlichte, konnte kaum jemand 
ahnen, daß seine Gedichte voll Zorn und 
Zärtlichkeit sich öfter verkaufen würden als 
die Verse Goethes, Schillers und Heines. Sie 
trafen den Nerv der Zeit und bereiteten die 
Revolution von 1848 vor, in der er gemein-
sam mit seiner Frau Emma mit der Waffe 
in der Hand für eine deutsche Republik in 
einem freien Europa kämpfte.
Zwölf extra für dieses Album entstandene 
Kompositionen werden ergänzt durch 
zwei neu arrangierte Melodien aus dem 
19. Jahrhundert – eine moderne Musik zwi-
schen Chanson, Jazz, Klassik, Folk, inklu-
sive dreier Live-Aufnahmen der umjubelten 
Premiere. RF

Von Wilna nach Schlieben

Eigentlich wollte er nur für seine Kinder 
schreiben, doch Freunde drängten und 

rieten ihm, aus dieser Idee ein größeres Werk 
zu machen und es der Öffentlichkeit zur Verfü-
gung zu stellen. Ein schwieriges Unterfangen, 
denn es war nicht einfach, zu recherchieren, 
Material zu sichten und in Archiven im In- und 
Ausland nach Quellen und Urkunden zu suchen. 
Es brauchte Jahre, bis sich endlich Tausende 
Puzzle-Teilchen zu einem Buch zusammenfüg-
ten. Uwe Schwarz hat darin seinem Vater und 
in dessen Person dem Leidensweg und dem 
Widerstand all jener, die durch Hitlers Kon-
zentrationslager gingen, ein Denkmal gesetzt. 
Es ist die Geschichte der jüdischen Familie 
Schwarz, deren Spuren sich durch ein ganzes 
Jahrhundert und durch ganz Europa ziehen. 
Peter, der jüngste Sohn der Familie Schwarz, 
wuchs in Wilna auf, diente in der polnischen 
Armee und geriet 1939 in deutsche Kriegsge-
fangenschaft – der Beginn eines langen Mar-
tyriums im Konzentrationslager Majdanek, im 
Zwangsarbeitslager der HASAG sowie im KZ 
Buchenwald und dessen Außenlager in Schlie-
ben-Berga. Viele Angehörige überlebten den 
Holocaust nicht, fanden im Ghetto von Wilna 
und den Erschießungsgruben vor den Toren 
der Stadt den Tod. Im April 1945 befreite die 
Rote Armee das KZ Schlieben, in dem Peter 
Schwarz zuletzt gefangengehalten wurde. 
Damit begann für ihn der langersehnte Weg 
in die Freiheit. 
Dem Autor, der weder Historiker noch Schrift-
steller, noch Journalist ist, gelang es, ein für die 

politische Auseinandersetzung in der Gegen-
wart bedeutsames Dokument zu erarbeiten, 
detailgenau, tiefgründig, faktenreich und 
umfassend – eine akribische Recherchearbeit, 
der ebenso Respekt zu zollen ist wie der Kunst 
des Autors, historische Fakten mit biographi-
schen Erzählungen von Zeitzeugen und Weg-
gefährten des Vaters zu verbinden. Er taucht 
tief in das Denken und Fühlen jener ein, die 
der Willkür, den Schikanen, der Brutalität und 
Unmenschlichkeit der faschistischen Mörder 
ausgeliefert waren. Das Geschehen entzieht 
sich jedem menschlichen Vorstellungsvermö-
gen, doch Uwe Schwarz schildert es mit den 
Augen und der Stimme der Betroffenen. Origi-
naldokumente und Fotos, vor allem aber eigene 
Kommentare und Wertungen des Verfassers 
machen das Buch zu einem wissenschaftlichen 
wie den geistigen Horizont des Lesers erwei-
ternden und aufklärerischen Lesestoff, der 
zur Parteinahme herausfordert. Nahezu jeder 
Satz offenbart seine persönliche Betroffenheit 
und seine Absicht, die historische Wahrheit 
festzuhalten und zu verteidigen. Dazu gehört 
der Beitrag der Wirtschaft zur Aufrechter-
haltung des Hitler-Regimes und seines Krie-
ges. Das KZ Schlieben-Berga – ein Lager der 
systematischen Vernichtung der Häftlinge 
durch Arbeit –, war auf das engste mit dem 
HASAG-Rüstungskonzern (Hugo Schneider AG) 
verknüpft. Uwe Schwarz gibt detailgenau Aus-
kunft über dessen Vernetzung mit dem KZ. Er 
schreibt: „Man wollte sich bei der Neuauftei-
lung der Welt seinen Platz an der Sonne, seinen 

Anteil am Raubgut des deutschen Imperialis-
mus sichern. Alle Gewinne gelangten zum Fir-
mensitz nach Leipzig.“
Schwarz wehrt sich dagegen, Geschichte dem 
Vergessen zu überantworten. Er will aufklä-
ren, den „Finger auf die Wunde“ legen. So schil-
dert er ausführlich den Umgang der BRD-Justiz 
mit vielen der Täter, die oft wegen angebli-
cher „begrenzter Aufklärungsmöglichkeiten“ 
für ihre Verbrechen nicht oder kaum bestraft 
worden sind. Es läßt auf immer noch „unbewäl-
tigte Vergangenheit“ und verbreiteten rechten 
Ungeist schließen, wenn das Buch, wie Uwe 
Schwarz schrieb, besonders in der Region 
Schlieben „regelrecht boykottiert“ wurde und 
man ihn mit üblen Anrufen schikanierte. 
Der Autor signierte das mir zugesandte Exem-
plar mit den Worten: „Wer schweigt, von dem 
wird angenommen, daß er zustimmt“ – ein 
Satz, der aufrüttelt, so wie sein Buch. 

Bruni Steiniger

Uwe Schwarz: Von 
Wilna nach Schlieben. 
Verlag Bücherkammer, 
Herzberg/Elster 2015, 
234 Seiten, mit zahlrei-
chen Abbildungen und 
Dokumenten, 19,95 €

www.musikvonwelt.de
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Gespräch mit Patrik Köbele zur Bundestagswahl
Patrik, wer wäre eigentlich das kleinere Übel, 
Angela Merkel oder Martin Schulz?
Patrik: Ich weiß nicht, wie groß die beiden 
sind. In Phasen, in denen es nicht gelingt, 
eine Massenbewegung der Ausgebeuteten 
zu entwickeln, sind beide von Übel. Natürlich 
sind Sozialdemokraten oft empfängli cher 
für Druck, zum Beispiel der Gewerkschaf-
ten. Gleichzeitig kön nen sie aber zur Einbin-
dung der Gewerkschaften genutzt werden. 
So wurde die letzte „Wechselstimmung“ 
von Kohl zu Schröder/Fischer genutzt, um 
Angriffskriege der Bundeswehr und die 
Agenda 2010 durchzusetzen.

Über 60 Millionen Menschen sind auf der Flucht, 
und die NATO ist auf Kriegskurs. Warum meint 
die DKP, es sei eine gute Idee, alle Kraft in den 
Bundestagswahlkampf zu stecken? In die Nähe 
der 5-%-Hürde kommt Ihr ja doch nicht, und der 
Kapitalismus läßt sich ja auch nicht abwählen.
Wir wollen den Wahlkampf als Tribüne 
nutzen, um unsere Inhalte zu verbreiten 
und damit dazu beitragen, daß Menschen 
in Bewegung für ihre Interessen kommen. 
Natürlich sollen sie wählen gehen, am besten 
uns – sie sollen aber keinesfalls ihre Stimme 
ab geben, die sollen sie besser erheben. Es geht 
uns ja gerade darum, die Fragen von Krieg, 
Flucht und Armut sowie deren Instrumenta-
lisierung für Rassismus in den Mittelpunkt 
der politischen Ausein andersetzung zu rük-
ken. Wir sagen: Krieg, Flucht und Armut 
haben Ursachen, Verursacher und Profiteure 

– gegen die wollen wir den Kampf organisie-
ren, und dafür wollen wir den Wahlkampf 
nutzen. Das ist Inhalt unseres Sofortpro-
gramms, es richtet sich damit gegen das 
Monopolkapital und seine aggressive Rolle 
nach innen und außen.

Wäre angesichts von Rechtsentwicklung und 
Sozialabbau nicht Rot-Rot-Grün eine realisti-
schere Alternative?
Die SPD regiert ja bereits als Teil der gro-
ßen Koalition. Die letzte Regierung aus SPD 
und Grünen setzte, wie bereits gesagt, die 
ersten Kriegseinsätze und die Agenda 2010, 
also Hartz IV, durch. Was soll da eine Linke 
als Juniorpartner? Das führt zur Anpassung 
an die Interessen der herrschenden Klasse.

Die Linkspartei will nun nur noch die militä-
rischen Strukturen der NATO verlassen und 
sieht Auslandseinsätze der Bundeswehr nicht 
länger als rote Haltelinie. Was bedeutet das 
für die Friedensbewe gung?
Diese Aufweichung ist eine Katastrophe. Die 
Friedensbewegung muß bei ihrer klaren Hal-
tung bleiben. Raus aus der NATO, keinerlei 
Aus landseinsätze der Bundeswehr, Stop aller 
Rüstungsexporte! In diesem Sinne muß die 
Friedensbewegung auch Druck auf die Par-
tei Die Linke machen.

Es ist zu befürchten, daß auch die AfD in den 
Bundestag einzieht Wie muß angesichts des-
sen effektiver Antifaschismus heute aus sehen?

Er muß die Perspektivangst der Arbeiter-
klasse und anderer lohnabhängiger Schich-
ten ernst nehmen. Diese Perspektivangst ist 
berechtigt. Allerdings ist ihre Ursache das 
Profitsystem, der Kapita lismus. Den anti-
kapitalistischen Kräften ist es nicht gelun-
gen, dies zu vermitteln. Der Nährboden dafür 
sind Standortlogik und Nationalismus. Auf 
diesem Nährboden und in diesem Vakuum 
wird die AfD auch me dial großgemacht. Anti-
faschismus muß sich mit dem sozialen Kampf 
und dem Kampf gegen Krieg verbinden, sonst 
wird er nicht überzeugen.

Ein Großteil der DKP-Mitglieder hat bereits 
graue Haare. Warum sollten Jugendliche auf 
die Idee kommen, Euch zu wählen?
Wenn es nach der Haarfarbe ginge, könnte 
ich meine ja rot färben – Quatsch! Wenn 
man eine Partei wählen will, die 100 % Anti-
kriegspartei ist, die 100 % antifaschistische 
Partei und die 100 % an tikapitalistische Par-
tei ist, dann muß man DKP wählen. Damit 
kann man auch wunderbar Druck von links 
machen – und man kann sicher sein, daß 
die Stimme nicht im parlamentaristischen 
Sumpf landet.

Patrik Köbele war von 1989 bis 1994 Bun-
desvorsitzender der Sozialistischen Deut-
schen   Arbeiterjugend (SDAJ) und ist seit 
März 2013 Vorsitzender der DKP.

Das Betriebsrentengesetz – eine Erfindung der SPD

Die SPD-Arbeitsministerin Andrea Nah-
les hat kurz vor der Bundestagspause 

ein Betriebsrentengesetz eingebracht, bei 
dem man sich fragen muß, wer ihr das in die 
Feder diktiert hat. Wer von den hohen Wür-
denträgern in der SPD konnte denn auf der-
art lebensfremde Ideen kommen? Essens- und 
Einkaufsgutscheine – was haben diese mit 
einer späteren Rente zu tun? Oder waren 
hier Einflüsterer großer Privatversicherer 
am Werk? Vor Jahren tourte ein Prof. Raf-
felhüschen von der Uni Freiburg durch alle 
Talkshows und pries die private Rentenver-
sicherung als die sicherste aller Vorsorgen. 
Offensichtlich gingen ihm hauptsächlich junge 
Menschen auf den Leim. Er tat das nicht für 
die späteren Rentenempfänger, sondern für 
die Versicherungskonzerne, die ihm vermut-
lich die Spesen bezahlten. Nachdem er sein 
Werk für die Versicherer vollbracht hat, ist 
der Herr völlig in der Versenkung verschwun-
den. Ebenso Herr Renten-Riester als früherer 
SPD-Minister. Übrig bleibt ein Rentenstück-
werk, dem jetzt nochmals der „letzte Schliff“ 
gegeben wird, und ein derart verklausulier-
tes Machwerk, das der Normalverbraucher so 
schnell nicht durchschaut, auch nicht durch-
schauen soll. Schon gar nicht vermag er sich 
die späteren Auswirkungen vorzustellen. 

Deshalb sind Vermittlerunternehmen zwi-
schengeschaltet, die in blumenreicher und 
nebulöser Sprache die Vorzüge darzustellen 
versuchen. Die Kosten trägt der Rentenan-
leger. 
Niedrig- und Geringverdiener sollen privat 
für ihre Rente vorsorgen und vom Verdienst, 
welcher schon gegenwärtig kaum zum Leben 
reicht, einen Vorsorgebetrag abzweigen, den 
sie einem privaten Kapitalanleger zum Zok-
ken zur Verfügung stellen. Wer weiß denn 
heute als 25jähriger, wie die Welt in 30, 40 
oder 50 Jahren aussieht? Garantien sieht das 
Gesetz nicht vor. Es kann also durchaus sein, 
daß sich mit Renteneintritt rückblickend der 
gesamte Aufwand für den Rentenempfän-
ger nicht gelohnt hat, weil sich die Anleger 
verzockt haben und von dem eventuell ver-
bleibenden Rest Steuern und Sozialbeiträge 
abzuführen sind – ein Nullsummenspiel, wenn 
man Pech hat. Es ist genauso ein Elendsmo-
dell wie die vormalige Riesterrente. 
Das einstmals funktionierende Vorsorgeprin-
zip des Staates wird Schritt für Schritt aus-
gehebelt und dem Bürger überlassen. Man 
beklagt die Überalterung der Gesellschaft und 
übersieht geflissentlich, daß das Rentenpro-
blem einfacher zu lösen wäre. Aber die SPD 
traut sich nicht. 

Das neue Betriebsrentengesetz widerspricht 
dem, was Kanzlerkandidat Martin Schulz voll-
mundig verspricht – mehr Gerechtigkeit. Wo 
ist denn die Gerechtigkeit, wenn dem Niedrig- 
und Geringverdiener in die Tasche gefaßt und 
ihm eine Privatvorsorge vorgegaukelt wird, 
die mit höchster Wahrscheinlichkeit so nie-
mals eintreten wird. Die Unwägbarkeiten in 
einem nicht überschaubaren Zeitraum von 
Jahrzehnten sind dermaßen unberechenbar, 
daß das auch und erst recht eine Bundesre-
gierung erkennen müßte. 
Die SPD war der Durchpeitscher der Hartz-
IV-Gesetze. Wieder einmal zeigte sie sich von 
der „arbeiterfreundlichen“ Seite. Doch deut-
sche Sozialdemokratie und Arbeiterpartei, 
respektive „Partei der kleinen Leute“, passen 
heute so wenig zusammen wie zwei linke Lat-
schen. Sozialdemokratische Arbeiterpartei 
ist längst Geschichte. Das liegt mehr als 100 
Jahre zurück.
Die DDR wirkte einstmals als Korrektiv zu 
den herrschenden Verhältnissen in der Alt-
BRD; sie saß – wie Gewerkschafter es aus-
drückten – bei Tarifverhandlungen als 
unsichtbarer Dritter mit am Tisch. Jetzt, wo 
es sie nicht mehr gibt, werden die sozialpoli-
tischen Folgen immer offensichtlicher.

Reiner Neubert, Berlin
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Vom Mythos der Zwangsvereinigung

Unmittelbar nach dem Vereinigungspar-
teitag von SPD und KPD im April 1946 

herrschte in den Zeitungen der Westzonen 
noch keine antikommunistische Stimmung. 
Die Berichte waren, wie der Bericht meiner 
Lokalzeitung, der „Passauer Neuen Presse“ 
(PNP), zeigt, unbelastet von Hetze gegen die 
Menschen in der „Ostzone“. Dieses Blatt ist 
heute neben dem „Bayernkurier“ die größte 
antikommunistische Zeitung in Bayern. Am 
23. April 1946 berichtete sie schlicht vom 
Manifest der Einheitspartei: „Der Vereini-
gungsparteikongreß der Kommunistischen 
Partei und der Verschmelzungsanhänger der 
Sozialdemokratischen Partei vollzog Oster-
montag in der ,deutschen Staatsoper‘, dem 
früheren Admiralspalast, feierlich die end-
gültig Vereinigung zur neuen ,Sozialisti-
schen Einheitspartei Deutschlands‘. Der 
Parteikongreß, der Ostersonntag begon-
nen hatte, war insgesamt von 1055 Dele-
gierten besucht, von denen 507 die frühere 
Kommunistische Partei und 548 die Ver-
schmelzungsanhänger der Sozialdemokra-
ten vertraten. 380 Kommunisten und 445 
Sozialdemokraten kamen aus der russischen 
Zone, 127 Kommunisten und 103 Sozialde-
mokraten aus den westlichen Zonen.“
Auch der Bericht in der Wochenzeitung 
„Die Zeit“ vom April 1946 unter der Über-
schrift „Umstrittene Einheit“ überraschte 
mich. Kein Wort über Zwang. Details die-
ses Berichts über die Vereinigung von KPD 
und SPD zur SED sucht man heute in den 
Geschichtsbüchern vergebens: 

„Es ist erstaunlich, festzustellen, daß die 
täglich massiver gewordenen Debatten um 
den Nutzen oder die Abwegigkeit der Ver-
schmelzung der beiden Arbeiterparteien die 
politische Beweglichkeit der um Essen und 
Heizen besorgten Millionenmasse Berlins 

zum ersten Male erreicht haben. Und das 
sowohl für wie gegen die beschlossene und 
zu Teilen wohl schon durchgeführte Ver-
schmelzung [...] Ein demokratischer Akkord, 
wie man an der Zulassung der vier Par-
teien erkennen konnte, die von den Kom-
munisten über die Sozialdemokraten, die 
Christlich-Demokratische Union bis zu den 
Liberaldemokraten reichte. Die sowjeti-
schen Behörden, die zu einem so frühen Zeit-
punkt wie in keiner anderen deutschen Zone 
diese Parteien zu reger Tätigkeit ermunter-
ten, sparten sichtlich nicht mit allen Formen 
der Unterstützung, gerade auch gegenüber 
den nichtkommunistischen Parteien. Es ist 
selbstverständlich, daß diese Haltung auf 
ein Volk, das der Zwangsjacke des Einpar-
teienstaates (des Hitlerfaschismus) eben ent-
schlüpft war, wohltuend wirkte. (…)
So erklärt es sich, daß die grundsätzliche 
Bereitschaft der SPD zu einer Sozialisti-
schen Einheitspartei gerade in den Wochen 
und Monaten einer heftigen psychologischen 
Belastung ausgesetzt war, als die Notwendig-
keit der Einheitspartei, nunmehr von den bis 
dahin zögernden Kommunisten mit aller Lei-
denschaft forciert, zum fast einzigen Thema 
kommunistischer Politik wurde. (...)
Über alle diese äußeren Erscheinungen 
hinweg hat dieser Kampf freilich ein demo-
kratisches Prinzip überhaupt von allen 
Begrif fsverwirrungen freigelegt – und 
das ist es, was die außerordentliche politi-
sche Bewegtheit Berlins in diesen Wochen, 
gerade auch die der Nichtmitglieder der in 
Frage stehenden Parteien, charakterisiert: 
Es geht um das Recht, entscheiden zu dürfen, 
ein erstes wirklich demokratisches Urteil 
fällen zu dürfen. Die Gegner der sofortigen 
Vereinigung argumentieren ständig, ihre 
Beförderer wendeten ein diktatorisches 

und totalitäres Prinzip an, um eine angeb-
lich demokratische Sache zu erreichen. Sie 
wittern, nach Hergang und Methode, eine 
Vergewaltigung.“ 
Tatsächlich läßt der Gegenangriff nicht 
lange auf sich warten. Bereits im Februar 
1946 führte die West-SPD unter Kurt Schu-
macher in einem Berliner Restaurant in 
Tempelhof eine Sonderberatung der leiten-
den Funktionäre der SPD durch, an der rund 
40 Personen teilnahmen. Die gesamte Tätig-
keit des „Leitenden Ausschusses“ erfolgte 
gemäß den Anweisungen der Amerikaner 
und Engländer. Schon im März 1946, also 
im Monat nach der Gründung des „Leiten-
den Ausschusses“, führte der Mitarbeiter 
der amerikanischen Militäradministra-
tion, Morriss, eine Beratung mit dem Aus-
schuß in Berlin-Zehlendorf durch, an der 
auch der Lizenzträger und Redakteur des 

„Tagesspiegels“, Erik Reger, die Amerikaner 
Wiesner, Morriss und Silver sowie der Eng-
länder Albu teilnahmen. Aufgabe dieses Aus-
schusses war, die Sozialdemokraten in der 
Ostzone so zu beeinflussen, daß die Verei-
nigung scheitert. Dieser Ausschuß mündete 
dann in die Gründung der Terror- und Sabo-
tageorganisation SPD-Ostbüro.
Den Startschuß zu den antikommunisti-
schen Hetzorgien gab der SPD-Vorsitzende 
Kurt Schumacher auf dem ersten SPD-Par-
teitag vom 9. Mai 1946 in Hannover. Er 
schäumte geradezu vor Haß gegen die SED 
und die sowjetische Besatzungsmacht, wie 
die Quellen belegen: 

– „Man braucht nur daran zu denken, wie 
ungeheuerlich die Propaganda vor der Ver-
einigung war, …. ihr müßt Kommunisten 
werden, dann werdet Ihr Eure Industrie 
behalten.“ … „Und dann ist die Vereinigung 
zwangsweise erfolgt, und die Ausschlach-
tung der deutschen Industrie hat in einem 
Maße eingesetzt, das alles Vorhergehende 
übertrifft. Wir im Westen lassen uns nicht 
dumm machen.“ 

– „Wir haben in den Westzonen erhebliche 
Teile der alten politischen Klassen, und wir 
haben in der Ostzone ein Bild der Klassen 
der neureichen Profiteure der politischen 
Situation genauso wie im Dritten Reich. Wir 
haben dort das Bild, daß Beamte Kommuni-
sten und Kommunisten Beamte sind, trotz-
dem beide dazu nicht tauglich waren, wir 
haben das Bild einer Fäulnis und Korrup-
tion wie im Dritten Reich.“

– „Der neue Nationalismus, wie er heute aus 
dem Osten zu uns herüberdrängt, findet sei-
nen stärksten Ausdruck bei den vereinigten 
Kommunisten, die sich jetzt Sozialistische 
Einheitspartei Deutschlands, SED, nennen.“ 
Erstes Opfer dieses Antikommunismus 
Schumachers war Hans Venedey aus der 
SPD in Hessen. Innenminister Hans Vene-
dey mußte wegen seines Engagements für 
die SED im Frühjahr 1946 sowohl die Regie-
rung als auch die SPD verlassen.
Fazit: Für mich hat sich der Mythos einer 
Zwangsvereinigung aufgelöst. Pure anti-
kommunistische Propaganda!

Johann Weber, Ruhstorf

Best I.Q.
Weltweit weiß doch jeder, 
daß ich der Schlauste bin!
Mit infantiler Feder
„dekret“ ich alles hin.

Aus:  
Wolf D. Hartmann /  
Gertrud Zucker:  
Trumps Twitter-Tiraden.
Kleines Tweet-Lexikon zu  
Sprüchen von Donald I.
Regia-Verlag, Cottbus 2017,  
64 S., 10 €
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Protest gegen Geschichtsfälschung in Thüringen

Vor einiger Zeit wurde in der Gedenk-
stätte Auschwitz eine neue Ausstellung 

eröffnet. Sie zeigt die Geschichte der Erfurter 
Firma Topf & Söhne. Diese Firma produzierte 
bis zum Kriegsende Krematoriumsöfen, die in 
die deutschen Vernichtungslager, so auch nach 
Auschwitz, geliefert wurden. Bodo Ramelow, 
Thüringens Ministerpräsident, legte am Ort 
des Geschehens einen Kranz nieder und hob 
dabei besonders den hohen Stellenwert von 
Erinnerungsarbeit hervor.
Was damit gemeint war, führte dann die thü-
ringische Kulturstaatsministerin Monika 
Grütters (CDU) aus. Diese Ausstellung doku-
mentiere die Geschäftsbeziehungen des 
genannten Unternehmens mit der SS und 
zeige, wie dieser Teil seiner Geschichte über 
Jahre sowohl in der DDR wie auch in der alten 
Bundesrepublik verdrängt worden sei. Drei-
stigkeit kennt offenbar keine Grenzen mehr, 
und Geschichtsverdrehung ist an der Tages-
ordnung. Helfen wir also Frau Grütters auf 
die Sprünge. – Ich bin in Erfurt geboren und 
habe in meiner Heimatstadt bis 1964 gelebt 

und gearbeitet. Mein Elternhaus stand unweit 
der Erfurter Schmiedstedter Brücke. Bog man 
hinter dieser Brücke links ab Richtung Wei-
mar und Melchendorf, fiel unweigerlich der 
Blick auf das imposante, aus roten Klinkern 
errichtete Betriebsgebäude der Firma Topf & 
Söhne. Für uns Kinder war dies ein unheim-
licher Ort. Denn schon sehr früh hatten wir 
in der Schule erfahren, was hier produziert 
wurde und welchem Zweck diese Produk-
tion diente. 
Fest verankert in den Lehrplänen unserer 
Schule war ein Schulausflug in das benach-
barte KZ Buchenwald. Buchenwald, in die 
Geschichte eingegangen als ein Terrorlager, 
in dem die Häftlinge geschlagen, gequält, 
totgeprügelt , durch Hunger und Durst 
ermordet wurden, verfügte auch über ein 
kleines Krematorium, was die Firma Topf 
& Söhne geliefert und installiert hatte. Auf 
dem Hof dieses Krematoriums wurde Ernst 
Thälmann ermordet. Die Lehrer, die uns auf 
diesen Schulausflügen begleiteten, machten 
uns immer auf das an den Öfen angebrachte 

Firmenschild aufmerksam. So wurden wir 
bereits als junge Menschen über die unsagba-
ren Verbrechen des faschistischen Deutsch-
land aufgeklärt.
Die Verstrickung dieses Erfurter Unterneh-
mens in den Vernichtungsapparat der Nazis 
war kein Einzelfall. Ebenfalls bereits in der 
Schule erfuhren wir von den ungeheuren 
Dimensionen der Zusammenarbeit deut-
scher Großunternehmen und Monopole mit 
dem faschistischen System zur Durchsetzung 
seiner Weltherrschaftsziele.
Für mich ist die Leugnung und Verfälschung 
historischer Fakten durch die Landesregie-
rung meiner Thüringer Heimat – geduldet 
von einem PDL-Ministerpräsidenten – nicht 
hinnehmbar. Immer deutlicher wird, wie die 
heute Herrschenden versuchen, von eigenem 
Versagen bei der Verfolgung und Bestrafung 
von Nazi- und Kriegsverbrechen abzulen-
ken, indem sie Falschmeldungen, Lügen und 
Unwahrheiten über den antifaschistischen 
Charakter unseres sozialistischen Staates 
verbreiten. Peter Truppel, Cottbus

BUCHTIPS

Peter Rau: Der Spanienkrieg 1936–39
Als im Juli 1936 in Spanien die Reaktion 
gegen die demokratisch gewählte Volksfront- 
regierung putschte und bereits nach weni-
gen Tagen die Schützenhilfe aus Deutsch-
land und Italien zugunsten der Militärs um 
Franco unumstößlich bewiesen war, eil-
ten Tausende Antifaschisten aus aller Welt 
der Republik zu Hilfe und kämpften in den 
Internationalen Brigaden. Die Vorgeschichte 
dieser Ereignisse wird hier ebenso beschrie-
ben wie die umfangreiche materielle Unter-
stützung Francos durch den internationalen 
Faschismus. Thematisiert wird zudem die 
verhängnisvolle Nichteinmischungspolitik 
der „Demokratien“ des Westens, die – neben 
der massiven Intervention seitens Hitlers 
und Mussolinis – letztlich für die Niederlage 
der Republik verantwortlich war. Beleuch-
tet werden aber auch deren Versäumnisse 
und Fehler sowie die Rolle der Kommuni-
stischen Internationale und die Hilfe der 
Sowjetunion. 
PapyRossa-Verlag, Köln 2017,  
Reihe Basiswissen, 130 S., 9,90 €

Erich Hahn: Lukács und der orthodoxe 
Marxismus

„Geschichte und Klassenbewußtsein“ von 
Georg Lukács zählt zu den bedeutendsten 
Grundlagenwerken der marxistischen Phi-
losophie. Erich Hahn hat sich mit dem ein-
f lußreichen Buch auseinandergesetzt, um 
es für aktuelle Debatten neu zu erschließen. 
Warum scheiterte die europäische Arbeiter-
bewegung zu Beginn des 20. Jahrhunderts? 
Wieso f indet die Revolution nicht statt , 
obwohl objektiv alles zu ihr drängt? Und 

wie entsteht Klassenbewußtsein überhaupt? 
Hahn bietet mehr als bloßen Kommentar 
und politische Meinung. Er analysiert die 
widersprüchliche Rezeptionsgeschichte und 
bleibt dicht am ursprünglichen Text. Damit 
liefert er einen unverzichtbaren Schlüssel 
zum Verständnis der historisch-materiali-
stischen Geschichtsauffassung.
Aurora-Verlag, Berlin 2017, 144 S., 15 € 

Kuba im Wandel

Herausgegeben von  
V. Hermsdorf u. a.

In diesem Buch gehen 
sechzehn Autoren 
au s  D e u t s c h l a n d , 
Österreich und der 
Schweiz verschiede-
nen Fragen der aktu-
ellen Entwicklung in 
Kuba nach. Vor ur-
teilen begegnen sie 
mit in Europa wenig 

bekannten Fakten und eigenen Erfahrungen. 
Das Ergebnis sind Beiträge zu einer Vielzahl 
von Themen: 
Wie wirken sich die aktuellen Entwicklungen 
auf Kuba im Alltag aus? Gibt es dort noch Ras-
sismus, und welche Rolle spielt der Umwelt-
schutz? Wo kommen all die Oldtimer her, und 
wie wird im Sozialismus gearbeitet? Wie steht 
es um die Rechte der Frauen? Wie „frei“ ist 
das Internet, und wie demokratisch sind die 
Wahlen? Welche Rolle spielt Kuba in Südame-
rika, und wie entwickelt sich das Verhältnis 
zu den USA? 
Verlag Wiljo Heinen, Berlin 2017, 160 S., 10 €

A n t i q u a r i s c h

Die Tabus der bundesdeutschen Presse
Herausgegeben von Eckart Spoo mit Beiträ-
gen u. a. von Klaus Peter Kisker, Ansgar Skri-
ver und Günther Wallraff

Nicht der Zu f a l l  bes t immt die Tabu s 
der bundesdeutschen Presse. Das Fazit 
einer ersten, gew iß nur k ursorischen 
Bes t a ndsau f na hme laut et :  Tabu sind 
nicht x-beliebige Themen – warum sollten 
Nebensächlichkeiten tabu sein? Tabu sind 
vielmehr gerade Themen, denen größtes 
öffentliches Interesse zukommt. Privat-
leben ist nicht tabu. Jede Zeitung kann – 
wir lesen es täglich – über jedes Menschen 
Privatleben berichten, über Familienver-
hältnisse, sexuelle Neigungen, Marotten, 
Verstöße gegen geltende Rechtsnormen, 
über alle erdenklichen Belanglosigkeiten 
aus der Individualsphäre. Das Ausgefal-
lene, Absonderliche, Elitäre, Exzentrische, 
Ausgestoßene, Anomale wird in Millio-
nenauf lage zum Gegenstand des Staunens 
gemacht. Das Alltägliche ist der öffentli-
chen Erörterung entzogen. Tabu sind die 
Lebensverhältnisse des Volkes, die Pro-
duktionsverhältnisse, die Eigentumsver-
hältnisse, die Herrschaftsverhältnisse.
Die Berichterstattung der bundesdeutschen 
Presse ist von der Angst geprägt, die Dar-
stellung der Wirklichkeit könnte Unzufrie-
denheit mit der Wirklichkeit anstacheln und 
Aktivität auslösen, die sich gegen beste-
hende Herrschaft richten würde. Der Apfel 
der Erkenntnis bleibt am Baum, und das 
Volk bleibt im Paradies herrschender Ideo-
logie.
Carl-Hanser-Verlag, München 1971, 140 S.
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Unentdecktes Land e. V.

Wer wir sind und was wir wollen
Anlaß zur Gründung des Vereins Unent-

decktes Land war der 9. November 2014. 
Damals versammelten sich einige wenige 
junge Leute auf dem Berliner Alexander-
platz und überraschten – angeregt von einer 
Antikriegsaktion gegen den Jugoslawienkrieg 
1999 – Passanten mit einem überdimensiona-
len Großtransparant: „Diese Grenze wurde 
aufgehoben, damit wir gemeinsam wieder 
in den Krieg ziehen.“ Diese Losung fiel uns 
relativ spontan ein, was uns freute, denn die 
mediale Glorifizierung des 25. Jahrestages 
des Mauerfalls war unerträglich. Dazu bastel-
ten wir eine Konstruktion, die es erlaubte, das 
Transparent in vier Metern Höhe aufzuspan-
nen, und gestalteten unübersehbare Tafeln 
mit Fakten über den deutschen Militaris-
mus, den seit 1990 leider keine DDR mehr 
daran hindern kann, durch die Welt zu stol-
zieren. Aber die Bürger dieses Landes leben; 
immer mehr wollen die Entwicklung seit 1990 
nicht hinnehmen und geben ihr Wissen und 
ihre Erfahrungen den Nachkommen weiter. 
Wir lernen von ihnen. Am 3. Oktober 2015 
sollte eine weitere Aktion auf dem Pariser 
Platz starten. Sie wurde – offenbar, weil man 
unsere Aufklärungsarbeit fürchtete, von den 

„Staatsschützern der deutschen Einheit“ auf 
den Potsdamer Platz abgeschoben, so daß 
sie ihre volle Wirkung nicht entfalten konnte. 
Zuletzt waren wir am 13. August 2016 auf 
dem Pariser Platz präsent, übrigens in direk-
ter Konfrontation mit Hubertus Knabe, der 
zum selben Tag am selben Ort sein stattliches 
Gruselkabinett auffuhr. Zähneknirschend und 
durchaus mit allerlei für uns ungünstigen Ein-
schränkungen kamen Beamte des Staatsap-
parates dennoch ihrer Aufgabe nach, unsere 
Aktion vor Knabes angriffslustigen Trupps 
zu schützen. 
Und noch eine Aktivität soll nicht verschwie-
gen werden. Am 8. Mai 2015 führten wir an 
der Neuen Wache eine Aktion zum Tag der 
Befreiung durch. Neben neuen und alten 
Fakten über den deutschen Militarismus 
und einem Aufruf in vier Sprachen – Deutsch, 

Englisch, Französisch und Russisch – prä-
sentierten wir unter dem Titel „Zerstörung 
durch Umdeutung“ auch eine Ausstellung 
zur Geschichte der Neuen Wache, in der wir 
zeigten, wie die BRD die antifaschistische 
Gedenkstätte zu einer Art deutscher Opfer-
stätte umfunktionierte. Unsere Aktion auf 
dem Alexanderplatz 2014 ermutigte uns zur 
Gründung des Vereins, in dessen Satzung es 
unter anderem heißt: „Der Verein ,Unentdeck-
tes Land e. V.‘ fördert die wissenschaftliche 
und publizistische Auseinandersetzung mit 
der Deutschen Demokratischen Republik als 
der bisher größten Errungenschaft der deut-
schen Arbeiterbewegung. Hierfür erstellt 
der Verein eine eigene, regelmäßig öffent-
lich durchgeführte Ausstellung zu den Ursa-
chen und Folgen der Gründung und des Endes 
der DDR.“ Gegenwärtig sind wir dabei, eine 
solche Ausstellung vorzubereiten. Wir wol-
len die Entstehung der DDR, ihr Blühen, ihre 
Widersprüche und ihre seit 1990 bis heute 
fortlaufende Abwicklung, Zerstörung und 
Verteufelung faktenreich darstellen und dabei 
auch die soziale Lage in Ostdeutschland heute 
thematisieren. Das ist ein großes Unterfangen, 
denn 40 Jahre DDR, Forschungs- und Archiv-
materialien, die Auswertung der Materialien 
über die wirtschaftlichen, sozialen und geo-
politischen Folgen ihrer Annexion wollen erst 
einmal gesichtet sein. 
Mit unserer Ausstellung, die ab 2018 vor 
allem auf öf fentlichen Plätzen in Städ-
ten und Ortschaften präsentiert werden 
soll, werden wir unseren Beitrag zur uner-
träglichen Legendenbildung über Platz und 
Geschichte der DDR leisten. Es wäre gut, wenn 
es gelingt, möglichst viele, vor allem die Jun-
gen, zu Gesprächen über „das unentdeckte 
Land“ einzuladen, Fragen aufzuwerfen und 
die angebliche Alternativlosigkeit des Kapi-
talismus aufs Korn zu nehmen. Unser Anlie-
gen ist es, mit der Bevölkerung über Frieden, 
Antifaschismus, Sozialismus einerseits, Krieg, 
Faschismus und imperialistische Annexion 
und Konterrevolution andererseits in die 

Diskussion zu kommen. Daß dies unbedingt 
notwendig ist, zeigt eine von uns durchge-
führte Veranstaltung zum Film „Spur der 
Steine“ im Berliner Café „Sibylle“, bei der wir 
über Probleme der Arbeitswelt der DDR, über 
Unterschiede zwischen Film und Buch, Auf-
gaben und Möglichkeiten von Kulturschaffen-
den in der DDR debattierten. Unser Verein hat 
ein antifaschistisches Profil. Das bedeutet vor 
allem, Lehren aus der deutschen Geschichte 
bewußtzumachen. Mit ihr wollen wir uns wis-
senschaftlich und publizistisch auseinander-
setzen, Ursachen und Folgen ihrer Gründung 
und ihres Endes erkennen. 
Im Verein kann man – unabhängig von der 
Stellung und Haltung zu verschiedenen Fra-
gen der internationalen Politik – als Mitglied, 
Förderer und/oder Ausstellungsredakteur 
tätig werden. Messen lassen wir uns an unse-
rer kritischen, aber unbedingt solidarischen 
Haltung zur DDR als Errungenschaft der 
deutschen Arbeiterbewegung. Wir meinen, 
damit eine Orientierung in den antifaschi-
stischen, antimilitaristischen und sozialen 
Kämpfen in diesem Land zu haben. Bünd-
nispolitisch sind wir momentan im Ostdeut-
schen Kuratorium von Verbänden e. V. (OKV), 
im Aktionsbündnis Thälmann-Denkmal des 
Freundeskreises Ernst-Thälmann-Gedenk-
stätte Ziegenhals e. V. und in „RotFuchs“-
Regionalgruppen aktiv. 
So versuchen wir, Veranstaltungen von Mit-
gliedsorganisationen des OKV zu besuchen, 
und unterstützen das OKV bei der Vorberei-
tung und Durchführung der großen Protest-
veranstaltung zum 3. Oktober, auf der wir 
einander alle zu sehen hoffen. Von verschie-
denen „RotFuchs“-Regionalgruppen sind wir 

– auch jetzt im zweiten Halbjahr – herzlich 
eingeladen worden, unseren Verein vor Ort 
vorzustellen. Wir freuen uns auf diese Begeg-
nungen und grüßen all jene solidarisch, die 
gegen Krieg und Faschismus, gegen Verelen-
dung und Reaktion, gegen Anti-DDR-Hetze 
und Antikommunismus kämpfen.

Unentdecktes Land e. V.

Siegfried Lachmann
neuer künstlerischer Mitstreiter des „RotFuchs“

Geboren am 1. Juli 1936 in Vetschau; von 
1953 bis 1958 Fachhochschule für Ange-
wandte Kunst Berlin/Potsdam; 1958 bis 
1978 Bezirk smuseum Pot sdam, Tät ig-
keit als Ausstellungsgestalter und Grafi-
ker; 1970 bis 1972 Gastdozent für museale 
Ausstellungsgestaltung an der Fachhoch-
schule Leipzig; ab 1978 freischaffend tätig 
als Grafik- und Ausstellungsdesigner; seit 
1980 Mitglied des Verbands Bildender 
Künstler der DDR, seit 1990 Brandenbur-
gischer Künstlerverband. 
Ausstellungsgestaltungen u. a. in Pots-
dam, Prag , Minsk, Paris, Berlin, Opole, 

Frankfurt/Main, Gera, Frankfurt/Oder, 
Bonn, München und Naumburg. Jahrelange 
Jury-, Berater- und Gestaltertätigkeit für  
den Kulturbund, den FDGB und die Abtei-
lung Volksbildung des Rates des Bezirks 
Potsdam u. a.  für die Projekte: Bezirks-
fotoschau, Fotoausstellungen der Arbei-
terfestspiele der DDR, Gestaltungen für 
die Mahn- und Gedenkstätte Ravensbrück 
und die Galerien der Freundschaft (Kinder-
kunstwettbewerb der DDR), seit 1990 wei-
terhin Ausstellungen für die Gesellschaft 
für Fotografie, die BUGA Potsdam und die 
Gewerkschaft ver.di Berlin.
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Stimmen aus aller Welt über die DDR
Solange der sozialistische deutsche Staat, 
die DDR, existierte, haben sich immer wie-
der Persönlichkeiten aus der ganzen Welt 
bei oder nach Besuchen über die DDR geäu-
ßert. Zum 30. Jahrestag am 7. Oktober 1979 
hat die Auslandspresseagentur Panorama 
DDR über hundert solcher Stellungnahmen 
in einem Buch vereint. 
Entstanden ist so ein Mosaik persönlicher 
Erfahrungen und Erkenntnisse, die jeweils ein 
Stück gesellschaftlicher Wirklichkeit wider-
spiegeln. Stellvertretend für die anderen 
veröffentlichen wir hier einige dieser Äuße-
rungen – Älteren zur Erinnerung, Jüngeren 
zur Verdeutlichung dessen, was die DDR für 
die Welt – und für uns – war.

Jalila Hafsia  
Leiterin des 
staatlichen 
Kulturzentrums 
in der Altstadt 
von Tunis, 
Tunesien 
(geb. 1927)

Wie ich die DDR entdeck t habe? Viel-
leicht ähnlich wie ein Geologe, der sich in 
der Erdrinde eine Schicht nach der ande-
ren erschließt. Ich hatte das Glück, aus-
schwärmen zu können auf dem Boden 
dieses L andes , und bei jedem Erk un-
dungsgang erschien mir das Land in einem 
neuen Licht.
Was mich immer wieder aufs neue frappiert 
hat, ist die Arbeitsfähigkeit eines ganzen 
Volkes. Man kann sie wahrneh men, diese 
Arbeitsfähigkeit, an allen Ecken und Enden. 
Männer und Frauen, Ältere und Jüngere – 
alle arbeiten. Und dabei spürt man so eine 
Art Befriedigung, die mich einfach über-
wältigt hat. Es ist ein Elan vorhanden, der 
seine natürlichen Wurzeln haben muß. Und 
mit diesem Elan sind die Menschen tätig, 
heute und mor gen und übermorgen, und 
ihr Leben pulsiert. Und dieses pulsierende 
Leben hat bei mir einen sehr zukunfts-
trächtigen Ein druck hinterlassen.  Es hätte 
mich nicht gewundert, wenn die Menschen 
auf Grund dessen, was sie leisten, stolz oder 
gar hochmütig aufgetreten wären. Aber das 
war eine weitere Entdeckung: Sie neigen 
eher zur Bescheidenheit. Sie kommen einem 
mit einer gewissen inneren Würde entge-
gen, aber diese Würde hat nichts Aufdring-
liches an sich. Man spürt Warmherzigkeit 
und viel innere Anteilnahme im Verhältnis 
zum eigenen Land.
Ich habe auch den Thüringer Wald in seinem 
nuancenreichen Grün schimmern sehen, 
und ich habe im Bezirk Suhl die Arbeiter-
festspiele erlebt – jenes Fest der Volkskunst, 
bei dem erkennbar wird, auf welch vielfäl-
tige Art Kreativität geweckt werden kann 
in allen Schichten der Be völkerung. Daß die 
Volkskunstschaffen den der DDR sich alle 
zwei Jahre in einem anderen Bezirk treffen 

und daß bei diesem Treffen nicht nur die 
jeweilige Bezirks stadt, sondern auch alle 
kleineren Städte und auch die Dörfer zum 
Festspielterrain werden, das halte ich für 
sehr inter essant.
Und ich habe Weimar gesehen, den Quell 
wunderbaren Reichtums, der ein geflossen 
ist in die Menschheitskultur. Ja, und dann, 
am Rande von Weimar – es war, als stürze 
man nach einem Wandel durchs Paradies in 
einen Abgrund: dann dieses Buchenwald! 
Diese Stätte des Grauens, die auch ein Zeug-
nis ist der deutschen Geschichte.
Daß meine Gastgeber um dieses Bu chenwald 
nicht herumgefahren sind, daß sie vor dem, 
was da gewesen ist, die Augen nicht ver-
schließen, daß sie auf kritische Weise sich 
mit der Vergangenheit aus einandersetzen 

– auch das gehört zu meinen Entdeckungen 
in der DDR.

Ahti Pekkala  
Präsident des 
finnischen 
Reichstages, 
Vorstands-
mitglied der 
Gesellschaft 
Finnland–DDR
(1924–2014)

Es bestehen gute Beziehungen zwischen 
Finnland und der DDR, und sie werden von 
wachsender Zusammenarbeit in vielen 
Lebensbereichen geprägt. Das ist selbst-
verständlich, weil es um Nachbarländer 
geht, die ja durch die Ostsee verbunden wer-
den. Die positive Entwicklung ist auch des-
halb selbstverständlich, weil unsere Länder 
friedliche Außenpolitik treiben, die vom all-
gemeinen Bestreben nach Ent spannung und 
Völkerfreundschaft ge prägt ist.
Das Haupt verdienst in diesem Streben 
und bei den erreichten Ergebnissen hat 
die off izielle Außenpolitik unserer Län-
der, aber auch die Arbeit, die zahlreiche 
ge sellschaftliche Organisationen für die 
weitere Vertiefung und Erweiterung der 
Beziehungen leisten, muß man hoch ein-
schätzen.
Einen bedeutenden Beitrag zur Ent wicklung 
guter Beziehungen zwischen unseren Län-
dern hat die Gesellschaft Finnland–DDR 
geleistet. Sie wurde am 30. Mai 1956 mit 
dem Ziel gegründet, die durch Faschismus 
und den zweiten Welt krieg abgebrochenen 
Beziehungen zur humanistischen deutschen 
Kulturtradition wiederherzustellen und für 
freundschaft liche Zusammenarbeit mit dem 
neuen deutschen Staat einzutreten.
D i e  ü b e r  20 j ä h r i g e  G e s c h i c h t e  d e r 
Ge sellschaft Finnland–DDR kennt aktive 
und vielseitige Tätigkeit auf vielen Ge bieten. 
Das Hauptgewicht der Arbeit lag in den 
ersten Jahren auf dem kulturellen Aus-
tausch, der bis heute als eine der wichtig-
sten Arbeitsformen beibehalten wurde. 
Vor einigen Jahren wurde das Abkommen 

über die kulturelle Zusam menarbeit zwi-
schen unseren Ländern ab geschlossen. 
Schon in den früheren Jahren sind Städ-
tepar t nerschaf ten ent st anden, wobei 
Mämeenlinna und Weimar die Bahnbre-
cher waren. Es wurden Konzertbesuche, 
Ausstellungen, Schü lerreisen, verschiedene 
Spezialistendelega tionen, Touristenreisen 
der Gesellschafts mitglieder organisiert, in 
deren Rahmen man die Kultur, die touri-
stischen Sehens würdigkeiten, das Wirt-
schaftsleben ken nenlernen und persönliche 
Freundschafts beziehungen knüpfen konnte. 
Von Be deutung sind auch die regelmäßigen 
Treffen zwischen den leitenden Persön-
lichkeiten der Gesellschaft Finnland–DDR 
und der Liga für Völkerfreundschaft der 
DDR, bei denen weitere Schritte zur Ent-
wicklung der Zusammenarbeit beschlos-
sen wurden.
Eine der wichtigsten Perioden in der Arbeit 
der Gesellschaft Finnland–DDR begann 
1968, da die internationale Bewegung für 
die Anerkennung der DDR entstand. Dem 
finnischen Komitee schlossen sich viele 
Organisationen und Einzelpersonen an, und 
die Mitgliederzahl überschritt bald die Mil-
lionengrenze. Am 8. Dezember 1972 wurden 
zwischen unse ren Ländern diplomatische 
Beziehungen aufgenommen.
Im Mai 1976 würdigte der Präsident der 
Republik Finnland in seinem Grußschrei-
ben zum 20. Jahrestag der Gründung der 
Gesellschaft Finnland–DDR unsere Ar beit 
und sagte unter anderem: „Die tra ditionell 
guten Beziehungen zwischen Finnland und 
der DDR haben sich auf der Grundlage des 
im Jahre 1972 unterzeich neten Abkom-
mens über die Regelung der Beziehungen 
während der letzten Jahre rasch erweitert. 
Diese positive Entwicklung hat ihren Aus-
druck in zahlreichen wichti gen staatlichen 
Vereinbarungen, in der Er weiterung und 
Vervielfältigung des Han dels und der öko-
nomischen Zusammen arbeit sowie in der 
Zunahme des Kultur austausches gehabt. 
Die Wechselbeziehun gen zwischen Finnland 
und der DDR sind meines Erachtens ein her-
vorragendes Beispiel der gegenseitig nütz-
lichen Zusam menarbeit zwischen Staaten 
mit unter schiedlicher Gesellschaftsordnung 
und der Verwirklichung jener Prinzipien in 
der Praxis, die in der Schlußakte der Kon-
ferenz für Sicherheit und Zusammenarbeit 
in Europa vereinbart wurden. Ich glaube, 
daß wir auf dieser festen Grundlage gute 
Möglichkeiten haben, die Beziehungen zwi-
schen unseren Ländern zu erweitern und 
zu vertiefen.“
Einer der wichtigsten Meilensteine in den 
Beziehungen zwischen Finnland und der 
DDR war der Besuch des Staatsprä sidenten 
Urho Kekkonen in der DDR im September 
1977 auf Einladung des Staats oberhauptes 
der DDR, Erich Honecker. Der Besuch ver-
lief in einer sehr positiven Atmosphäre, und 
während des Besuches konnten viele Prin-
zipien vereinbart wer den, die sich auf die 
Erweiterung der kommerziellen wie der 
kulturellen Zusam menarbeit richten.
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Gisela Steineckert: Hand aufs Herz

Alles soll mich erinnern. Immer! Alles, was 
mich erschüttert hat, hochgetrieben, in den 

Rücken geboxt. Was in mein Gehirn gelangt ist, 
in meine Seele, in mein Herz. Ich will mich erin-
nern, was mich innerhalb eines Augenblicks 
beeinflußt hat, verändert oder erschreckt, 
weil ich es anders wußte, glaubte oder vor-
her nicht erkannt habe. Ich will wissen, was 
meine Augen gesehen haben. Die Straße Unter 
den Linden, einmal, mit einem Netz überzogen 
und mit Tannen bestückt, um sie vor Bomben 
zu schützen. Nicht gerade erfolgreich, wie ich 
später sah. Den Georgenkirchplatz weiß ich 
noch, kann ihn riechen, mit Bildern ausstat-
ten, so daß es für einen Moment scheint, als 
ob er nicht spurlos, vom Krieg zerstört, abge-
räumt worden wäre. Die ungenaue Erinnerung 
meint, daß ich in einen Omnibus die Linden 
entlanggefahren bin, und so zwischen Bus und 
Himmel diese Verdunklung am hellen Tag gese-
hen habe. Damals war ich zwölf Jahre alt. Eine 
andere Erinnerung: Ich war mit meiner sech-
sten Klasse, auch Unter den Linden, in der Aus-
stellung „Das Sowjetparadies“, in der ich viele 
Fotos von schrecklichen Verhältnissen beim 

„russischen Feind“ gesehen habe, ohne sie zu 
verstehen. Erst Jahre später konnte ich diese 
merkwürdige Erinnerung einreihen in mein 
persönliches Gedenkbuch. Noch später sah ich 
den Gedenkstein für die jungen Widerstands-
kämpfer, die jene Ausstellung angezündet 
haben und diese mutige Tat mit ihrem Leben 
bezahlten. Wann hat eine andere Erinnerung 
ihren bleibenden Platz eingenommen? Sie will 
wissen, daß ich stolz darauf war, den Gipskopf 
von Hitler aus dem alten Schulhaus in Aspach 
am Inn über die Landstraße zu tragen. Bis zum 
Kinosaal des Altnazis Hoffmann, der sehr reich 
und sehr unbarmherzig zu Kriegsgefangenen 
und auch zu seiner Tochter war. Sie hatte ein 
Kind und sollte wegen Lebensgefahr kein zwei-
tes bekommen. Ihr Vater wollte aber, daß sie 
dem Führer viele Kinder schenkt. Sie hat die 
zweite Entbindung nicht überlebt …
Ich will aber auch wissen und nie vergessen, 
daß ich trotz meiner miserablen Herkunft 
Stolz empfinden konnte. Ein früher Anflug 
von Würde: für kriegsgefangene Franzo-
sen, die im Dorf Zwangsarbeit verrichteten, 
Schmiere zu stehen. Damit sie in ihrer Spra-
che „feindliche“ Nachrichten hören konnten. 
Immer das Neueste vom Rückzug, neun-
zehnhundertdreiundvierzig – ein Rückzug, 
in dem auch unser junger Bauer irgendwo 
starb. 
Ich will mich erinnern. An Selma Meerbaum-
Eisinger, ein Mädchen aus einem rumäni-
schen Dorf. Sie hat ihre wunderschönen 
Gedichte in düsterster Zeit und ihren dro-
henden Tod ahnend, nein, wissend, aus 
einer Seele offenbart, die für alles Schöne 
im Lebendigen geschaffen war. Der Junge, 
der ihre erste Liebe war, konnte sich nach 
Amerika retten. So blieben wenigstens jene 
Gedichte erhalten, die sie ihm schickte. Sie 
wurden 1981 im „Poesiealbum“ 166 veröf-
fentlicht, bei uns, in der DDR. Gedichte, die 
mein Leben beeinflußt haben. 
Ich lernte, Unverzeihliches auch so zu nen-
nen, für immer. Ich will mich erinnern daran, 

daß ich Menschen kennenlernen durfte, die 
mir Lehrer, Vorbild und Freund wurden. 
Eine Chance, die mir als halbgebildeter Per-
son weiblichen Geschlechts unverdient zuteil 
wurde. Ich durfte, manchmal überanstrengt, 
immer bedrückt, stundenlang zuhören, wenn 
Peter Edel mir aus der entstehenden Auto-
biographie „Wenn es ans Leben geht“ vorlas. 
Jene zwei Bände, die er dem Krebs abtrotzte. 
Was habe ich ihm denn geben können, außer 
meinem Hunger danach, auch das Unerträg-
liche zu hören. Solche Beachtung hätte stolz 
machen können, aber mein Interesse war, es 
sollte etwas auf das Unwissen einstürzen, ein-
hämmern. Meine Erinnerung sagt, daß jene 
Schule anstrengend war, daß sie aber auch für 
mehr Angemessenheit sorgte, wo sie nötig war. 
Es war ein netter Anfang, mich in Feuilletons  
über die Gedanken einer Pariser Hausfrau 
zu äußern. Besser war, daß mich Kurt Huhn, 
Chefredakteur der „Schatulle“ und kluger 
alter Genosse, nach ein paar Texten solcher 
Art aufforderte, über mich selber nachzuden-
ken und zu schreiben, statt über Madeleine 
in Paris. Ich bin damals aus einem Wegden-
ken erwacht, das ich später noch oft genug 
bremsen mußte. Ich erinnere mich, wie ich 
beim Rundfunk in einer Lyriksendung zum 
ersten Mal ein eigenes Gedicht vortrug. Meine 
Knie zitterten, mein Herz schlug so laut, daß 
ich Angst hatte, man könne dies statt meiner 
Verse hören. Es war ein unreifes Geschreibsel, 
ein auf dem Weg verlorener Seelenkäse. Ich 
war jung und weiß nicht einmal, wer außer 
mir in jener Sendung Verse sprach. An jenem 
Tag hatte ich nicht einmal eine Ahnung davon, 
wie wenig dieser Auftritt bedeutete. 
Ich darf nicht vergessen, woran meine Jugend-
ehe zerbrach. Ich war siebzehn. Und die Tren-
nung wurde nötig durch den Dokumentarfilm 

„Du und mancher Kamerad“. Er löste bei mir 
eine Revolution im scheinbaren Wissen aus, 
und bei ihm eine unsägliche Reaktion auf 
die Bilder aus Auschwitz. Es war die Tren-
nung, sofort und unabänderlich.  Ich will nie 
vergessen, wie das gewesen ist, als der Herz-
schlag der Mutter aus der hohen, steinernen 

Figur über das ganze ehemalige Lager dröhnte. 
Immer. Ich konnte nur fühlen, weinen und hof-
fen, daß ich zusammenbreche und liegenbleibe. 
Nicht meine Überforderung ist mir unvergeß-
lich, sondern, wer mich da in den Arm genom-
men hat und zu trösten versuchte, wer mich 
freisprach. Das waren Menschen aus Moskau, 
aus Kiew, aus Leningrad, Besucher wie ich. Sie 
haben auch geweint. Und zu mir gesagt: „Du 
warst ein Kind. Du bist nicht schuldig.“
Was immer seither geschehen ist – in Kiew, 
Leningrad oder Moskau –, was immer ich ver-
stand oder zu verstehen suchte, ich werde 
auch die Ausstellung mit den Bildern von der 
Belagerung in Leningrad nie vergessen. Und 
fühle mich persönlich verletzt, wenn ver-
fügt wird, daß für Leningrad – heute wieder 
Sankt Petersburg – das Brandenburger Tor 
kein Lichtzeichen der Anteilnahme geben darf.
Und Auschwitz blieb für mich ein Wort, das 
ich immer wußte, wenn ich zu Hause meine 
Zweifel an der neuen Gesellschaft und ihren 
Entwürfen hatte. 
Ich weiß, daß man eine Kindheit haben kann, 
die den Blick auf Tod und Leben überheb-
lich macht. Ich hatte sie nicht. Vom Tod mei-
nes Großvaters war ich weniger erschüttert 
als am Grab von Annemarie Bostroem. Sie 
hat mich ermutigt, Gedichte zu lieben und 
mich ein Leben lang mit ihnen zu beschäf-
tigen. Mein Großvater dagegen hat mir nur 
einen Spruch hinterlassen, den er jeden Tag 
abnutzte: „Was nützt des Menschen hoher 
Geist, wenn er im Bette sitzt und schwitzt?“ 
Er war ein Fußballfan und machte die Erfah-
rung, daß ihm sonntäglicher, jahrzehntelan-
ger Besuch der Spiele dann beim Fußball-Toto 
gar nichts nützte. 
Er hat gesehen, wie wir in dieser Großfami-
lie gelebt haben, und hat zu allem geschwie-
gen. Ob wir Kinder geschlagen wurden oder 
ausgelacht oder einfach vernachlässigt, er 
hatte seine Sammlung von Wanduhren, sei-
nen Fußball und sein Schweigen. Vermutlich 
hat er uns auch nicht mehr geliebt, als er sich 
geliebt fühlte. Von der Frau, die er als Sech-
zehnjährige im Böhmischen geheiratet und 

nach Berlin gebracht hat. Sie 
verlor von acht Kindern fünf 
im Kindesalter und fühlte 
sich von allen und für immer 
ungeliebt. Wahrscheinlich 
hatte sie recht.
Ich will mich an alles erin-
nern. Um es aufzuschreiben? 
Auch das. Als Protokoll, als 
Buch, als alltägliche politi-
sche Haltung, als etwas, das 
man ohnehin nicht verdrän-
gen kann. Erinnerung bleibt 
nicht, was sie im Augenblick 
der Entstehung ist. Aus all 
den Momenten, Bi ldern, 
gefährlichen Fallen und 
Sekunden des Glücks ent-
wickelt sich unser Charakter.
Nur ein Leben? Ein einziges? 
Die Hälfte unseres Atems ist 
Erinnerung. Ich staune oft, 
wieviel ich noch weiß.  Aus dem Film „Du und mancher Kamerad“ (1956)
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 ■ Regionalgruppe Strausberg
Am 9. September um 9.30 Uhr spricht 
Oberst a. D. Bernd Biedermann zum 
Thema: Wie gefährlich ist die NATO?
Ort: Familien- und Frauenzentrum, 
Mühlenweg 6 A, 15344 Strausberg

 ■ Regionalgruppe Dresden 
Am 9. September um 10 Uhr spricht 
Torsten Reichelt zum Thema: Der 
Revisionismus als antimarxistische 
Strömung
Ort: Dresdner Straße 26, „Drogenmühle“, 
01809 Heidenau

 ■ „RotFuchs“-Gruppe Zwickau
Am 9. September um 10 Uhr: Diskussion 
zu aktuell-politischen Fragen  
Ort: Seniorenbüro, Kopernikusstraße 7, 
08056 Zwickau

 ■ Regionalgruppe Eberswalde
Am 13. September um 17 Uhr spricht 
Wolfgang Herrmann zum Thema: Was 
können die europäischen Linken von 
den lateinamerikanischen Linken 
lernen?
Ort: „Café am Weidendamm“, 
Schicklerstraße 4, 16225 Eberswalde

 ■ Regionalgruppe Bautzen
Am 14. September um 15 Uhr spricht 
Michael Westphal zum Thema: Krise, 
Krieg, Widerstand 
Ort: Unabhängiger Seniorenverband, 
Löhrstraße 33, 02625 Bautzen 

 ■ Regionalgruppe Chemnitz-Zwickau
Am 16. September um 10 Uhr spricht 
auf einer gemeinsamen Veranstaltung mit 
der KPF beim Landesverband der Partei 
Die Linke/Sachsen Dr. Klaus Blessing zum 
Thema: 95 polemische Thesen gegen die 
herrschende Ordnung 
Ort: „Rothaus“, Lohstraße 2,  
09111 Chemnitz

 ■ Regionalgruppe Erfurt-Weimar
Am 16. September um 11 Uhr spricht 
Major a. D. Heinz-Jürgen Sackstedt zum 
Thema: Der Korea-Krieg 1950–1953. 
Ursachen, Hintergründe, Verlauf und 
Folgen
Ort: Gaststätte „Dahlie“, Roßlauer Straße 1, 
99086 Erfurt

 ■ Regionalgruppe Berlin-Marzahn-
Hellersdorf 

Am 19. September um 18 Uhr spricht 
Klaus Kukuk (Diplomat der DDR) 
zum Thema: Die Restauration des 
Kapitalismus in Tschechien im engen 
Bündnis mit dem deutschen Finanz- und 
Wirtschaftskapital 
Ort: Stadtteilzentrum Marzahn-Mitte, 
Marzahner Promenade 38, 12679 Berlin

 ■ Regionalgruppe Bernau 
Am 19. September um 18 Uhr spricht 
Prof. Dr. Helga Picht zum Thema: Der 
Koreakrieg ist noch nicht zu Ende
Ort: Treff 23, Breitscheidstraße 43 A,  
16231 Bernau 

 ■ Regionalgruppe Potsdam
Am 19. September um 18 Uhr spricht Dr. 
Frank Baier zum Thema: 500. Jahrestag 
der Reformation – Glaube und Macht
Ort: Lothar-Bisky-Haus, Alleestraße 3, 
14469 Potsdam

 ■ Regionalgruppe Falkensee 
Am 19. September um 19 Uhr spricht Dr. 
Peter Michel zum Thema: Was bleibt von 
der Kunst und Kultur der DDR?  
Ort: Begegnungsstätte der Linken, 
Bahnhofstraße 74, 14612 Falkensee

 ■ Regionalgruppe Bitterfeld-Wolfen
Am 21. September um 14 Uhr spricht 
Heinz Langer, Botschafter a. D., zum 
Thema: Der Kampf der kubanischen 
Kommunisten gegen innere und äußere 
Reaktion
Ort: Kulturhaus, Puschkinplatz 3, OT 
Wolfen, 06766 Bitterfeld-Wolfen

 ■ Regionalgruppe Magdeburg
Am 21. September um 14 Uhr spricht 
der Wirtschaftswissenschaftler Dr. Klaus 
Blessing zu seinem Buch 95 polemische 
Thesen gegen die herrschende Ordnung
Ort: Kühleweinstraße (Kulturraum am Ende 
der Sackgasse), 39106 Magdeburg,

 ■ Regionalgruppe Berlin Treptow-
Köpenick 

Am 21. September um 16 Uhr spricht 
Admiral a. D. Theodor Hoffmann in einer 
gemeinsamen Veranstaltung von GRH, 
RF, ISOR und OKV zum Weißbuch der 
Bundeswehr 2016 und dessen strategischer 
Bedeutung.
Ort: Kulturstätte „RatzFatz“, 
Schnellerstraße 81, 12439 Berlin

 ■ Regionalgruppe Suhl
Am 21. September um 17 Uhr spricht 
Michael Westphal zum Thema:  USA-
Weltherrschaft oder multipolare 
Weltordnung?   
Ort: Gaststätte „Suhler Weiberwirtschaft“, 
Bahnhofstraße 1, 98527 Suhl

 ■ Regionalgruppe Uecker-Randow
Am 21. September um 18.30 Uhr spricht 
Oberst a. D. Bernd Biedermann zum Thema: 
Die Neuausrichtung der Bundeswehr zu 
globalen Militäreinsätzen
Ort: Volkssolidarität Pasewalk, Am Markt 8,  
17309 Pasewalk 

 ■ Regionalgruppe Neubrandenburg
Am 23. September um 10 Uhr: 
Veranstaltung zum 100. Jahrestag der 
Oktoberrevolution  
Alle Mitglieder, Leser und Freunde des 

„RotFuchs“ sind herzlich eingeladen.
Ort: Hotel am Ring, Große 
Krauthöferstraße 1,  
17033 Neubrandenburg

 ■ „RotFuchs“-Gruppe Nordthüringen 
Am 23. September um 10 Uhr: 
Diskussionsforum zum Thema: Die 
US-Strategie der globalen Vorherrschaft 
und die Entwicklung von Gegenkräften 
zur imperialistischen Politik
Ort: Festhalle, Buhlaer Weg 2,  
99759 Sollstedt

 ■ Regionalgruppe Halle
Am 25. September um 16.30 Uhr 
sprechen Oberst a. D. Dr. Reinhard Grimmer, 
Oberstleutnant a. D. Dieter Skiba  und 
Major a. D. Dieter Stenzel zur Aktualität der 
Warnung Bertolt Brechts: Der Schoß ist 
fruchtbar noch, aus dem das kroch.
Ort: Kulturtreff (ehemaliges 
Bildungszentrum), Am Stadion 6,  
06122 Halle-Neustadt 

 ■ Regionalgruppe Berlin-
Hohenschönhausen

Am 27. September um 18 Uhr spricht  Dr. 
Arnold Schölzel zum Thema: Das war der 
Gipfel – und was kommt danach? 
Ort: Nachbarschaftshaus im Ostseeviertel, 
Ribnitzer Straße 1 b, 13051 Berlin

 ■ Regionalgruppe Leipzig        
Am 27. September um 18 Uhr berichtet 
Iwana Steinigk über das Aktionsbündnis 

„Zukunft Donbass – Hilfe für Menschen in 
Not“. 
Ort: Villa Davignon, Friedrich-Ebert-Str. 77, 
04105 Leipzig

 ■ Regionalgruppe Schwerin
Am 30. September um 10 Uhr spricht Egon 
Krenz zum Thema: Das Erbe der DDR – ein 
Zukunftswert? 
Ort: Gaststätte Lindengarten, Lübecker 
Straße 270, 19059 Schwerin

„RotFuchs“-Veranstaltungen im September
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Für Annie Lacroix-Riz, emeritierte Professorin für 
zeitgenössische Geschichte an der Universität 
Paris, war der Tod von Prof. Dr. Kurt Gossweiler 
am 15. Mai Anlaß zu folgender Erklärung: „Von 
diesem ewig jungen Kommunisten, der noch 
mit hundert Jahren E-Mails schrieb, gibt es 
gegenwärtig nur ein Werk auf Französisch: ,Hitler, 
l’irrésistible ascension? Essais sur le fascisme‘ 
(Hitler, der unaufhaltsame Aufstieg? Aufsätze 
zum Faschismus). Aden Editions, Brüssel 
2006. Diese Studie, welche die Funktion des 
Nazismus und seiner führenden Köpfe sowie 
des großen Kapitals erläutert, beweist die 
Lebendigkeit eines angeblich toten Marxismus. 
Trotz des gegenwärtigen Triumphs eines langen 
und wirksamen Kreuzzugs gegen eine solche 
Klassenanalyse findet man in der Persönlichkeit 
Kurt Gossweilers die Zukunft wissenschaftlicher 
Geschichtsbetrachtung.“

Dr. Eva Ruppert, Bad Homburg

Zu Horst Schneider und Vladimiro Giacché: 
Über die Produktion falscher Geschichtsbilder 
(RF 234, Beilage)
Wir hatten Gelegenheit, einen Blick in die Beilage 
der Juli-Ausgabe zu werfen und sind der Mei-
nung, daß diese Texte außerordentlich geeignet 
sein könnten, unter der Nachwuchsgeneration 
Überzeugungsarbeit zu leisten.
Könnte ich 3 Exemplare per Post bekommen?

Dr. Siegfried Lietz, Potthagen

„Auf ins Jahr 1917!“ So hieß eine Revue, die Tom 
Kühnel am Schauspielhaus Hannover inszenierte 
und die danach auch bei den Ruhrfestspielen 
aufgeführt wurde. Daß an dieser Stelle die Große 
Sozialistische Oktoberrevolution verunglimpft 
wurde, verwundert nicht. Etwas anderes ist 
es schon, wenn das ND am 20. Juni unter der 
Überschrift „Geisterbahn mit Lenin“ diesem 
Spektakel eine ganze Seite widmet. Rezensent 
ist natürlich dessen Hauspoet Hans-Dieter 
Schütt. Dieser ist dafür bekannt, daß er bei 
seinen Besprechungen meistens seine eigene 
Befindlichkeit bekundet und seinen Haß auf den 
Sozialismus und die DDR zum Ausdruck bringt. 
Dabei hat er doch in dieser Zeit Karriere gemacht! 
Schütt meint zu dem Spektakel, es sei die 

„romantische bis rotzige Umschreibung einer 
zustandssprengenden Idee“, es sei „ein fragendes 
Abklopfen herumgeisternder Leninismus-Trümmer“. 
Lenin war für Schütt ein „Genie des Massen 
mobilisierenden Putsches“. Es lassen sich nicht 
alle Absurditäten aufzählen, die der Artikel von 
Schütt enthält. Zum Teil werden die Kommentare 
auch durch das blödsinnige Stück provoziert. Da 

bittet das Kabarett die Operette zu einem Tanz, 
dem Foxtrottel. „Lenin mit Hammer und Sichel. 
Von oben bis unten gleichsam eine Pappnase. 
Ein augenfunkelndes Geisterbahnwesen, überm 
eigenen Sperrholz-Mausoleum hockend.“ Für 
Schütt ist Stalin nicht der Verderber von Lenins 
Ideen, sondern er ist die Konsequenz. Als eine 
lebenswerte (westliche) Erfahrung sieht Schütt 
an, unbehelligt von ideologischen Doktrinen 
geblieben zu sein. Als hätte es die Doktrin des 
Faschismus nie gegeben …
Vielen Dank für den Beitrag von Horst Schneider 
in der Beilage zum „RotFuchs“, Nr. 234!

Dr. Kurt Laser, Berlin

Zu „Frieden und Völkerrecht statt globalisierte 
NATO“ (RF 234, S. 6)
Was wurde beim G20-Gipfel erreicht? Der 
Möchtegern-US-Weltgendarm wurde isoliert – 
positiv! Das Gespräch mit China – positiv! Das 
Gespräch Putin-Trump – ein kleiner Lichtblick! 
Die Bürgerkriegsübung der Polizei – negativ. Die 
Berichterstattung der Medien: sehr einseitig: 
Pseudolinke Chaoten (kriminelle Brandstifter, 
Diebe, Körperverletzer, Steinewerfer) wurden 
hochgespielt, die mehr als 76 000 friedlichen 
Demonstranten auf der zentralen Kundgebung 
gegen G20 wurden unterbelichtet.
Ich habe einige Fragen: Wieviel Waffen expor-
tierten die NATO-Staaten in Krisengebiete? 
Wie viele Menschen wurden damit umgebracht 
(in Afghanistan, Irak, Syrien, Jemen, in Afrika) 
oder in die Flucht getrieben? Wer macht mit 
Waffenexport, Krieg, Flüchtlingen Profit?

Horst Jäkel, Potsdam

Am 8. Juli hat ein breites Bündnis internationaler 
kapitalismuskritischer Gruppen eine friedliche 
Protestdemonstration „Grenzenlose Solida-
rität statt G20“ mit über 76 000 Teilnehmern 
durchgeführt. Am Zielpunkt Millerntorplatz 
gab es ein regelrechtes Volksfest mit regem 
Zustrom Tausender weiterer Menschen. Über 
30 friedliche Kundgebungen, Umzüge und der 
Alternative Gipfel in der Kampnagel-Fabrik fanden 
nur wenig mediale Aufmerksamkeit. Sie waren 
unerwünscht, weil systemkritisch. Thomas de 
Maizière, Verfassungsschutzpräsident Hans-Georg 
Maaßen und Innensenator Andy Grote hatten 
schon im Vorfeld zwei Ziele: die Provokation 
und Niederschlagung autonomer Gruppen und 
die Diffamierung aller linken Systemkritiker als 

„geistige Urheber und Unterstützer krimineller 
linksextremer Terroristen“ – gleichzusetzen mit 
Faschisten und Dschihadisten. 
Wer Kriege im Nahen Osten führt und Afrika durch 
Neokolonialismus ausbeutet, mußte letztendlich 
Flüchtlinge und auch Dschihadisten ins eigene 
Land bekommen. Ein Wohlstandswunder-
Deutschland als „Insel der Seligen“ gibt es nicht. 
Die „schönen Bilder“ von Glanz und Gloria 
des weitgehend erfolglosen Gipfeltreffens sind 
verbrannt. Erbärmlich jetzt das Wahlgezänk von 
SPD und CDU mit gegenseitigen Schuldzuwei-
sungen. Und dann die bedrohliche, gemeinsam 
mit der AfD betriebene mediale Hetzkampagne 
gegen alle Linken! So will man Panik verbreiten 
und von eigener Verantwortung ablenken, um 
Zustimmung für den Rechtsruck erlangen. 

Jobst Heinrich Müller, Lüneburg

Nach dem G20-Gipfel und den teilweise schwe-
ren Ausschreitungen rückt das Ergebnis dieses 

Gipfels in den Hintergrund. Niemand fragt, ob 
dieses Treffen der mächtigsten Staatschefs 
der Welt ein Erfolg war! Nach meiner Meinung 
mitnichten, denn für die normale Bevölkerung in 
der Welt ist nichts dabei herausgekommen, und 
die ärmsten Länder haben auch weiterhin das 
Nachsehen. Einziges Resultat: Es wurden weitere 
Freihandelsabkommen auf den Weg gebracht, 
und wir alle wissen ja, daß der „kleine Mann“ 
sowieso nichts davon hat! Aber o.k., wenden 
wir uns den Gegenprotesten zu. In den Medien 
wird kaum darüber berichtet, wieviel Tausende 
von Menschen friedlich gegen diesen Gipfel in 
Hamburg auf die Straße gingen. Das einzige, 
was herumgeistert und in vielen Medien zu lesen 
und zu hören war, sind die zum Teil schweren 
Ausschreitungen und die Zerstörungswut. Und 
nun wird bei nicht wenigen Bürgern das alte 
Feindbild wieder entdeckt! So wird schnell – 
gerade aus den Unionsparteien – erneut der 
Ruf nach härteren Gesetzen und mehr Überwa-
chung der linken Szene laut und die Forderung, 
sämtliche linken Zentren zu schließen. Auch wird 
schnell der politisch Schuldige gefunden: Es ist 
natürlich der politische Gegner – Die Linke, das 
war doch auch nicht anders zu erwarten! Doch 
wir lassen uns nicht diesen schwarzen Peter in 
die Schuhe schieben! Wer jetzt polarisiert und 
alles, was dem Anschein nach links sein könnte, 
einfach mal so kriminalisiert, der macht sich 
des billigsten Populismus schuldig! Anstatt im 
Schema-F-Verfahren gegen alles, was links ist, 
zu wettern, brauchen wir eine schonungslose 
Aufklärung des gesamten G20-Gipfels, ohne daß 
irgend etwas unter den Teppich gekehrt wird. 
Natürlich müssen Ausschreitungen aufgeklärt 
werden, denn Gewalt, egal von wem sie aus-
geht, ist keine Lösung!  Wir, Die Linke, stehen 
für Frieden und soziale Gerechtigkeit, und das 
lassen wir uns nicht von den anderen Parteien 
in Abrede stellen!

René Osselmann, Magdeburg 

Auf den ersten Blick möchte man der emotio-
nalisierten Bevölkerung und deren erwünschter 
Empörung zu den Bildern der Gewalt und 
Randale während des G20-Gipfels in Hamburg 
zustimmen. Auf den zweiten Blick wäre Denken 
und Fragen-Stellen sinnvoll. Bertolt Brecht hätte 
sicher den Gipfel des Zynismus, der puren 
Heuchelei und der Machtdemonstration dahin 
gehend hinterfragt, um wieviel gewalttätiger 
das ist, was die Großmächte in der Welt seit 
Jahrzehnten anrichten. Wir sollten fragen, warum 
die Meinung der Tausenden friedlich Demons-
trierenden in Hamburg von den Herrschenden 
ignoriert wurde. Statt dessen führte man vor, 
was der „Rechtsstaat“ bereit ist, gegen sein 
Volk an Gewaltpotential einzusetzen.
Ist es nicht auffallend, wie Gewaltszenen – 
offenbar herbeigewünscht und herbeigesehnt –  
schon Wochen vorher zum medialen Haupt-
thema wurden, was sich vorzüglich eignete, 
vom Gipfeltreffen selbst abzulenken. Wer fragt 
da noch nach Ergebnissen?
Schließlich darf gefragt werden, wozu es dien-
lich ist, den Linksextremismus in Hamburg als 
Hauptfeind vorzuführen. Wer kann sagen, wieviel 
an den Krawallen inszeniert wurde, wie viele 

„Verdeckte“ und Staatsdiener daran mitgewirkt 
haben, das gewünschte Bild zu erzeugen?
All das nennen die Regierenden den Gipfel ihrer 
Demokratie.  Roland Winkler, Aue 

L E S E R B R I E F E
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Nein, Plünderungen und Brandstiftungen sind 
nicht links. Nach Hamburg sind die Chefs von  
20 Staaten mit zirka 10 000 Mitarbeitern gekommen, 
und was haben sie vereinbart? Außer Spesen 
nichts gewesen, gesprochen wird dagegen nur 
von linker Gewalt. Die friedliche Demonstration 
und die Exzesse der Polizei werden ausgeblen-
det. Doch links ist nur, wer sich für Bürgerrechte 
stark macht. Linke fordern die Veränderung von 
Besitzverhältnissen, aber nicht die Zerstörung.
Was haben sogenannte Linksautonome mit den 
Ausschreitungen und Gewaltexzessen erreicht? 
Sie gaben der Politik ein Argument zur Räumung 
der „Roten Flora“ in Hamburg, die vielen schon 
lange ein Dorn im Auge war. Das Thema innere 
Sicherheit wird nun zum Hauptthema des Bun-
destagswahlkampfes. Und die Partei Die Linke 
wird allein dadurch diskreditiert, daß immer 
wieder von linkem Terror, von Linksextremismus 
die Rede ist, der mit Rechtsextremismus und 
Islamterroristen gleichgesetzt wird.
Mich macht das Ganze sehr nachdenklich, denn: 

„In der Politik geschieht nichts zufällig. Wenn etwas 
geschieht, kann man sicher sein, daß es auch 
auf diese Weise geplant war“, erklärte Franklin 
D. Roosevelt, 32. Präsident der USA.

Stanislav Sedlacik, Weimar

Spätestens, wenn die Karawane der Weltmäch-
tigen weitergezogen ist, wird die Frage nach den 
Kosten laut werden. Die Akteure, wie Hamburgs 
1. Bürgermeister, Olaf Scholz, werden ja nicht 
müde zu erklären, daß es den Steuerzahler nichts 
kostet. Der Innenminister von Mecklenburg-
Vorpommern, Lorenz Caffier (CDU), sieht das 
anders. In seinem Bundesland fand 2008 ein 
sogenannter G8-Gipfel in Heiligendamm statt. 
Herr Caffier bezifferte dessen Kosten für den 
Steuerzahler auf ca. 100 Mio. Euro. Hamburg 
2017 dürfte um ein Vielfaches teurer werden.
Für die Erhaltung bzw. die Wiederherstellung 
des Friedens in Ländern, in denen die G20 ihre 
Interessen mit Waffengewalt durchzusetzen 
suchen, gäbe ich gern meine Steuern. Bedingung 
wäre: Frieden schaffen für alle! 
Es gab schon viele sogenannte Gipfel – G7, G8, 
EU-Gipfel, NATO-Gipfel – sie alle kosteten viel 
Geld. Friedlicher wurde die Welt dadurch nicht. 
Schon im Vorfeld erklärte Angela Merkel, man 
solle nicht so viel erwarten. Warum dann so ein 
Aufmarsch der Mächtigen?
Solche Politshows mit abschließendem „Fami-
lienfoto“, wo alle brav in die Kamera lächeln, 
brauchen wir nicht. Die 20 Akteure hatten nicht 
vor, die Welt zum Vorteil der Völker zu ändern. Wie 
auch, wo sie doch die Interessen der mächtigen 
Weltkonzerne befriedigen müssen.
Derartige Veranstaltungen bringen der Mensch-
heit nichts. Im Zeitalter von Videokonferenzen 
sind sie auch nicht nötig. Darum sollte man sie 
abschaffen! Wilfried Steinfath, Berlin

Der G20-Gipfel in Hamburg war von den herr-
schenden Kreisen in Deutschland eine gewollte 
Machtprobe gegenüber der Bevölkerung und 
ein Signal, das auch über seine Grenzen hinaus 
gehört werden sollte. Es war eine Provokation, 
mit der man demonstrieren wollte, wie der Poli-
zeistaat in Zukunft gegenüber seinem Volk (und 
besonders den Linken) umzugehen gedenkt, 
falls der Widerstand in Hamburg Schule machen 
sollte. Damit verteidige ich nicht „Unruhestifter“, 
Provokateure oder Randalierer. Sie waren in 

der Minderheit. Die Mehrheit brachte ihren 
Unmut gegen die herrschenden politischen 
Verhältnisse zum Ausdruck. Zu Recht stand 
in der „jungen Welt“: „Jetzt erst recht!“

Hans-Georg Vogl, Zwickau

In den aktuelle Umfragewerten liegt die SPD 
bei ca. 24 % der Wählerstimmen für die kom-
mende Bundestagswahl. Der Abstand zur CDU/
CSU beträgt „rekordverdächtige“ 15 %. Bei der 
ersten Bundestagswahl 1949 erzielte die SPD 
aus heutiger Sicht „traumhafte“ 29,2 %. Die 
CDU/CSU erreichte 31 %. Die SPD rechnete 
bei der ersten Bundestagswahl mit einem Sieg. 
Jedoch, es kam anders. Warum die SPD nicht 
in die Regierung gewählt wurde, erklärt Wilhelm 
Karl Gerst in seinem Buch „Bundesrepublik 
Deutschland unter Adenauer“, erschienen 
1957 im Verlag der Wirtschaft in Berlin/DDR. 
Wilhelm Karl Gerst, Mitbegründer der „Frank-
furter Allgemeinen Zeitung“, Bonner Mitarbeiter 
von DDR-Zeitungen und ADN, beschreibt die 
Gründe, warum die SPD die Wahl verlor: „Die 
SPD wurde durch den Wahlausgang am 14. 
August 1949 in die Opposition gezwungen, ohne 
im eigentlichen Sinne eine Oppositionspartei 
zu sein. Opposition setzt revolutionären Elan 
voraus, von dem die SPD-Führung aber nichts 
wissen will. Sie bewegt sich nur in dem Rahmen, 
den das Grundgesetz zuläßt, ja, sie nutzt es 
nicht einmal aus; von außerparlamentarischen 
Aktionen spricht sie zwar zuweilen, ohne sie 
jemals auszuführen. Oftmals arbeitet sie sogar 
mit der Regierungskoalition zusammen, wie 
das z. B. bei der Vorbereitung der Wehrgesetze 
in den Bundestagsausschüssen der Fall war. 
Daß die SPD-Fraktion im Plenum gegen die 
Gesetze stimmte, ändert nichts an dieser 
Tatsache. Unter diesem Aspekt muß die Rolle 
der SPD-Führung im politischen Geschehen 
der Bundesrepublik, wie sie hier dargestellt 
wird, gesehen werden.“
Ich denke, aktueller kann diese Zustandsbe-
schreibung der SPD nicht sein.
Die Adenauer-Regierung leitete ein Verfahren 
gegen Wilhelm Karl Gerst wegen dieses Buches 
ein. Auf Drängen Adenauers hatte der Bundes-
gerichtshof eine Voruntersuchung gegen ihn 
angeordnet. Unter dem Vorwand, er habe die 
Bundesrepublik „verächtlich“ gemacht, sollte 
der Mann vor Gericht gestellt werden, obwohl 
dieses Buch nur in der DDR erschienen war. 

Johann Weber, Niederbayern

Es darf nicht übersehen werden, daß der Haupt-
konflikt zwischen den drei Monarchien – Saudi-
Arabien, Vereinigte Arabische Emirate und Katar –  
mit dem islamischen Terrorismus nichts zu tun 
hat. Die Regierungen dieser Länder, vor allem 
die von Saudi-Arabien, sind die Hauptförderer 
des internationalen islamischen Terrorismus. 
Bei diesem Konflikt geht es lediglich um die 
Durchsetzung des Führungsanspruchs in der 
Region, den die saudiarabischen Herrscher 
allein für sich beanspruchen. Die Regierung 
des kleinen Staates Katar akzeptiert dies nicht 
und betreibt ihre eigene Außenpolitik, was von 
den anderen Golf-Monarchien als Bruch des 
vermeintlichen Konsens’ betrachtet wird. Am 
meistens stören sich die Saudis daran, daß 
Katar zur islamischen Republik Iran – dem 
Hauptrivalen Saudi-Arabiens – gute Beziehungen 
pflegt. Dr. Matin Baraki, Marburg

Zu Dr. Thomas Köhler: 60 Jahre DTSB – ein 
würdiges Jubiläum, RF 233, S. 14
Sehr sinnvoll, dieser Beitrag! Es würde mich 
freuen, von ihm oder anderen sportpolitisch 
beschlagenen Autoren hin und wieder einen 
Beitrag zu historischen und aktuellen Themen 
lesen zu können. Zum Beispiel interessiert mich 
das Gebaren um die Aufnahme bzw. Nichtauf-
nahme  von Sportlern und Sportfunktionären in die 
sogenannte Hall of Fame des deutschen Sports. 
Interessant wäre auch eine Anknüpfung an das 
Buch von Klaus Huhn „Die DDR bei Olympia“.
 Manfred Jantsch, Pirna

Jeden Monat freue ich mich über unseren 
„RotFuchs“. Der Artikel in der Mai-Ausgabe 
„Ehrung für DDR-Sportlegenden“ war gut und 
würdevoll. Diese Sportler stammten aus dem 
Volk und waren vom Volk geachtet und geliebt. 
Warum wird in der BRD nicht dafür gesorgt, daß 
die Doping-Vergangenheit öffentlich gemacht 
und aufgearbeitet wird? Woher nimmt sie das 
Recht, einen Sportler wie Täve Schur, den ich 
sehr gut kenne, zu diskriminieren?

Lothar Heimann, Crimmitschau

Das Internationale Deutsche Turnfest vom  
3. bis 10. Juni in Berlin ist Geschichte. Die welt-
größte Breiten- und Wettkampfveranstaltung hatte 
80 000 Teilnehmer – davon 70 Prozent weibliche 
– aus 3161 Vereinen in Deutschland und mehr als 
3100 Gästen aus elf Ländern zusammengeführt.
Ich habe zwischen 1954 und 1987 sieben Deutsche 
Turn- und Sportfeste der DDR als Aktiver ebenso 
wie als Gestalter und Organisator miterlebt. Seit 
1990 sind es sieben Deutsche Turnfeste des DTB, 
die ich als im Ehrenamt Tätiger begleitete. Ich 
war also fast immer hautnah dabei. Mein Fazit: 
Die Turn- und Sportfeste in der DDR wurden 
in und von der Bevölkerung Leipzigs intensiver 
wahrgenommen. Die feierliche Eröffnung, die 
Fahnenweihe, der Festzug, die Abschlußver-
anstaltung und vor allem die große Sportschau 
waren einmalig in ihrer Art, auch vom Zuspruch 
der Bevölkerung und vom Ambiente her.
Berlin 2017 war sicher bunter und lockerer, 
aber die Bindung zur Bevölkerung oder ihr Mit-
nehmen waren kaum zu erkennen. Sonst wäre 
beispielsweise das 76 000 Zuschauer fassende 
Olympiastadion zur begeisternden „Stadiongala“ 
nicht mit nur 55 000 Zuschauern besetzt und die 
hochkarätige Turnfestgala in der Mercedes-Benz-
Arena, die dreimal stattfand, mit jeweils 8000 
Plätzen wenigstens einmal ausverkauft gewesen. 

Bernd Schenke, Berlin

„Die Erinnerung ist unsere zweite Gegenwart.“ 
(Novalis)
Es erfüllt mich bis heute mit Stolz und Dank-
barkeit, daß ich an einer großen Aufgabe der 
Sportwissenschaft der DDR an der Deutschen 
Hochschule für Körperkultur (DHfK) in Leipzig 
mitwirken konnte. …– Dem Redaktions- und 
Autoren-Kreis des „RotFuchs“ hohe Anerkennung 
für die zeitgeschichtlich konsequente Bewahrung 
unseres wahren, gelebten Lebens in der DDR.
In bleibender, gütiger Verbundenheit,

Dr. Lothar Kalb, Leipzig

Zu Hermann Jacobs: „Sozialismus ,mit oder ohne 
Wertgesetz‘?“, RF 232, S. 19 
Anstatt sich erneut auf einen bisher schon ergeb-
nislos verlaufenen Streit einzulassen, wäre es 
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vielleicht doch sinnvoller, zunächst nochmals 
auf Vorgaben zurückzugreifen, die uns der wis-
senschaftliche Sozialismus zu diesem Thema 
überliefert hat:

„Also I. ‚lange Geburtswehen‘; II. ‚erste Phase 
der kommunistischen Gesellschaft‘; III.‚ höhere 
Phase der kommunistischen Gesellschaft‘“. 
(Lenin, Marxismus und Staat, Berlin 1960, S. 47)
Wir haben es also mit einer einheitlichen, in 
sich identischen Gesellschaftsformation („Kom-
munismus“, „kommunistische Gesellschaft“) 
zu tun, deren Phasen sich im wesentlichen 
nur durch das Verteilungsprinzip unterschei-
den. Ihr vorgelagert und ausdrücklich davon 
abgehoben sind „lange Geburtswehen“, mit 
anderen Worten eine Übergangsphase oder 
ein Zwischenstadium, das sich logischerweise 
nur aus Elementen der alten und Elementen 
der zukünftigen Gesellschaft zusammensetzen 
kann. Ökonomisch gesprochen würde es sich 
dann um eine Kombination des kapitalistischen 
Wertprinzips („Kapitalismus“) einerseits mit 
dem sozialistischen Planprinzip andererseits 
handeln. In seiner optimalen Kombination ergibt 
das – politisch einen Staat vom Sowjettypus 
vorausgesetzt – den „Staatskapitalismus der 
außergewöhnlichen Art“ (Lenin), wie er sich 
sowohl während der NÖP-Periode in der 
Sowjetunion als auch in der VR China seit der 
Einführung der „sozialistischen Marktwirtschaft“ 
bewährt hat.
Nebenbei bemerkt: Falls man der Dialektik treu 
bleiben, also keine Konzessionen an das altme-
taphysische Identitätsprinzip (a = a) machen will, 
muß man sich schon zu der Einsicht bequemen: 
Kapitalismus ist nicht gleich Kapitalismus.
Angesicht der historischen Erfahrungen eines 
halben Jahrhunderts, die Pariser Kommune 
eingerechnet, sah sich Marx zu einem letzten 
Wort über die historische Perspektive veranlaßt, 
das man durchaus als eine Mahnung verstehen 
kann: Die Arbeiterklasse hat „keine fix und fer-
tigen Utopien durch Volksbeschluß einzuführen 

…“, sie hat „lange Kämpfe, eine ganze Reihe 
geschichtlicher Prozesse durchzumachen, 
durch welche die Menschen wie die Umstände 
gänzlich umgewandelt werden.“ (MEW, Bd. 17, 
S. 343) Dr. M. Höfer, E-Mail 

Seit dem Sommersemester 2017 bin ich Senio-
renstudent an der Philipps-Universität Marburg, 
Fachbereich Rechtswissenschaften. Die ersten 
Kurse sind abgeschlossen, so auch der zur 

„Verfassungsgeschichte“. Von der Entstehung 
des modernen Verfassungsrechts in den 
USA und in Frankreich bis zur Entstehung 
des Grundgesetzes der BRD waren in den 
Vorlesungen viel Neues, viel Bekanntes und 
interessante Wertungen zu hören. Vielver-
sprechend war dann schließlich das Thema 

„Demokratischer Neubeginn 1945 bis 1949“. 
Mit dem Inkrafttreten des Grundgesetzes am  
23. Mai 1949 endete die Verfassungsgeschichte, 
nicht jedoch ohne den Hinweis auf die Ent-
stehung einer neuen „Diktatur“ im Osten. Die 
jungen Erstsemester erfuhren nichts über die 
antifaschistisch-demokratische Umgestaltung 
in der sowjetischen Besatzungszone und in der 
DDR, nichts über die Verfassung von 1949 und 
schon gar nichts über die neue Verfassung von 
1968, welcher eine umfassende Diskussion mit 
zahlreichen Änderungsvorschlägen vorausging. 
Da erinnerte ich mich wieder, was wir einmal 

gelernt hatten: daß das Recht Klassencharakter 
trägt. Siegfried Duske, Biedenkopf

Zeitig sind wir am Sonnabend, dem 10. Juni, mit 
der Niederbarnimer Eisenbahn von Beeskow nach 
Storkow zum dortigen „Tag der Bundeswehr“ 
gefahren, um uns ein eigenes Bild vom Geschehen 
machen zu können. 17 000, und bundesweit an den 
anderen 15 Standorten 270 000 Besucher, hat die 

„Attraktion“ angelockt. Der Marktplatz, gelegen 
im historischen Zentrum, war von allen Seiten 
vom Militär abgesperrt. Anwohner berichteten, 
daß sie nur mit Passierschein in ihre Wohnungen 
durften. Mit E-Rollstühlen „bewaffnet“ ließ man 
uns unkontrolliert ein, obwohl unser Aufzug (rote 
Windjacken und Mützen, versehen mit diversen 
Aufklebern (gegen die Bundeswehr in der NATO, 

„Kein Einsatz der Bundeswehr in Syrien“, „Amis go 
home“, Friedenstaube, DDR- und FDJ-Emblem 
und einem extra für diesen Anlaß bedruckten 
Shirt und unserem Parteiabzeichen) schon von 
weitem unser Sinnen verriet. 
Wir wollten unbedingt hören, was der Militärpfarrer 
seinen „Schäfchen“ im Morgengebet predigte. 
Die SPD-Bürgermeisterin Cornelia Schulz-Ludwig 
und der frisch gewählte Kreistagspräsident Herr 
Lindemann gehörten zu den Andachtsgästen. 
Inbrünstig wurde Gott um das Gelingen des 
Soldatenwerks in aller Herren Länder angefleht 
und den Fleckgetarnten Segen erteilt. Keine 
zehn Gebote und kein Palmwedel mahnte zum 
Frieden auf Erden, und ein schlechtes Gewissen 
schien keiner der Söldner zu haben. Es mutete 
schon gruselig an, eine Stadt in Kriegsbewaff-
nung zu sehen. Selbst vor der Kirche standen 
die Machtinstrumente des Kapitals. 
Freundlich bemühten sich alle möglichen Waf-
fengattungen, ihre „Gäste“ (egal ob Schüler, 
Mütter mit ihren Kleinen auf dem Arm oder 
deren Väter und Großeltern) vom Sinn und der 
Wichtigkeit ihres Tuns zu überzeugen. Wir hat-
ten unsere Not, irgendwie an den Geschützen 
vorbeizukommen, als „Krüppel“ schienen wir 
offenbar für die Truppe ungeeignet. In einem Zelt 
informierten Uniformierte über Sozialleistungen, 
z. B. Hilfe bei der Wohnungsbeschaffung, was 
mich fragen ließ, ob die Soldaten, wenn sie aus 
ihren Auslandseinsätzen kommen, mit Wohnun-
gen versorgt werden, nachdem sie irgendwo 
welche zerstört haben. Perplex antwortete 
die Dame im Waffenrock mit ja. Als ich wissen 
wollte, ob die Angehörigenbetreuung der im 
Sarg Heimkommenden ihr Broterwerb sei und 
nach einem möglichen schlechten Gewissen bei 
dieser Arbeit gefragt, kam ein Nein, weil so etwas 
nun mal zur Bundeswehr gehöre. Ein längeres 
Gespräch hatte ich mit einem ca. 20jährigen, der 
für einen riesigen Tanklastwagen zuständig war: 
Er sei bereits einmal in Afghanistan gewesen 
und gehe bald wieder raus ins „Feld“. Ja, seine 
Mutter bange sehr um ihn, und sein Vater, der 
als NVA-Angehöriger nach dem „Beitritt“ nicht 
in die Bundeswehr übergelaufen sei, mache 
sich Sorgen. Aber der junge Mann begriff nicht, 
daß eine Armee eigentlich für den Schutz des 
Landes gedacht ist, deren Zuständigkeit hinter 
der Landesgrenze zu Ende ist.  
Nun hatten wir eine kleine Stärkung mit unserem 
mitgebrachten Kaffee nötig. Was uns plötzlich 
im Tiefflug über die Köpfe dröhnte, war unglaub-
lich. So dicht über der Stadt, man konnte dem 
Piloten ins Gesicht sehen, das Großraumflug-
zeug A400M. Imponiergehabe hier, Schrecken 

verbreitend auf den realen Kriegsschauplätzen 
in der Welt. „Anschauungsmaterial“ in Hülle 
und Fülle – Panzer, Hubschrauber, Hunde – zu 
Lande, zu Wasser, in der Luft … Und mittendrin 
Kuchenbasar von Kindergärten, Seniorenbera-
tungsstellen, Umweltverbänden, die Feuerwehr 
und das Technische Hilfswerk und im Hinterkopf, 
daß 250 000 für die Bundeswehr arbeiten, 1907 
Minderjährige, davon 689 Soldaten auf Zeit und 
1209 als Freiwillige, entgegen dem Verbot der 
UN-Kinderrechtskonvention. Vergessen auch 
nicht, daß seit Gründung der Bundeswehr 3200 
Soldaten in Ausübung ihres Dienstes getötet 
wurden ... 
Uns zog es zu den etwa dreißig, die sich um die 
vielen blauen Luftballons versammelt hatten. Da 
waren Vertreter der „Linken“ mit Handzetteln 
über die Kurmarkt-Kaserne, von UMDO, der 
Friedensvereinigung und wir beide von der KPD. 
Auf dem Weg dorthin bot sich ein fast historisches 
Bild des Militarismus deutscher Nation. Des 
Preußenkönigs Lange Kerls standen zusammen 
mit welchen in weißen Bundeswehrhemden 
und Vertretern im Kampfanzug in illustrer Runde.
Kriegsgefahr – aber nicht doch vor dem Volk, 
dem hat man eingeredet, daß die Bundeswehr 
unser Friedensstifter ist und alle mitstiften sollen, 
koste es, was es wolle.

Cornelia Noack, Beeskow

In der Erzgebirgskaserne Marienberg sind am 
22. Juli 14 Schützenpanzer für die Reise nach 
Litauen auf Züge verladen worden. Sie sind für 
den Einsatz des Panzergrenadierregimentes 
371 bestimmt.
Von dieser Nachricht betroffen, kann ich nur laut 
fordern: Gebietet diesem kriegerischen Wahnsinn 
Einhalt! Nun wird ein Bundeswehrkontingent 
ohne Not aus Sachsen nach Litauen entsandt. 
Angestachelt von der kriegerische Hysterie 
einiger baltischer neuer „Demokraten“ wird 
entgegen den nach dem kalten Krieg getroffenen 
Absprachen und von einer unsäglichen Russo-
phobie geleitet, Personal und Kriegsgerät der 
Bundeswehr exportiert. Dies wird von deutschen 
Politikern verantwortet, die einmal gefordert 
hatten: „Schwerter zu Pflugscharen!“ Es war der 
lautstark verkündete Appell, Konflikte friedlich zu 
lösen und alle dafür notwendigen friedenspoliti-
schen Voraussetzungen zu schaffen. Wir reden 
von und über Luther und schicken Soldatinnen 
und Soldaten sowie Panzer in die Welt. Beendet 
diesen lebensbedrohlichen Wahnsinn und erhebt 
dagegen Eure Stimme!

Raimon Brete, Chemnitz

In e igener Sache
Wer den „RotFuchs“ aufmerksam liest, 
weiß, daß wir neben unseren eigenen 
Beiträgen immer auch bewahrenswertes 
Historisches aus diversen „Schatzkammern“ 
und Aktuelles von Bündnispartnern, uns 
nahestehenden oder mit uns befreundeten 
Parteien und Bewegungen veröffentlichen.
Unabhängig davon, ob man deren Wertun-
gen und Ansichten im einzelnen teilt oder 
nicht, gilt, was seit der ersten Ausgabe des 
RF im Impressum steht: „Die in namentlich 
gezeichneten Beiträgen zum Ausdruck 
gebrachten Auffassungen müssen nicht 
mit denen der Redaktion übereinstimmen.“                                     
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Aus dem Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland, Artikel 1 

 ■ Regionalgruppe Mecklenburg-
Vorpommern Nord-West 

Am 6. September um 15 Uhr spricht 
Prof. Dr. Anton Latzo zum Thema: 
Osteuropa in den Fängen der Politik 
der EU
Ort: Stadtkantine, 
Großschmiedestraße 41–43,  
23966 Wismar

 ■ Regionalgruppen Berlin 
Am 15. September um 16.30 Uhr laden 
wir Leser und Mitglieder der Berliner 
Regionalgruppen zu einer Veranstaltung 
mit Egon Krenz ein zum Thema: Das 
DDR-Erbe – ein Zukunftswert
Ort: Bürogebäude (ND), Franz-
Mehring-Platz 1, 10243 Berlin

 ■ Regionalgruppe Freiberg
Am 26. September um 15 Uhr spricht 
Dr. Arnold Schölzel, Vorsitzender des 
„RotFuchs“-Fördervereins, zu aktuell-
politischen Fragen. 
Ort: Gaststätte „Zur Orgelpfeife“, 
Forstweg 81, 09599 Freiberg

 ■ Regionalgruppe Saale-Orla
Am 28. September  um 17 Uhr spricht  
Prof. Dr. Ekkehard Lieberam zum 
Thema: 100. Jahrestag der Großen 
Sozialistischen Oktoberrevolution – 
Die Verantwortung aller Linken heute
Ort: Gaststätte „Bayrische 
Bierstuben“, Schloßstraße 12, 07318 
Saalfeld 

 ■ Regionalgruppe Rostock
Am 29. September um 16 Uhr spricht 
Ellen Brombacher, Sprecherin der  
Kommunistischen Plattform der Partei 
Die Linke, zum Thema: Die Linke nach 
den Bundestagswahlen
Ort: Mehrgenerationenhaus 
Evershagen, Maxim-Gorki-Straße 52, 
18106 Rostock
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